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Ganz ungewöhnlich ist die erste 
Doppelnummer der blz nicht im

März/April, sondern schon im Januar/Fe-
bruar erschienen. Viele haben deshalb im
Februar vergeblich die blz gesucht und
sich bei uns über das fehlende Heft be-
schwert. Beim nächsten Mal werden wir
noch besser darauf hinweisen, wann die
Doppelnummern erscheinen. 

Eine wahre Artikelflut erreichte uns zum
Thema Vorklassen. Wir waren erfreut,

aber auch ein wenig ratlos: wie sollen wir
das alles unterbringen? Bettina Liedtke hat
das ganze Wochenende daran gesessen,
um die Artikel so zu kürzen, dass sie in die
Zeitung passen und die AutorInnen ihre
Zuschrift noch wieder erkennen. Wir
hoffen, dass alle zufrieden sind.

Wenn diese blz erscheint, ist die April-
Ausgabe schon in Arbeit. Artikel

können dann nicht mehr berücksichtigt
werden. Für kurze LeserInnenbriefe halten
wir aber immer noch ein paar Tage länger
ein Plätzchen frei.
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Heidi Bischoff-Pflanz ist im
Ruhestand. Einst als Kämp-

ferin gegen
die Unverein-
barkeitsbe-
schlüsse von
der ÖTV aus-
geschlossen,
hatte sie in
der GEW ihre
neue gewerk-

schaftliche Heimat gefunden.
Landesweit bekannt wurde
Heidi als Fraktionsvorsitzen-
de der Alternativen Liste im
Abgeordnetenhaus und mit ih-
rem Engagement gegen Aus-
länderfeindlichkeit und Ras-
sismus und gegen Abschie-
bungen. Als die AL ihr zu
grün wurde, beendete sie den
Ausflug in die Landespolitik
und kehrte an ihren alten Ar-
beitsplatz zurück. Hier wurde
Heidi auch mit den Stimmen
der ÖTV zur Personalratsvor-
sitzenden gewählt und war
starker Widerpart der wech-
selnden Amtsleitungen. Heidi
hat jetzt mehr Zeit für ihre
Datsche an der Irischen See. In
der GEW und in den Anti-Ras-
sismus-Initiativen wird sie
sich aber weiterhin engagie-
ren. 

Christine Albert hatten wir in
der blz 11/02 (Nur wenige
kommen durch...) unterschla-
gen: von ihr stammt das Titel-
foto. Wir bitten um Entschul-
digung! Christine ist aber
nicht nur Fotografin, sondern
auch Autorin. Bereits in zwei-
ter Auflage ist bei Luchter-
hand bzw. bei Beltz ihr Buch
„Lernwerkstatt Kindergarten“
erschienen. 

Wolfgang Wieland, ehemali-
ger Fraktionsvorsitzender von
Bündnis90/Die Grünen im Ab-
geordnetenhaus, ist beschei-
den geworden. In einem taz-
Interview gestand der ehema-
lige Maoist ein: „Aus der gro-
ßen Sehnsucht sind kleine
Anfragen geworden“. Wielands
Trost: Dass die Weltrevolution
nicht von Westberlin ausge-
gangen sei, habe nicht an ihm
gelegen, sondern daran, dass
98 Prozent der Bevölkerung
das nicht wollten. Der ehema-
lige Justizsenator im rot-grü-
nen Übergangssenat kann sich

zwar auch ein Leben ohne Po-
litik vorstellen, schließt aber
nicht aus, dass er auf Bundes-
ebene wieder aktiv wird.

Werner Langner wird 80 Jahre!
Über seinen Werdegang und
seine Erfahrungen berichtet
er in unserem Interview auf
Seite 28. 

Christa Händle ist in den Ru-
hestand gegangen. Geboren
vor 65 Jahren erlebte sie als
Flüchtlingskind Bildung als
Chance zu Integration und
Emanzipation. Klar, dass sie
Lehrerin wurde! Klar, dass sie
weiterging und Bildungsfor-
scherin wur-
de! In ihrer
36jährigen
Tätigkeit am
Max-Planck-
Institut war
Lehrkräfte-
bildung ihr
Hauptfor-
schungsgebiet. Mehr Pädago-
gik und weniger Fachwissen-
schaft forderte sie schon vor
Jahren. Mit ihren Forschungs-
projekten erkundete sie die
Schulrealität, nach der Wende
besonders in den neuen Bun-
desländern und im Ostteil
Berlins. Daneben gestaltete
sie in den siebziger Jahren
die Gruppe „Mütter in der
Wissenschaft“ mit und war
Anfang der neunziger Jahre
Leiterin des Referates Weiter-
bildung der GEW BERLIN.

Lothar Krappmann ist in den
UN-Ausschuss für die Rechte
des Kindes gewählt worden.
Dieses Gremium prüft die Um-
setzung der UN-Kinderrechts-
konvention; mit Krappmann
ist erstmalig ein deutscher Ver-
treter dabei. Prof. Krappmann
ist ein international anerkann-
ter Forscher im Bereich Kin-
der/Kinderpolitik und hat als
Vorsitzender der Sachverstän-
digenkommission maßgeblich
am 10. Kinder- und Jugendbe-
richt der Bundesregierung mit-
gewirkt. Bis zu seiner Eremi-
tierung im letzten Jahr hat er
25 Jahre am Max-Planck-Insti-
tut für Bildungsforschung in
Berlin gearbeitet. Zur Zeit hat
Krappmann einen Lehrauftrag
an der FU Berlin.

Zum Schuljahr 2000/2001
wurde den LehrerInnen in
Berlin zugemutet, eine Un-
terrichtsstunde pro Woche
mehr zu geben. Als Begrün-
dung wurde der Vergleich
mit der Ausstattung in Ham-
burg genannt. Trotz heftiger
Proteste und breiter Gegen-
wehr blieb der CDU/ SPD-Se-
nat bei seiner bildungsfeind-
lichen Linie. 
In der Zwischenzeit sind ge-
nauere Zahlen zum Ver-
gleich Hamburg/Berlin be-
kannt geworden: Bei gleicher
Versorgung der SchülerIn-
nen müssten in Berlin 1.500
LehrerInnen mehr eingestellt
werden! Es zeigt sich,
dass Lügen zumeist
schnell entlarvt wer-
den. Schon im Jahre
2000 hätte danach die Ar-
beitszeit im Umfang von 300
Stellen gekürzt werden müs-
sen, statt sie zu erhöhen.
Seit dem Sommer 2002 sind
die Reste der Altersermäßi-
gung gestrichen worden.
Klaus Böger, der die Alterser-
mäßigung als „Trottelrabatt“
diffamierte, hält die Arbeits-
zeiterhöhung für ältere Kol-
legInnen wahrscheinlich für
einen notwendigen Beitrag,
um die Zahl der Frühpensio-
nierungen zu senken. 
Seit dem 20.01.2003 ist die
Zahl der Pflichtstunden für
LehrerInnen noch einmal –
zum Teil drastisch – erhöht
worden. Ein sachliches Argu-
ment gibt es dafür nicht.
„Pädagogisch verhängnisvoll,
arbeitsmarktpolitisch völlig
falsch“, so oder ähnlich lau-
ten die Kommentare eben je-
ner SenatorInnen, die diesen
Unsinn beschlossen haben.
Eine Kollegin, die im August
2002 sechzig geworden ist
und an einem Berliner Gym-
nasium oder OSZ unterrich-
tet, muss heute fünf Unter-
richtsstunden mehr als noch
vor drei Jahren erteilen! Für
sie ist die Arbeitszeit in den
letzten zweieinhalb Jahren
um 24 Prozent gestiegen! Das
ist wirklich unglaublich! Der
Gipfel aber ist die Begrün-

dung: Um die Hausmeister,
Verwaltungsangestellten, die
ErzieherInnen und Feuer-
wehrleute zu einem „freiwil-
ligen“ Verzicht auf erhebliche
Teile ihres Gehaltes zu zwin-
gen, sollen keine jungen Leh-
rerInnen mehr eingestellt wer-
den. Juristisch nennt man die-
ses Vorgehen „Erpressung“. 
Dies betrifft eine ganze Ge-
neration von SchülerInnen,
die ein Recht darauf haben,
nicht nur von ihren Großel-
tern unterrichtet zu werden.
Ohne Altersmischung im Kol-
legium wird die Weiterent-
wicklung von Schule und Un-
terricht ad absurdum geführt. 

Die GEW Berlin wird mit allen
juristischen Mitteln gegen
die aktuelle Arbeitszeitverlän-
gerung vorgehen. Das ist die
eine Seite. Die andere aber ist:
Wer sich gesundheitlich nicht
ruinieren will, wer seine Le-
benskraft im Interesse der
SchülerInnen erhalten und
wer Arbeitslosigkeit und Ar-
mut der jungen KollegInnen
verhindern will, die und der
müssen jetzt aufstehen und
diesem Senat Widerstand ent-
gegensetzen. Es gibt kein in-
dividuelles „Entkommen“. 
Alle betroffenen SchülerIn-
nen, Eltern und LehrerInnen
gehören zusammen. Aber al-
len sollte klar sein: Es ist
nicht mit einer einmaligen
Aktion getan, wenn wir ver-
hindern wollen, dass diese
völlig unsoziale Politik Schu-
le macht! Ulrich Thöne

Zu viel ist zu viel!

S T A N D P U N K T  

Ulrich Thöne, Vorsitzender
der GEW BERLIN



gogik hat schon wieder Raum-
probleme. Dieses Mal wird je-
doch nicht umgezogen, son-
dern ausgebaut: ein dreistö-
ckiger Anbau mit vier Seminar-
räumen soll die bestehende
Raumnot lindern. Die Fach-
hochschule hat inzwischen
1.300 Studierende. Benannt
worden ist sie nach der Frau-
enrechtlerin und Sozialrefor-
merin Alice Salomon (1872-
1948), die 1908 in Schöne-
berg die erste soziale Frauen-
schule gegründet hatte. 

Abschaffung der
Lernmittelfreiheit
Im Schnitt 186 Euro pro Schul-
jahr und Kind müssen Eltern
von der ersten Klasse bis
zum Abitur aufbringen, wenn
die geplante Abschaffung der
Lernmittelfreiheit umgesetzt
wird. Das geht in der ersten
Klasse los mit rund 45 Euro
und steigert sich bis 293 Euro
in der siebten und 341 Euro
in der elften Klasse. Mögliche
Minderungen durch den Wei-
terverkauf der Schulbücher
blieben bei diesen Berechnun-
gen der Senatsbildungsverwal-

öffentlich gemacht. An der
HU sammelte eine Initiative
200 Unterschriften gegen die
schlechte Ausstattung, die es
ihnen unmöglich mache, das
Studium innerhalb der Regel-
studienzeit abzuschließen.
HU-Vizepräsident Elmar Ten-
orth hält dagegen das Lehran-
gebot für ausreichend. An der
TU kritisieren Studierende vor
allem die Situation in den Fä-
chern Sozialkunde und Ar-
beitskunde, deren ohnehin
schon knappe personelle Aus-
stattung weiter gekürzt wer-
den soll. In Sozialkunde ist ge-
plant, eine der bestehenden
zwei Professorenstellen zu
streichen. Die Lehramtsaus-
bildung an den beiden Hoch-
schulen war auch schon in
der Vergangenheit mehrfach
von Lehramtsstudierenden kri-
tisiert worden. 

Fachhochschule für Sozial-
arbeit wird größer
Die erst 1998 wegen Platzman-
gel von Schöneberg nach Hel-
lersdorf umgesiedelte Alice-
Salomon-Fachhochschule für
Sozialarbeit und Sozialpäda-

TU bei OsteuropäerInnen
beliebt
An der Technischen Universi-
tät Berlin (TU) absolvierten im
Wintersemester 2001/02 ins-
gesamt 3.765 Studierende aus
osteuropäischen Ländern ein
Studium. Die TU Berlin ist da-
mit Spitzenreiter. Insgesamt
waren in Deutschland 41.699
Studierende aus Osteuropa
eingeschrieben. Polen ist mit
8.827 Studierenden vertreten,
aus der Russischen Föderation
kamen 7.098, aus Bulgarien
6.954 Studierende. Damit liegt
die Zahl der osteuropäischen
Studierenden zum ersten Mal
über der Zahl der Studieren-
den aus westeuropäischen
Staaten. Von dort kamen le-
diglich 35.978 zum Studium
nach Deutschland, meldete
die Nachrichtenagentur dpa. 

Lehramtsstudierende
protestieren
Kritik an den Lehrangeboten
für Lehramtsstudierende an
der Humboldt-Universität (HU)
und an der Technischen Uni-
versität (TU) haben Studieren-
de der beiden Hochschulen

tung unberücksichtigt. Dort
geht man aber davon aus,
dass die endgültigen Beträge
eher niedriger liegen, weil oft
statt mit einem Schulbuch
mit Kopien gearbeitet werde.
Sozialhilfeempfänger und Be-
zieher von Wohngeld sollen
mit Schulbücher-Gutscheinen
unterstützt werden, die die
Schulen gegen Vorlage der Be-
scheinigung ausgeben. 

Schule mit beschränkter
Haftung
Unter dieser Überschrift be-
richtete die taz über eine
Auseinandersetzung um die
British International School
Berlin (BISB) in Spandau. Eine
ehemalige Lehrerin der Schu-
le hat in einem Brief an die El-
tern schwere Vorwürfe gegen
die Schule erhoben: Die Un-
terrichtsleistungen seien ka-
tastrophal, teilweise sei die
Hälfte der Schüler einer Klas-
se durch die extern von den
britischen Behörden bewerte-
ten Abschlussprüfungen ge-
fallen. Die Schule bestreitet
die Vorwürfe und hat ein Ge-
richtsverfahren gegen ihre
ehemalige Lehrerin eingelei-
tet. Die seit fünf Jahren beste-
hende Privatschule hat rund
230 SchülerInnen, viele da-
von aus Diplomatenfamilien.
Die Schulgebühren betragen
bis zu 8.000 Euro pro Jahr.
Die BISB gehört zum britischen
Erziehungskonzern Nord Ang-
lia, der an der Londoner Bör-
se notiert ist und außer in
England vor allem im osteu-
ropäischen Raum expandiere,
berichtet die taz weiter in
ihrem Artikel. 

Europäischer PädagogInnen-
Friedenskongress
Vom 30. Juni bis 4. Juli findet
in Hamburg unter dem Motto
„Die Waffen nieder – eine
friedliche Welt ist möglich!“
der 4. Europäische PädagogIn-
nen-Friedenskongress statt.
Veranstaltet wird der Kon-
gress unter anderem gemein-
sam vom GEW-Hauptvorstand
und dem Landesverband Ham-
burg. Interessenten können
weitere Informationen unter
horst.bethge@t-online.de er-
halten.
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Über eine halbe Million Menschen haben am 15. Februar in Berlin gegen den drohenden Krieg
im Irak demonstriert. Die GEW BERLIN hatte ebenfalls zur Demonstration aufgerufen und zahlrei-
che Mitglieder haben sich beteiligt. In einer Presseerklärung zur Demonstration erklärte die
GEW BERLIN, dass das Handeln der USA mit dem Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen
nicht vereinbar sei, denn dort sei Krieg nur als Recht auf Selbstverteidigung erlaubt. Foto: transit



Unerwartet rasch hatten sich
Anfang Januar in Potsdam

die Tarifpartner im Öffentli-
chen Dienst auf einen neuen
Tarifvertrag geeinigt. Darauf-
hin traf der Berliner SPD/PDS-
Senat in einer Nacht- und Ne-
belaktion am 6. Januar 2003
panikartig die Entscheidung,
die Arbeitgeberverbände zum
8.1.03 zu verlassen. Auf kei-
nen Fall wollten SPD und PDS
in Berlin das in Potsdam ausge-
handelte Tarifergebnis über-
nehmen. Der Regierende Bür-
germeister erklärte am 16.01.
dazu: „...in Berlin vollzieht
sich beispielhaft ein Wandel,
der die ganze Republik be-
trifft.“ In der Tat, einen so
dreisten Akt der Tarifflucht
hat es in der Bundesrepublik
bisher noch nicht gegeben.
Ausgerechnet der SPD/PDS-
Senat – und nicht etwa eine
Koalition aus Merz (CDU) und
Westerwelle (FDP) z.B. – schlägt
mit der Keule nach einem
Eckpfeiler des Sozialstaates,
dem Flächentarifvertrag.
„Für den Verzicht auf Gehalts-
zuwächse in den nächsten
Jahren sowie auf Urlaubsgeld
und Teile des Weihnachtsgel-
des bieten wir etwas an, was
kein privater Arbeitgeber an-
bieten kann: nämlich einen
sicheren Arbeitsplatz. Und wir
bieten eine Verkürzung der
Arbeitszeit an.“ (Wowereit;
16.01.03)
Im Klartext heißt das:
• Die Berliner Beschäftigten
sollen für vier Jahre auf Ein-
kommenszuwächse verzich-
ten. Im Vergleich zum Bun-
desgebiet sinkt das Vergü-
tungsniveau um 8 bis 12 Pro-
zent bis zum Jahre 2007.
Dafür soll es dauerhaft keinen
Ausgleich geben. Die vom Se-
nat angestrebte Kürzung führt
damit zu einer lebenslangen
Absenkung des Einkommens
und zu einer empfindlichen
Kürzung der Rente.

• Zusätzlich soll für die Jahre
2003 bis 2005 das Urlaubs-
geld vollständig wegfallen und
das Weihnachtsgeld ab der Ver-
gütungsgruppe VII „sozial ge-
staffelt“ so gekürzt werden,
dass in der Gesamtsumme
mindestens die Hälfte einge-
spart wird. Das entspricht ei-
ner weiteren Lohnkürzung
um 4 bis 6 Prozent! 
• Im Gegenzug will der Senat
auf betriebsbedingte Kündi-
gungen bis zum Jahr 2006
verzichten. Außerdem soll die
Arbeitszeit für MitarbeiterIn-
nen aus dem Osten der Stadt
von 40 Stunden auf 38,5 Stun-
den abgesenkt werden. Weitere
„Arbeitszeitvergünstigungen“
werden in Aussicht gestellt.
• Eine Arbeitszeitverkürzung
für LehrerInnen, ErzieherIn-
nen, Justizvollzugsangestellte
ist allerdings nicht vorgese-
hen. Für die angestellten Leh-
rerInnen (knapp 20 Prozent
aller LehrerInnen) soll aber
die Erhöhung der Unterrichts-
verpflichtung zurückgenom-
men werden. 

Der SPD/PDS-Senat geht neue
Wege. „Am Anfang steht der
Mut zur Wahrheit. Der Mut, die
Probleme beim Namen zu nen-
nen. Und der Mut, auch harte
Konflikte nicht zu scheuen.“
(Wowereit; 16.1.03) Jawohl,
Mut hat der Senat, wenn es
um die Einkommen von Kran-
kenschwestern, ErzieherInnen,
Verwaltungsangestellten, Poli-
zisten oder LehrerInnen geht.
Hier kennt er weder morali-
sche Skrupel noch wirtschaft-
liche Vernunft. Aber alle ha-
ben sehen können, wie mutig
sich dieser Senat mit den Rei-
chen und Vermögenden dieser
Gesellschaft anlegt. In der De-
batte um die Vermögensteuer
z.B. geht es für Berlin immer-
hin um über 200 Mio. Euro
jährlich! Der Senat hat tage-
lang härtestens mit sich ge-

rungen und sich wirklich der
Forderung nach der Wieder-
einführung angeschlossen. Er-
staunlich! Aber nach dem „Ba-
sta!“ von Kanzler Schröder hat
er genauso rasch wie mutig
sein Fähnchen wieder einge-
rollt und sich gefreut, dass Ga-
briel aus Niedersachsen und
Beck aus Rheinland-Pfalz die
öffentliche Schelte verpasst
bekamen. 
„Solidarität ist heute vor al-
lem eine Frage des Ausgleichs
zwischen Arbeitsplatzbesit-
zern und denen, die keinen Job
haben.“ (Wowereit; 16.01.03)
Es geht nicht mehr um eine so-
ziale Gesellschaft, um eine ge-
meinsame Anstrengung aller,
nein, der soziale Ausgleich
wird nahezu vollständig zu
einem Problem der Arbeitneh-
merInnen untereinander ge-
macht. Kein Wort davon, dass
es in dieser Republik über
21.000 Einkommensmillionäre
(noch in Mark gerechnet) gibt.
Kein Wort davon, dass im Jah-
re 1999 die Hälfte von ihnen
„Verluste“ (!) von 3,7 Mrd. Mark
beim Finanzamt angemeldet
hatten und 812 Mio. Mark als
Rückerstattung erhielten!
Das Geld ist nicht weg, es ist
aber auch nicht an den Stellen,
wo es für den Wirtschafts-
kreislauf nachfragewirksam
eingesetzt wird. Jeder Cent,
der den ArbeitnehmerInnen
und ihren Familien genommen
wird, verringert die Binnen-
nachfrage und erhöht die her-
umvagabundierende Finanz-
spekulation mit all ihren ne-
gativen Folgen.
Dass ausgerechnet Berlin und
ausgerechnet nach dem Fiasko
des Bankenskandals vorbild-
haft an dieser Schraube der
Umverteilung weiter drehen
will, kann nicht mehr nur mit
Ahnungslosigkeit, Oberfläch-
lichkeit und zuviel Partys er-
klärt werden. Nein, dieser Se-
nat macht sich zu einer

Speerspitze des Angriffs auf
den Sozialstaat.
„Gerade an die Adresse der
Lehrerinnen und Lehrer sage
ich noch einmal ganz deutlich:
Ich weiß, dass die beschlosse-
ne Arbeitszeiterhöhung auf
ihre Knochen geht und dass
sie alles andere als arbeits-
marktpolitisch sinnvoll ist.
Das Ziel des Senats bleibt eine
Verkürzung der Arbeitszeit
(hat er wirklich gesagt! U.T.).
Zugleich steht fest: Die Ver-
längerung der Arbeitszeit war
keine Willkür, sondern eine
Notmaßnahme, die wir für
den Fall angekündigt hatten,
dass es zu keiner Verständi-
gung über einen Solidarpakt
kommt.“ (Wowereit; 16.01.03)
Die LehrerInnen werden als
Geiseln für den freiwilligen
Einkommensverzicht von Po-
litessen, KfZ-Schlossern im Po-
lizeireparaturdienst, Pförtnern
bei der Senatsverwaltung und
Hausmeistern in den öffentli-
chen Einrichtungen genom-
men. Die ArbeitnehmerInnen
so aufeinander zu hetzen hat
sich bisher noch niemand ge-
traut. Das ist wirklich neu!
Aber gerade deshalb wird es
Zeit, dass wir alle gemeinsam
dagegen halten. Denn: diesen
„beispielhaften Wandel“ wol-
len wir nicht!

Ulrich Thöne
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Tarifflucht – Berlin kein 
Vorbild für die Republik
Der rot-rote Senat demontiert mit seiner Aktion den Sozialstaat.
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A K T U E L L E S

Ein Flächentarif-
vertrag…

…wird zwischen Arbeitge-
bern und Gewerkschaften
abgeschlossen für Regionen
oder das gesamte Land und
legt Mindeststandards fest.
Durch diese Festschreibung
von Mindestlöhnen und ande-
ren Arbeitsbedingungen wird
gesichert, dass in Deutsch-
lands Regionen in etwa glei-
che Lebensverhältnisse herr-
schen. Die Weltbank hat im
Februar eine Untersuchung
veröffentlicht, die feststellt,
dass Länder mit starken Ge-
werkschaften und Flächen-
tarifen nicht nur für Arbeit-
nehmer günstig sind, son-
dern auch für die Wirtschaft
insgesamt.
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1998 begann mit der Veröffentli-
chung des Reformprogramms

„Grundschule 2000“ die erneute
Diskussion über einen veränder-
ten Schulanfang. Als Schulein-
gangsphase wurde die Einheit aus
Vorklasse, 1. und 2. Klasse be-
zeichnet. Übergänge in dieser Ein-
heit sollten fließend gestaltet wer-
den, ein individuell kürzeres oder
längeres Verweilen dem einzelnen
Kind einen kindgerechteren Start
ins Schulleben ermöglichen. Eini-
ge Schulen reagierten auf diesen
Entwurf mit der Umgestaltung ih-
res Schulanfangs. Die ersten JÜL-
Klassen (jahrgangsübergreifende
Lerngruppen) wurden aus Vorklas-
se, 1. u. 2. Klasse gebildet. Andere
Schulen erweiterten ihre z.T. seit
20 Jahren bestehenden Eingangs-
stufen um ein weiteres Jahr bis
Ende des 2. Schuljahres. (In den

Eingangstufen bilden Vorklassen-
leiterInnen und LehrerInnen ein
Team, das die Lerngruppe von ca.
28 Kindern von der Vorklasse bis
zum Ende der 1. Klasse gemein-
sam unterrichtet). 

Den jetzt überarbeiteten Schulge-
setzentwurf vom 10. Dezember
2002 lehnen viele Vorklassenleite-
rInnen und LehrerInnen ab, da er
die Abschaffung der Vorklassen
an der Berliner Grundschule be-
deutet und die eingangs bezeich-
neten Modelle in der pädagogi-
schen Versenkung verschwinden
lässt, ohne ihre Wirksamkeit zu
evaluieren bzw. die positiven Er-
gebnisse der Eingangsstufen in
die neue Schulanfangsphase zu
übernehmen. 
Die pädagogische Vielfalt, die der
einzelnen Schule die Möglichkeit

gab, sich auf ihren Einschulungs-
bezirk und den jeweiligen sozio-
kulturellen Hintergrund zu bezie-
hen, wird der klaren Schnittstelle
Kita / Schule geopfert. Mit dem
neuen Schulgesetz findet vorschu-
lisches Lernen nur noch in den
Kindertagesstätten bzw. für Kin-
der aus sozial schwachen Familien
zu Hause statt, da kein Betreu-
ungsanspruch besteht und sich
die Eltern die Beiträge nicht lei-
sten können!. 

Das schulische Lernen beginnt
dann mit dem Schuleintritt, wobei
das Einschulungsalter auf 5,6 Jah-
re herabgesetzt wird (auf Antrag
der Eltern noch früher). Zurück-
stellungen aus pädagogischen
Gründen sind nicht mehr vorgese-
hen. Doris Fischer

E.O.Plauen Grundschule (4.G.) Kreuzberg
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Kita oder Vorschule
Die neue Schuleingangsphase in der Berliner Grundschule
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Ich habe grundsätzlich kein Pro-
blem mit der Reform des Schul-

anfangs, wie sie im Reformkon-
zept „Grundschule 2000“ 1998 an-
gekündigt wurde. Unsere Berliner
„Sonderangebote für 5jährige“
(Vorklasse, Vorschulgruppe, Ein-
gangsstufe, jahrgangsgemischte
Gruppe) haben nicht nur Vorteile.
Durch meine jahrzehntelange Er-
fahrung bei der Beratung von ein-
zelnen Eltern bzw. Kitagruppen
zum Übergang in die Schule ken-
ne ich auch die Schattenseiten.
Die schulischen Angebote erfreu-
en sich zwar großer Beliebtheit
bei Eltern, doch wenn sie berufs-
tätig und auf ganztägige Betreu-
ung angewiesen sind, haben sie
gar keine Wahl. 5jährige schickt
man noch nicht alleine zwischen
Schule und Kita hin und her, wes-
wegen die sogenannte Doppelbe-
treuung – Vorklasse in der Schule
plus Hort in der Kita – nur für zu-
rückgestellte Kinder möglich war.
Im Westteil der Stadt haben nur
ganz wenige Schulen zusätzliche
Betreuungsangebote und die Plät-
ze reichen nie für alle Interessen-
ten.
Die Vorklasse oder Eingangsstufe
ist kein Wahlangebot für berufs-
tätige Eltern –
trotzdem spukt
die Frage „Was ist
besser?“ immer
durch die Köpfe
der Eltern. Wer auf
den Betreuungs-
platz angewiesen ist, kann den
Fragen gar nicht offen nachgehen.
Obwohl nach meiner Überzeu-
gung die Qualität von der pädago-
gischen Arbeit der Erzieherin oder
VorklassenleiterIn in der einzel-
nen Einrichtung abhängt, haben
viele Kita-Eltern den Eindruck, nur
die 2. Wahl zu bekommen.
Wer keinen Hortplatz braucht, ver-
sucht einen Platz in einer der we-
nigen Eingangstufen zu bekom-
men, weil dort die Frequenzen bis
zum Ende der 1. Klasse noch gün-
stiger sind. Aber eine Vorklasse
muss es wenigstens sein. Schließ-
lich ist die halbtägige Betreuung
in der Vorschule auch noch ko-
stenfrei im Gegensatz zur Kita.
Über die Vorklasse ist die Chance

an eine „Wunschschule“ zu kom-
men immer etwas größer, als bei
der ersten Klasse. Ist man einmal
drin, ist der Platz so gut wie si-
cher. Man kann Ausschau halten,
welche LehrerInnen die ersten
Klassen übernehmen werden. Man
kann in den schulischen Gremien
mitmischen und darauf achten,
dass Gruppen beim Übergang in
die 1. Klasse zusammenbleiben.
Für Kinder mit Behinderungen ist
der Weg über die Vorklasse fast
unumgänglich, obwohl es – an-
ders als in der Kita – keine zusätz-
liche Förderung gibt.
Bei der Bildung der Klassen wer-
den Vorklassen mit den Kita-Kin-
dern und den Kindern, die aus Mi-
niclubs, Tages- oder Großpflege-
gruppen kommen, aufgefüllt. Die
1. Klasse hat in jedem Fall – außer
bei den Eingangsstufen – eine
neue Zusammensetzung und neue
Bezugspersonen. Die Vorklassen-
kinder haben in der Regel bei die-
sem Übergang wieder die Nase
vorn gegenüber den Kita-Kindern.

Die Zusammenarbeit von Kita und
Schule hat in Berlin keine gute
Tradition. Es ist auch schwer, in
Großstädten mit vielfältigem An-

gebot im
Element-
arbereich
die Kin-
der beim
Übergang
konkret

zu begleiten. Mit der Vorschule
hat man in Berlin eine andere Lö-
sung für die Hälfte der Kinder ge-
wählt. Sie bekommen ein Jahr
Zeit, sich an die Schule zu gewöh-
nen. Was aber ist mit der anderen
Hälfte? In den anderen Bundeslän-
dern sind gerade in Bezug auf die
Kooperation zwischen Kindergar-
ten und Schule beim Übergang
weit mehr Konzepte entwickelt
worden, weil es dieses Eingewöh-
nungsjahr nicht gibt. Die Schulan-
fangsphase soll die wichtigen Ele-
mente der Vorklassenarbeit auf-
nehmen, aber sie ersetzt nicht die
Zusammenarbeit von ErzieherIn-
nen, Eltern und LehrerInnen. Es
wird aber den Kontakt erleichtern,
wenn es die Konkurrenz um die

Kinder bei sinkenden Schülerzah-
len und die an die Institution ge-
knüpfte irrige Frage nicht mehr
gibt: „Was ist besser – die Vor-
schulklasse oder die Vorschul-
gruppe?“

Was ursprünglich einmal in den
70er Jahren als gleiches Förderan-
gebot für alle Kinder mit gleichem
Rahmenplan und gleicher Zusatz-
ausbildung für ErzieherInnen ein-

gerichtet wurde, ist nicht mehr so
leicht zu vergleichen. Die Zusatz-
ausbildung gibt es schon lange
nicht mehr. In der Kita hat sich
überwiegend das Konzept der al-
tersgemischten Gruppen durchge-
setzt. Die Förderung der 5jährigen
findet nur noch partiell in alters-
homogenen Gruppen statt. Die
VorschulerzieherInnen arbeiten
fast ausschließlich integriert,
während die VorklassenleiterIn-
nen noch in ihren geschlossenen
Gruppen arbeiten. Jahrgangsüber-
greifendes Lernen und damit auch
neue Kooperationsformen unter
den PädagogInnen hat im Schulbe-
reich außer an den beiden Re-
formschulen Peter-Petersen und
Clara-Grunwald-Grundschule erst
durch den GEW-Schulversuch
„Jahrgangsübergreifende Lern-
gruppen“ (JÜL) Einzug gehalten.
Die Arbeitsbedingungen der Vor-
klassenleiterInnen und der Vor-
schulerzieherInnen waren von An-
fang in der Kita ungünstiger.
Einen Hintergedanken hatten die
damals verantwortlichen Schulpo-
litiker der FDP: Sie wollten die
Schulpflicht der 5jährigen in der
Bundesrepublik durchsetzen.
Dann wäre die Schnittstelle wie-
der klar. Die schulpflichtigen Kin-
der werden in der Schule geför-
dert. Davor ist die Kita zuständig.
Das ist damals nicht gelungen,
weil es dazu einer bundeseinheit-
lichen Regelung bedarf.
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Die Schulanfangsphase
Welche Chancen stecken in der geplanten Neukonzeption?

DIE ZUSAMMENARBEIT VON

KITA UND SCHULE HAT IN

BERLIN KEINE GUTE TRADITION.

SOLANGE ES KEINE SCHULPFLICHT FÜR DIE

5JÄHRIGEN GIBT, WÜRDE ES BEI DER

ANGEBOTSVIELFALT BLEIBEN, AUS DER ELTERN

NUR SCHEINBAR AUSWÄHLEN KÖNNEN.

Þ
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Man kann aber nach PISA wieder
darüber nachdenken. Doch die
Länderinteressen sind auch heute
noch unterschiedlich und solange
es keine Neuregelung auf Bundes-

ebene gibt,
bleibt in
Berlin nur
das Jon-
glieren mit
dem Ein-
schulungs-
datum. So-
lange es
keine
Schul-
pflicht für
die 5jähri-
gen gibt,

würde es bei der Angebotsvielfalt
bleiben, aus der Eltern nur schein-
bar auswählen können.

Durch den Ruf nach mehr Ganz-
tagsschulen und die angekündigte
Initiative der Bundesregierung für
den Ausbau von Ganztagsschulen

sind die Pläne zur Schulanfangs-
phase noch einmal in Bewegung
geraten. Im November verlautete,
dass nun geplant ist, die Schulkin-
der in der Schule zu betreuen und
dafür schrittweise die Vorausset-
zungen mit Bundesmitteln zu
schaffen. Das bedeutet, dass den
Kitas die Hortkinder verloren ge-
hen. Diejenigen die
das Konzept der
großen Altersmi-
schung gewählt und
geschätzt haben,
sind darüber nicht
glücklich.
Wenn die Grundschu-
le verlässliche Halbtagsschule
bzw. Ganztagsschule wird, macht
es Sinn, sich für alle Schulkinder
verantwortlich zu fühlen und das
Schuleintrittsalter neu zu definie-
ren. Der Kompromiss, der zwi-
schen Jugend- und Schulbereich
dabei gefunden werden muss,

sieht z.Z. so aus, dass die Hälfte
der 5jährigen zur Schule gehen
wird und die andere Hälfte in der
Kita bleibt.
Generell muss gesagt werden,
dass die Veränderungen bzw. Sub-
stanzverluste für den Kitabereich
weit einschneidender sind als für
den Schulbereich. Die Schule „ver-
liert“ die Hälfte eines halben Jahr-
gangs und „gewinnt“ am Ende die
ganztägige Betreuung der Grund-
schulkinder. Im Kitabereich steht
nicht nur die Gebührenerhöhung
und die Privatisierung auf der Ta-
gesordnung, sondern er „verliert“
die Hortkinder und „gewinnt“ al-
lenfalls ein paar Prozent der
5jährigen.

Bei der weiteren Diskussion über
eine reformierte Schulanfangspha-
se sollten die folgenden Punkte
berücksichtigt werden.
Begleiteter Übergang: 
Es soll keine Zurückstellungen
mehr geben und eine Verweildau-

er von einem
bis drei Jah-
ren in der
Schulanfangs-
phase, wobei
der Schwer-
punkt auf
zwei Jahren
liegen soll.
Das würde El-
tern und Kin-
dern sehr viel
Druck weg-
nehmen. Ich

habe nur Erleichterung und positi-
ve Resonanz von Eltern erfahren,
denen ich sagen konnte, dass sie
zukünftig solche schwierigen Ent-
scheidungen über die mögliche
Entwicklung ihres Kindes nicht
mehr treffen müssen, sondern
dass es in der Schulanfangsphase
die Zeit und die Förderung für sei-

ne Entwicklung bekommt – auch
wenn sie es vorzeitig angemeldet
haben. Für diese Flexibilisierung
ist die jahrgangsübergreifende
Lernorganisation am idealsten. 
Unser GEW-Schulversuch „JÜL“ hat
geeignete Schritte auf dem Weg
dahin gezeigt: Verbindliche Zu-

sammenarbeit von Elementarbe-
reich und Schulanfangsphase/
Sprachstandserhebung nach der
Einschulung durch die Klassenleh-
rerInnen/Feststellung des beson-
deren Förderbedarfs im Sinne der
Kind-Umfeld-Diagnose. 
Personal:
• LehrerInnen, VorklassenleiterIn-
nen bzw. sozialpädagische Fach-
kräfte und SonderpädagogInnen
arbeiten nach einem gemeinsa-
men Konzept
• Fortbildungsprogramm für Leh-
rerInnen und sozialpädagogische
Fachkräfte
• LehrerInnen- und ErzieherIn-
nenausbildung für die Schulan-
fangsphase
Konzept:
• Zusammenarbeit mit Eltern und
ErzieherInnen des Elementarbe-
reichs
• Förderung von Kindern mit Be-
hinderungen
• DaZ-Förderung
• Präventive Sprach- und Leseför-
derung (LRS)
• Individualisierung und soziales
Lernen
Rahmenbedingungen: 
Die Mittel aus Vorklassen, Diagno-
seförderklassen und der gemein-
samen Erziehung der Schule bzw.
der Integration in der Kita gehen
in diese Phase, zuzüglich der Aus-
stattung für die verlässliche Halb-
tagsschule. Für die heterogenen
Lerngruppen der Schulanfangs-
phase ist ein Zwei-Pädagogen-Sy-
stem notwendig.

Es muss ein solider Zeitrahmen
vorgelegt werden, der die notwen-
digen Voraussetzungen und den
Fortbildungsbedarf sichert.
Es stecken natürlich noch unzähli-
ge Detailfragen in dem Thema.
Die Mitarbeit in unserer AG verän-
derter Schulanfang steht allen of-
fen, die an der Position der GEW
dazu mitarbeiten wollen. Vor al-
lem LehrerInnen sind da gefragt,
denn sie werden dieses Konzept
gemeinsam mit den Vorklassenlei-
terInnen entwickeln.

Die GEW wird dazu am 13./14. Ju-
ni 2003 gemein-
sam mit der Se-
natsbildungsver-
waltung eine Ver-
anstaltung zur
Schulanfangspha-
se durchführen. 

Monika Rebitzki, Referat C
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FÜR DIE HETEROGENEN LERNGRUPPEN

DER SCHULANFANGSPHASE IST EIN ZWEI-

PÄDAGOGEN-SYSTEM NOTWENDIG.

ES MUSS EIN SOLIDER ZEITRAHMEN

VORGELEGT WERDEN, DER DIE

NOTWENDIGEN KONZEPTIONELLEN

UND ORGANISATORISCHEN

VORAUSSETZUNGEN UND DEN

FORTBILDUNGSBEDARF SICHERT.

Þ
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Zu den Rahmenbedingungen der veränderten Schulanfangsphase

Wann wird die Schulpflicht beginnen? 31. Dezember

Bis zu welchem Altern können Kinder auf Antrag 31. März
eingeschult werden?

Was spricht für die geplante Terminierung? organisatorisch-räumliche Gründe

Welche Kostenbeteiligung ist für das Vorschuljahr geplant? Keine Äußerungen

Welche personellen und Frequenzrahmenbedingungen Keine Äußerungen
bekommt die Schulanfangsphase?

Welchen Zeitrahmen hat die Senatsverwaltung für die Beginn der neuen Schulanfangsphase nicht vor
Umsetzung der Reform eingeplant? Schuljahr 2004. Die Umsetzung des gesamten  

Konzepts einschließlich der Entwicklung 
der Ganztagsschule wird 4-6 Jahre dauern.

Zum Konzept
Welches pädagogische Konzept gibt es für Das Konzept wird z.Z. erarbeitet. Hintergrund 
die Schulanfangsphase? ist die flexible Schulanfangsphase im Grund-

schulreformprogramm „Grundschule 2000“; es
wird keine Zurückstellungen mehr geben. Die 
Phase kann in 1-3 Jahren durchlaufen werden.
Es wird ein entsprechendes Fortbildungs-
angebot geben.
Einfluss auf Konzeptentwicklung ist erwünscht.

Welche konzeptionellen Veränderungen sind für die Das Bildungsprogramm wird im Februar 
Kita geplant? vorgelegt. Im Kitabereich werden sofort 2.200 

Fortbildungsplätze angeboten.
Einfluss auf Konzeptentwicklung ist erwünscht.

Wie ist der Übergang vom Kitabereich zur Schulanfangs- Keine Äußerungen
phase konzeptionell vorgesehen?

Wie soll erreicht werden, dass Kinder, die bisher die Keine Äußerungen
Vorschule und Kinder, die gar keine Einrichtung besucht 
haben, in der Kita „ankommen“?

Wie werden die Erfahrungen und Konzepte von Die Erfahrungen sollen in das Konzept
Verzahnung bzw. jahrgangsübergreifendem Lernen eingebracht werden
von Vorklasse und 1. Klasse bzw. Vorklasse bis 2. Klasse 
(Eingangsstufen, Schulversuche JÜL und Schulanfangsphase) 
genutzt?

Bleiben die besonderen Formen an der Schule? Keine Äußerungen

Zur Personalsituation
Können alle VorklassenleiterInnen in der Schule verbleiben? ja

Wird es Umsetzungen innerhalb der Schulen Berlins geben? ja

Welche Tätigkeitsbeschreibungen wird es für Keine Äußerungen
VorklassenleiterInnen zukünftig geben?

Welche Folgen für die Eingruppierung und die Arbeitszeit BAT 5c
sind zu erwarten?

Zusammengestellt von Monika Rebitzki
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Senat ohne Konzept
Auf einer GEW-Veranstaltung zum veränderten Schulanfang hatte
Staatssekretär Thomas Härtel wenig zu sagen.
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Wie für die Kinder der Eintritt
in die Schule gestaltet wird,

hängt direkt mit der Institution
zusammen, in der sie ihr Jahr vor
der Einschulung verbringen. Die
Wahl der Institution durch die El-
tern hat in den wenigsten Fällen
etwas mit angestrebter Qualität zu
tun, sondern mit der konkreten
Notwendigkeit, Beruf und die Er-
ziehung und Bildung des Kindes
miteinander verknüpfen zu kön-
nen. Es besteht eine hohe Diffe-
renz zwischen den Vorschulgrup-
pen in der Kita, den Vorklassen in
der Schule, den
Eltern-Kinder-
Gruppen, ohne
dass damit auch
eine unter-
schiedliche
Qualität benannt werden könnte.
Es gibt für diese unterschiedli-
chen Institutionen weder verbind-
liche Curricula noch vergleichbare
Qualitätsstandards, auch der all-
tägliche Zeitrahmen unterscheidet
sich. Es ist für den zukünftigen
Leistungsweg der Kinder von er-
heblicher Bedeutung, ob sie aus
einer Eltern-Kinder-Gruppe mit
hohem Engagement (auch finan-
zieller Art) der Eltern und Erzieher
kommen ( für diese Eltern wäre
zum Beispiel Mitwirkung in der
Grundschule und Kooperation mit
der Lehrerin selbstverständlich)
oder ob sie aus einer Vorschule
des Kindergartens mit völlig un-
terschiedlichen Konzepten von Si-

tuationsansatz,
altersgemisch-
ten Gruppen
oder sogenann-
ter offener Ar-
beit mit stun-
denweiser „Vor-
schularbeit“
kommen oder
ob sie den Vor-
mittag in der
kostenlosen
Vorklasse ler-
nen. Diese Un-
terschiede wer-
den nicht aufge-
zeigt, weil eine
andere oder

bessere Qualität damit verbunden
wäre, sondern zunächst geht es
ausschließlich darum, die qualita-
tive Vorbereitung der Kinder auf
die Schule als höchst zufällig, un-
gleich und wahrscheinlich auch
ungerecht zu benennen. Die Lern-
chancen für die Kinder werden
hier nicht nur bei Migrantenkin-
dern vermindert.

Ein Gesamtsystem von Bildung,
Erziehung und Betreuung würde
endlich dazu führen, die traditio-
nellen Vorurteile zwischen Ju-

gendhilfe und Schule aufzubre-
chen. Beide Bildungsträger wer-
den den Kindern zuliebe mitein-
ander Kooperation lernen müssen
und dabei erkennen, wie weit die
allgemeinen Aufgaben beider In-
stitutionen mittlerweile miteinan-
der übereinstimmen. Schule wie
Kindertagesstätte entwickeln be-
reits heute Zielvorstellungen, die
sich auf die gleichen Schlüssel-
qualifikationen oder Basiskompe-
tenzen der Kinder beziehen. Zum
Wohle der Kinder müssen sie ver-
zahnt werden. Dazu gehören auch
formelle Kooperationsverträge,
konkrete verbindliche Abspra-
chen, gemeinsame Planung und
Organisation. Es kann nicht sein,

dass Kinder aufgrund von persön-
lichem, fast schon privaten Ko-
operationsbemühungen zwischen
Grundschullehrerinnen und Erzie-
herinnen einen Schulstart haben,
der ihnen Sicherheit bietet und ih-
re Neugier erhält, und andere Kin-
der in die Schule eingeschult wer-
den, ohne je vorher Kontakt zu ihr
gehabt zu haben.

Eine engere Kooperation zwischen
ErzieherInnen und Grundschulleh-
rerInnen wird auch zu einer An-
gleichung der Ausbildung beider
Berufe führen ( wie in Europa nor-
mal). Im Kindergarten nur für
Spiel und Betreuung zuständig zu
sein und nachmittags im Hort für
Hausaufgaben und Freizeitakti-
vität entspricht nicht mehr der
Realität des beruflichen Alltags ei-
ner Erzieherin. Ebenso ist der be-
rufliche Alltag einer Grundschul-
lehrerin wesentlich mehr durch
Erziehung und Betreuung einzel-
ner Kinder gekennzeichnet. Die
bisherige Ausbildung einer Erzie-
herin lässt eine qualitative Umset-
zung eines mit der Schule abge-
stimmten Bildungskonzeptes
kaum zu. Diese Ausbildung wird
zur Zeit grundlegend neu gestal-

tet. Ein bil-
dungspoliti-
sches Gesamtsy-
stem von Bil-
dung, Erziehung
und Betreuung

der Kinder zwischen fünf und
zehn Jahren hätte die Chance, in
die neue Ausbildungsordnung mit
aufgenommen zu werden.

Nicht nur die Schuleingangsphase
der Kinder ist von Chancen-Un-
gleichheit gekennzeichnet, son-
dern auch der Nachmittag der Kin-
der. Einige Kinder gehen in den
Schülerladen, eine kleine Kinder-
gruppe und erfahren eine indivi-
duelle Ansprache. Andere Kinder
gehen manchmal fast als Klassen-
verband in den Hort an der Schule
und wechseln dabei nur die Be-
treuungsperson. Wieder andere
Kinder gehen in den Hort der Kin-
dertagesstätte und treffen dort

Chance für eine Neuorientierung 
Eine Diskussion über ein Gesamtsystem von Bildung, Erziehung und Betreuung ist nötig
und nicht eine Diskussion darüber, wer die bessere Vorschularbeit leistet.

EINE ENGERE KOOPERATION ZWISCHEN KITA UND SCHULE

WIRD AUCH DIE AUSBILDUNG ANGLEICHEN.

Wer bietet die besten Voraussetzungen? Foto: privat
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Im Folgenden drucken wir eine
Auswahl der Beiträge ab, die uns
zu dem Thema „Verlagerung der
Vorklassen aus den Schulen in
die Kitas“ erreichten. Die Bei-
träge wurden gekürzt, damit
möglichst viele der Beteiligten zu
Wort kommen.

und Wissenschaftlerin auf dem
Gebiet der Kleinkindpädagogik,
hatte kürzlich in einem Vortrag
von Schlüsselqualifikationen ge-
sprochen, die für den Eintritt in
die Schule notwendig sind: näm-
lich persönliche, methodische, so-
ziale und Wissenskompetenz.
Wenn ein Kind gut und erfolgreich
in der Schule sein möchte, muss
es ein interessiertes Wesen haben,
Konzentrationsfähigkeit erworben
haben, Selbstsicherheit und
Selbstvertrauen mitbringen, sei-
nen Schulweg kennen, verantwor-
tungsbewusst mit seinen Materiali-
en umgehen können, seine Zeit
richtig einteilen können, konflikt-
fähig sein, moralische Grundein-
stellungen haben und nicht zu-
letzt ein gutes Grundwissen besit-
zen, das wiederum das Selbst-
wertgefühl in der Gruppe stärkt.
Wenn dies das Ziel der Bildung im
Vorschulbereich ist, dann haben
Kitas gute Voraussetzungen dafür,
dieses Ziel umzusetzen. Das so-
ziale Gefüge verschiedener Alters-
gruppen in der Kita, die Vielfalt
der Betätigungsmöglichkeiten, das
gemeinsame Gestalten von Spie-
len, Mahlzeiten, Festen und Feiern
sowie Außenaktivitäten, die Mög-
lichkeit der Bewegung in den Räu-
men und außerhalb der Kita, das
Angebot an bestimmten Projekten
tragen zur Umsetzung des Ziels
bei.
Es kommt also nicht so sehr auf
die Stärkung im kognitiven Be-
reich an, sondern auf die Fähig-
keit, sein Leben so zu gestalten,
dass eine positive Entwicklung in
der Gesamtpersönlichkeit des Kin-
des möglich ist. Es nutzt keinem
Kind etwas, einen Satz grammati-
kalisch richtig zu formulieren,
wenn es sich nicht traut, sich mit
anderen auseinander zu setzen.
Es hilft keinem Kind, eine wunder-
schöne Schrift zu haben, wenn die
Stifte immer fehlen.
Es wäre wünschenswert in Zukunft
weniger Energie für Diskussionen
aufzubringen, die sich auf einen
Vergleich zur Qualität und Qualifi-
kation der Fachkräfte in Vorklassen
und Kitas beschränkt. Dafür wäre
es um so nützlicher, sich über Bil-
dungsinhalte auseinander zu set-
zen, deren Sinn den Eltern zu ver-
mitteln und ihnen eine Vielfalt
von Möglichkeiten anzubieten.
In diesem Sinne lassen sie uns
zum Wohle des Kindes streiten.

Margit Rosenberg

auf Kinder aus anderen Klassen
und Schulen in großen Gruppen
und kleinen Räumen. Wiederum
andere Kinder sind stundenweise
in Schülerclubs der Grundschule
in Betreuung oder in Schularbeits-
hilfen. Einige Kinder vertreiben
sich die Zeit im Kaufhaus, andere
wiederum gehen nach Hause, wär-
men sich Essen auf und warten
während sie fernsehen auf die El-
tern. Eine Umorganisation aller
Horte an die Schulen wäre der
notwendige Beginn einer fruchtba-
ren Kooperation zwischen Jugend-
hilfe und Schule. Sie würde zu ei-
ner größeren Gerechtigkeit für die
Kinder führen und langfristig eine
Annäherung an das Ganztags-
schulsystem in Europa bringen.

Die Bildungsgewerkschaft muss
sofort eine Kommission fordern
oder selber einberufen, die Kon-
zepte für ein Gesamtsystem von
Bildung, Erziehung und Betreuung
in der Primarstufe entwickelt. Es
muss zwischen kurzfristigen Zie-
len, z.B. Kooperationsverträge,
mittelfristigen Überlegungen, z.B.
Erarbeiten von gemeinsamen Cur-
ricula, und langfristigen Umset-
zungen und Zielen, wie etwa die
Errichtung eines Ganztagsbil-
dungssystem für den Primarbe-
reich unterschieden werden.
Klagen, Vorwürfe, Besserwisserei,
wer die bessere Vorschularbeit lei-
stet, sollten aus einer Bildungsdis-
kussion zumindest in der GEW
verschwinden. Ergebnisse der
Sprachstandsmessungen oder die
von PISA sind von allen zu verant-
worten und wahrlich kein Ruh-
mesblatt.
Die GEW muss sich wesentlich of-
fensiver der Diskussion einer ver-
änderten Lehrerbildung und zeitli-
chen Beschäftigung im Primarbe-
reich stellen. Kooperationen mit
europäischen Nachbarn sind da-
bei hilfreich und machen neugie-
rig und außerdem noch Spaß.
Selbst die Bildungspolitik ist
manchmal weiter als man zu hof-
fen wagt: Es gibt eine ausführliche
Stellungnahme der Arbeitsgruppe
Jugendhilfe und Schule der Ju-
gendministerkonferenz und der
Kultusministerkonferenz vom 29.
April 2002 zu dem konkreten Ver-
hältnis von Jugendhilfe und Schu-
le, veröffentlicht in dem Forum
Jugendhilfe, Heft 4, 2002 von der
Arbeitsgemeinschaft für Jugend-
hilfe (AGJ). Barbara Schmitt-Wenkebach

Wohin soll 
mein Kind?

Wann soll mein Kind in die Schule?
Vielleicht vorzeitig? Soll es vorher
in die Vorklasse oder lasse ich es
in der Kita? Wird es denn in der
Kita auch genug lernen, wenn es
da nicht einmal eine Vorschul-
gruppe gibt? Solche und ähnliche
Fragen bewegen die Eltern der
Kinder, die kurz vor dem Eintritt
in die Schule sind. Schließlich
möchten sie nur das Beste für ihr
Kind. In einer angehenden Wis-
sensgesellschaft, in der die Men-
schen ständig miteinander kon-
kurrieren, möchten sie den „Bil-
dungsstart“ ihrer Kinder einfach
nicht verpassen.
„Richtig! Einen Bildungsstart, den
brauchen sie und den bekommen
sie mit dem Eintritt in die Vorklas-
se“, werden die VorklassenleiterIn-
nen meinen. „Wir werden mit den
Kindern den Vorschul-Rahmen-
plan umsetzten, ihnen mathemati-
sche Vorkenntnisse vermitteln,
die Sprache fördern, die Feinmo-
torik mit Schwungübungen för-
dern, ihr Allgemeinwissen erwei-
tern und nicht zuletzt ihre Kreati-
vität fördern. So gezielt kann das
keine Kita leisten, da ihnen die Er-
fahrungen und Vor- und Nachbe-
reitungszeiten fehlen.“
Sicher haben VorklassenleiterIn-
nen gute Arbeit geleistet und lei-
sten sie immer noch und natürlich
wäre es phantastisch, wenn die Er-
zieherinnen in den Kitas Vor- und
Nachbereitungszeiten hätten, aber
es geht hier nicht darum, wer die
besseren Fachleute wären, son-
dern hier geht es einzig und allein
um die Frage: Wann beginnt Bil-
dung, was umfasst sie und was ist
für das Kind das Beste.
Anne Heck, Diplompsychologin Þ

Margit Rosenberg
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Platz für den 
Ganztagsbetrieb?

Heute besuchen in Berlin 10.000
Vorschulkinder Vorklassen in den
Schulen und 14.000 Kinder der
gleichen Altersstufe besuchen Ki-
tas. In den Berliner Grundschulen
arbeiten 600 VorklassenleiterIn-
nen. Im Westteil der Stadt sind das
ErzieherInnen oder Sozialpä-
dagogInnen mit der Ergänzungs-
ausbildung zur VorklassenleiterIn
und im Ostteil ehemalige Unter-
stufenlehrerInnen. Unsere Ausbil-
dungen und Fortbildungen haben
viel Geld gekostet. Diese Investi-
tionen, unser Wissen und unsere
Erfahrung braucht Herr Böger
nicht mehr.
Ich bin auch der Meinung, dass die
vorschulische Bildung und Erzie-
hung entschieden verbessert wer-
den muss. Für den Bereich Schule
halte ich den reformpädagogischen
Ansatz in dem Programm Grund-
schule 2000 für zeitgemäß. 
An meiner Schule koordiniere ich
ein COMENIUS-Projekt und konnte
im Rahmen dieses Projektes bisher
auf Studienreisen die Vorschular-
beit in Schulen in Portugal, Schwe-
den und Polen kennen lernen.
Überall können die Eltern wählen,
in welche vorschulische Einrich-
tung sie ihre Kinder geben wollen,
in die Kita oder in die Schule. Zum
Teil gibt es schon ab drei Jahren
das Angebot der Vorschule in der
Schule. Niemand kommt dort auf
die Idee, Vorklassen aus der Schu-
le auszugliedern.
Das Problem der nachmittäglichen
Betreuung, das auch als Begrün-
dung für eine Verlagerung der
Vorklassen in die Kitas angegeben
wird, ist hausgemacht, denn der
Senat selber hat die Vorschrift er-

lassen, dass Vorklassenkinder
nicht den Hort besuchen dürfen.
Die Begründung, die uns Herr Här-
tel auf der GEW-Veranstaltung ge-
geben hat, die Vorklassenräume in
den Grundschulen würden für den
Betrieb der einzurichtenden Ganz-
tagsgrundschulen in Berlin ge-
braucht, ist auf keinen Fall ausrei-
chend für die Abschaffung eines
wichtigen Teils des Bildungs-
auftrages der Grundschule.
Auf unserer Personalversammlung
im Dezember verabschiedeten wir
diese Resolution: Die Personalver-
sammlung der LehrerInnen und
ErzieherInnen Charlottenburg/
Wilmersdorf lehnt die Verlagerung
der Vorklassen aus den Grundschu-
len an die Kindertagesstätten ab.
In dem Konzept zur Verbesserung
der vorschulischen Bildung und
Erziehung in Berlin sollen die Vor-
klassen als Bestandteil der Schul-
anfangsphase enthalten sein. Die
Tätigkeit von VorklassenleiterIn-
nen in der Schulanfangsphase ist
unbedingt notwendig. Marion v. Braun

Aus der PISA-Studie
nichts gelernt?

Weil VorklassenleiterInnen zu teu-
er sind und der Besuch einer Vor-
klasse kostenfrei ist, soll die Vor-
schularbeit nur noch in den Kitas
stattfinden. Dazu müssen Erziehe-
rInnen in der Kita speziell ausge-
bildet werden. 
Die Ausbildung zur Vorklassenlei-
terin wurde schon vor Jahren aus
finanziellen Gründen eingestellt.
Werden wir VorklassenleiterInnen,
wie ursprünglich geplant, auch
tatsächlich auf Grund unserer
langjährigen Erfahrung mit Kin-
dern im Alter von 5-6 Jahren in
der veränderten Schuleingangs-
phase mit einbezogen? Sollen bei
Bedarf VorklassenleiterInnen als
Betreuung an den Ganztagsschu-
len eingesetzt werden? Werden
wir einfach wegrationalisiert?
Viele Fragen bleiben offen, aber
realistisch gesehen, fehlt für eine
sinnvolle Durchführung der ver-
änderten Schuleingangsphase das
nötige Kleingeld. 
Wir VorklassenleiterInnen sind
durchaus offen gegenüber neuen
Konzepten. Durchaus vorstellbar
wäre, Kinder mit 5 Jahren in die
Vorklasse aufzunehmen und nach
einem halben Jahr Vorbereitungs-
zeit diese Kinder ein weiteres hal-

bes Jahr zur Unterstützung in der
1. Klasse zu begleiten. Aber leider
wird momentan nur am Kind vor-
beigeplant. Aus der PISA-Studie
nichts gelernt? Wichtig ist nicht
nur der Erhalt der Vorklassen,
sondern auch das Verbot der Dop-
pelbetreuung aufzuheben. Vor-
klassenkinder könnten dann nach-
mittags in den Hort.
Wir geben nicht auf und hoffen
weiter auf ein sinnvolles Konzept
unter Einbeziehung der Vorklas-
senleiterInnen. Annegret Clauß

SCHA(N)DE!

Statt der Schieflage im Bildungs-
angebot Berlins entgegenzuwirken
und innovativ eine verpflichtende
Schuleingangsphase im Verbund
der Vorklasse mit den Klassenstu-
fen 1 und 2 zu schaffen, bewegen
wir uns wieder einen großen
Schritt zurück auf dem schul-
pädagogischen Weg: Hin zu einem
neuen Schulgesetz, das um eine
wichtige und bewährte Einrich-
tung ärmer sein wird. Sigrid Kaiser

GEW muss handeln

Es gibt für beide Angebote – Schu-
le sowie Kindergarten – gute Ar-
gumente, die es erschweren, sich
für ein Angebot zu entscheiden.
Ich habe 11 Jahre lang als Erziehe-
rin im Kindergarten mit Vorschul-
kindern gearbeitet und habe ge-
nau so lange Erfahrung gesammelt
in der Arbeit mit Vorklassenkin-
dern in der Schule. Aufgrund mei-
ner Erfahrung bin ich dafür, die
Vorklassen an der Grundschule in
die Schulanfangsphase zu inte-
grieren. Nur an der Schule ist die
Verbindung zu den Vorklassen ge-
währleistet, dort wird das Kind
zielgerichteter auf den Schulalltag
vorbereitet. 
Nur an der Grundschule ist der
Tagesablauf so strukturiert, dass
er den Kindern Ruhe und Konzen-
tration für einen längeren Zeit-
raum ermöglicht. Durch die Zu-
sammensetzung der Kinder in der
Vorklasse ist gegeben, dass sich
die Kinder gemeinsam in der 1.
Klasse wiederfinden und das Ler-
nen sofort beginnen kann, weil
sich die Kinder „zusammenge-
rauft“ haben. Nur an der Grund-
schule gibt es separate Räume mit
einer für die Vorschularbeit

Þ

LDV-Beschluss Nr. 6 vom 27./28.11.02

Keine konzeptlose Verlagerung
der Berliner Grundschul-Vorklas-
sen an die Kitas

Die Landesdelegiertenversammlung der GEW BERLIN
lehnt die Verlagerung der Vorklassen von den
Grundschulen an die Kindertagesstätten ab. Es
muss grundsätzlich ein integriertes Konzept zur
frühkindlichen Bildung und Erziehung sowie eines
veränderten Schulanfangs erarbeitet werden. Dabei
muss die Verbindung von Grundschule und Vorklas-
se gewährleistet sein.
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zweckmäßigen Ausstattung, In der
Vorklasse wird auch viel gespielt,
jedoch ist immer die Anregung
durch Spiele/ Materialien/Aufga-
ben für große Kinder gegeben. Nur
an der Grundschule sind die per-
sonellen Kapazitäten vorhanden,
um eine durchgängige Vorklassen-
arbeit zu gewährleisten. Ich forde-
re die GEW auf, zu einer einheitli-
chen Meinung bezüglich der Vor-
klasse zu kommen. Die Position in
dieser Frage muss klar sein! Pro
Vorklasse! Gudrun Wenzel

Künftig mehr Defizite
bei der Einschulung

Gerne wird unterstellt, dass Vor-
klassenleiterlnnen die Qualifikati-
on und das Engagement ihrer Kita-
Kolleginnen unterschätzen oder
gar abzuwerten versuchen. Das
entspricht jedoch nicht den Tatsa-
chen. Vielmehr bieten die derzeiti-
gen Rahmenbedingungen der Ki-
tas weniger Möglichkeiten für vor-
schulische Bildungsaufgaben. Eine
gezielte kontinuierliche Förde-
rung der Kinder steht häufig hin-
ter anderen Aufgaben zurück, wo-
bei längere Betreuungszeiten, un-
zureichende Personalausstattung
und altersgemischte Gruppen –
bezogen auf Vorschularbeit – eine
zusätzliche Belastung darstellen.
Auch verfügen Erzieherinnen in
Kitas im Gegensatz zu Vorklassen-
leiterlnnen an Schulen nicht über
notwendige Vorbereitungszeiten.
Jedoch haben beide – Kita und
Schule – sich täglich mit den zu-
nehmenden Problemen von Groß-
stadtkindern, mit sprachlichen
Defiziten, Konzentrationsmän-
geln, familiären Schwierigkeiten
auseinander zu setzen. Aufgabe
der vorschulischen Erziehung ist
hier wie dort soziales Lernen, ge-
zielte individuelle Förderung, das
Aufarbeiten von Defiziten und An-
gleichen unterschiedlichster Vor-
aussetzungen.
Allein viele äußere Gegebenheiten
sprechen für den Erhalt der vor-
schulischen Arbeit an den Grund-
schulen. So findet z.B. die gesam-
te Vorbereitung der Kinder im
zukünftigen Lernumfeld statt. In
den Vorklassen ist eine behutsa-
me, natürliche Eingewöhnung in
den schulischen Alltag gewährlei-
stet. Viele Aktivitäten finden in
Fachräumen (Musik- und Film-
raum, Schülerbücherei, Turnhalle,

Mehrzweck- und Werkraum usw.)
statt und ein breites Angebot an
Medien steht zur Verfügung. Äng-
ste bei Schulanfängern (Pausensi-
tuation, Schülermenge, Wege im
großen Gebäude) werden unter
besonderer Anleitung abgebaut,
auch Personen (Schulleitung, Leh-
rer, Hausmeister, Sekretariat) wer-
den bekannt und vertraut. Durch
die Zusammenarbeit mit den
zukünftigen Lehrerinnen ergeben
sich zusätzliche Vorteile. Auch die
hohe Akzeptanz der Eltern und
LehrerInnen zeigt, dass Vorklas-
senarbeit an der Grundschule so-
wohl den Erwartungen als auch
den vielfältigen Anforderungen in
besonderem Maße entspricht.
Zu befürchten ist darüber hinaus,
dass steigende Kita-Kosten dazu
führen werden, dass gerade för-
derbedürftige Kinder gar nicht an-
gemeldet, also überhaupt keine
vorschulische Förderung erfahren
werden. Das wird auch nicht da-
durch aufzufangen sein, dass ge-
plant ist, das Einschulungsalter
um sechs Monate herabzusetzen.
Die tatsächlichen Lernzeiträume
(sechs Jahre Grundschule) werden
dadurch nicht automatisch erwei-
tert, die intensive einjährige Vor-
bereitung in den Vorklassen kann
also nicht ersetzt werden (bisher
sieben Jahre). Auch bei den Mög-
lichkeiten des dreijährigen Ver-
bleibs in der zweijährigen Ein-
gangsphase und differenzieren-
den Maßnahmen – bei einer Klas-
senstärke von bis zu 30 Kindern –
kann die notwendige Aufarbei-
tung unterschiedlichster Voraus-
setzungen und eine soziale Festi-
gung nicht annähernd geleistet
werden.
Dabei wird übersehen, dass sich
auch rein organisatorische Proble-
me ergeben. Es ist ein Trug-
schluss, allen Kindern eine abso-
lut individuelle ein-, zwei- oder
dreijährige Schuleingangsphase
zu ermöglichen. Wo bleiben die
Schüler, die im kommenden Jahr
schulpflichtig werden, wenn sehr
viele Schüler in der Eingangspha-
se länger verbleiben? Ähnliches
gilt für Schnellläufer, wenn die
höheren Klassen schon voll sind.
Wird die Schule dieses individuel-
le Einstellen leisten können oder
werden die Kinder durch organi-
satorische Zwänge geleitet?
Die Schule wäre hier also gut bera-
ten, ihr vorhandenes Potenzial,
Vorklassenleiterlnnen und be-

währte Eingangsstufe, zu nutzen.
Die Intentionen der Vorklassenlei-
terlnnen mit ihrem spielerisch-so-
zialpädagogischen Ansatz sollten
als Erweiterung zur Lehrertätig-
keit gesehen und im ersten Ein-
gangsstufenzeitraum intensiv in
die pädagogische Arbeit einge-
bunden werden. Allen Pädagogen
ist klar, dass unsere Kinder
zukünftig mit immer mehr Defizi-
ten eingeschult werden und dass
das soziale Auffangen und Aufar-
beiten einen größeren Rahmen in
der Schule einnehmen wird. Des-
halb ist das Einbinden der Klas-
senstufe 0 in die Schuleingangs-
phase unbedingt notwendig!
Solange aber weder das Modell
der Schuleingangsphase noch die
Kita-Strukturen dem anspruchs-
vollen Bildungsauftrag vorschuli-
scher Erziehung gerecht werden
können, bleibt der Erhalt der Vor-
klassen an den Grundschulen un-
erlässlich! Ingeborg Ufer-Schmücker 

Vorklassenleiterin

Zum Schaden 
der Gesellschaft

Die Ergebnisse verschiedener Un-
tersuchungen ( PISA, OECD) haben
gezeigt, dass Deutschland Schluss-
licht in Bezug auf die Frühförde-
rung ist. Wie werden diese Kinder
zukünftig auf die Schule vorberei-
tet, wenn die Eltern die Kosten für
einen Kita-Platz nicht aufbringen?
Die Erzieherinnen in den Kitas ha-
ben nicht dieselbe Qualifikation
wie die Vorklassenleiterinnen. Ei-
ne qualifiziertere Ausbildung/
Fortbildung ist auch nicht zum
Nulltarif zu haben. Außerdem steht
seit Jahren die Anerkennung der
Kitas als Bildungseinrichtungen
aus. Hinzu kommt, dass eine enge
Zusammenarbeit mit Schule oft
gar nicht möglich ist.
Wir sehen in der Abschaffung der
Vorklassen eine weitere Verschlech-
terung der Bildungsvoraussetzun-
gen vor allem für sozialschwache,
bildungsferne Familien. Die Leid-
tragenden werden nicht nur die
Kinder sein, sondern auch diese
Gesellschaft. Die Abschaffung der
Vorklassen widerspricht den Un-
tersuchungen in anderen europäi-
schen Ländern (PISA-Studie). Sie
haben gezeigt, dass Frühförderung
für alle Kinder eine Investition in
die Zukunft ist. Anstatt die Vor-
klassen abzuschaffen, wäre es
dringend notwendig allen Þ
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Kindern dieses Bildungsange-
bot zu machen. KollegInnen der Sonnen-
Grundschule

Bei den Nachbarn
selbstverständlich

In Deutschland wurde das ver-
säumt, was unseren europäischen
Nachbarn schon längst selbstver-
ständlich ist, nämlich, der früh-
kindlichen Erziehung die Bedeu-
tung zu geben, die ihr zustehen
müsste. Nun versucht man zu ret-
ten, was so ad hoc eigentlich nicht
zu retten ist, und setzt das Schul-
eintrittsalter herunter, um die Kin-
der zu erreichen, die nur wenig ge-
fördert wurden. Die Vorklasse, die
eigentlich genau das Forum bietet,
den Kindern ihrem Alter gemäß die
Gemeinschaft und das Lernen in
einer großen Vielfalt nahe zu brin-
gen, wird dabei gekippt. Denn po-
litisch ist sie nicht gewollt. Nun
darf man gespannt sein, was uns
die Schuleingangsphase bringt. Wie-
der ein Versuch! Und wieder sind
es die Kleinen, an denen Neues er-
probt wird.  Jeanette Hentschel- Bettermann,

Vorklassenleiterin in Frohnau

Das ist doch 
widersinnig!

Nach meinen Erfahrungen haben
unsere Kinder aus der zweijährigen
Eingangsstufe rund 3-4 Monate
Wissensvorsprung gegenüber her-
kömmlichen Erstklässlern. Außer-
dem haben im Zuge von „Schule
2000“ viele Schulen „Profile“ dis-
kutiert und entwickelt, z.B. Jahr-
gangsübergreifendes Lernen. Dies
ist aber nur möglich, wenn die Vor-
klassen an den Grundschulen blei-
ben! Ist es nicht eine Verschwen-
dung, wenn man jahrzehntelang
Vorklassenleiterinnen ausbildet
(die auch Lehrtätigkeit innehaben),
um sie dann für die Arbeit im Ganz-
tagsbereich der Grundschule ein-
zusetzen? Deren Arbeit sollen
jetzt ErzieherInnen übernehmen,
die dafür erst noch fortgebildet
werden müssen. Das ist doch wi-
dersinnig! Ganz davon abgesehen,
dass es nicht gerade motiviert,
wenn VorklassenleiterInnen in die
Tätigkeit einer Ganztagsbetreu-
ungserzieherin wechseln müssen
und ihr Erfahrungsschatz damit
entwertet wird. Monika Freund

Kinder und Computer

Meines Erachtens ist gerade die An-
bindung der Vorschule an die
Grundschule sinnvoll, da hier die
Kinder in den Schulbetrieb einge-
bunden sind und sich so frühzeitig
an schulische Prozesse gewöhnen
können. Die Erzieherlnnen in den
Kitas wären allein aufgrund der
Gruppengröße und dem Personal-
schlüssel mit den zusätzlich auf
sie zukommenden Aufgaben über-
lastet. Der Senat hat in den ver-
gangenen Jahren groß in die Aus-
stattung der Schulen mit Compu-
tern investiert. Ich habe in einer
Vorklasse mit Beginn des neuen
Schuljahres begonnen auch mit
Computern zu arbeiten Auf diese
spannende Arbeit mit den Kindern
würde ich gern auch in den folgen-
den zwei Schuljahren aufbauen.

Harald Graaf, 
Vorklassenleiter Steglitz (Giesensdorfer Grundschule) 

Chance zur Integration
und Selbstständigkeit

Unsere Schule wurde vor vierein-
halb Jahren „Verlässliche Halb-
tagsgrundschule“. Seither arbeite
ich als Erzieherin an dieser Schule
mit dem höchsten Anteil an Kin-
dern nicht deutscher Herkunft in
Berlin (mehr als 90 Prozent).
Unsere Vorklassen werden nicht
nur von Kindern besucht, die
zurückgestellt wurden, sondern
vor allem von Kindern, die noch
nie eine Kindereinrichtung be-
sucht haben und zum größten Teil
wenig oder gar nicht deutsch
sprechen können. Damit erfüllen
unsere Vorklassenleiterinnen auch
eine große Integrationsaufgabe. 
Die Kinder, die zu uns in die Vor-
klasse kommen, haben auch Defi-
zite in Fragen der Selbstbedie-
nung (Vokabel aus der Ausbildung
der Pädagogen in der DDR, kommt
von „sich selbst bedienen“, z.B.:
sich allein anziehen, allein Nase
putzen, Schnürsenkel binden
u.ä.), im Sozialverhalten und in
der spielerischen Entwicklung: Ei-
nige Kinder lernen erst in unseren
Vorklassen sich selbst anzuzie-
hen, allein die Toilette zu benut-
zen, Regeln in der Gruppe einzu-
halten. Ein Teil der Kinder in unse-
ren Vorklassen kommt aus so ge-
nannten sozial schwachen Famili-

en. Auffällig ist jedes Jahr, dass
viele Kinder nicht spielen können.
Wir wissen aber, dass das Spielen
für die Kinder die wichtigste Tä-
tigkeit in ihrer Entwicklung ist.
Speziell für die Kinder in unserem
Kiez haben unsere Vorklassenlei-
terinnen ein Programm in Abspra-
che mit unseren Lehrerinnen im
Anfangsunterricht entwickelt, das
die Kinder auf die Anforderungen
in der 1. Klasse vorbereitet. 

Die Vorklassenerzieherinnen bau-
en eine enge Zusammenarbeit mit
den Eltern auf. Sie beraten sie
nicht nur bei der Erziehung, son-
dern vermitteln die Mütter in den
Sprachkurs an unserer Schule,
empfehlen die Überprüfung einer
logopädischen Behandlung oder
Integrationsstunden und vermit-
teln Erziehungs- und Familienhil-
fen. All diese Dinge würden ohne
die Vorklasse erst ein Jahr später
in Gang gesetzt werden können –
verschenkte Zeit für die Kinder! 
Familien, die ihre Kinder in unse-
ren Vorklassen anmelden, ziehen
meist einen Kindergarten für ihre
Kinder nicht in Betracht, nicht zu-
letzt weil dieser Geld kostet. Wenn
die Vorklassen in den Schulen ab-
geschafft werden, haben diese
Kinder keine Chance mehr auf ei-
ne vorschulische Bildung: Ein
großer Teil wird kaum deutsch
sprechen können, konnte die
wichtige Phase des spielerischen
Entdeckens nicht durchlaufen und
wird viele Dinge der täglichen
Selbstständigkeit noch nicht er-
lernt haben, wenn es in die 1.
Klasse kommt. 
Eine neue Regelung in Berlin be-
stimmt, dass Kinder von Sozialhil-
feempfängern keinen Anspruch
mehr auf einen Kindergartenplatz
haben. Wieder werden die
Schwächsten in unserer Gesell-
schaft getroffen! Diese Kinder
werden von der vorschulischen
Bildung ausgeschlossen, wenn es
die Vorklassen an den Schulen
nicht mehr gibt.
In vielen Kitas wird eine hervorra-
gende vorschulische Bildungsar-
beit geleistet,
doch die Vorklas-
sen an den Berli-
ner Schulen darf
nicht einfach so
abgeschafft wer-
den!

Sigune Bühring

Þ
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Wir zitieren aus Briefen an
die GEW und aus unse-

rem Diskussionsforum im In-
ternet. Die Beiträge sind nach
Datum geordnet und beginnen
mit den aktuellen Reaktionen.
Wer die Entwicklung der Diskus-
sion verfolgen will, muss also
mit den letzten Beiträgen an-
fangen. Da die Beiträge nicht
für die blz und zur Veröffentli-
chung geschrieben wurden,
werden keine Namen angege-
ben. 

...Ich bereue es schon lan-
ge, bei der Wahl dieses Senats
mitgewirkt zu haben. Statt
sich mit den Bankmanagern
und Politikern, die Berlin in
diese Situation gebracht ha-
ben, auseinander zu setzen
und sie zu bestrafen, wird in
der Stadt der Eindruck er-
weckt, dass die Bediensten
des öffentlichen Dienstes für
alles verantwortlich seien. Ich
hoffe und erwarte von den
Gewerkschaftlern, sich nicht
auf die billige Drohung des
Senats einzulassen. (8.1.03)

Unsere Schule unterstützt
das Verhandlungsangebot der
GEW. 12 bis 15 KollegInnen
sind bereit, eine Stunde bis
drei Stunden für weniger
Geld zu arbeiten. Dies gilt
aber nur, wenn die Arbeits-
zeiterhöhung zurückgenom-
men wird und Neueinstellun-
gen erfolgen. (8.1.03)

Auf unserer Betriebsgrup-
pensitzung wurden vor allem
Bedenken gegen die beschäf-
tigungspolitische Initiative der
GEW geäußert: Die Arbeits-
zeitverkürzung hat negative
Auswirkungen auf Rentenan-
sprüche. (5.1.03)

Es reicht nicht und mobili-
siert nicht, nur zu streiken,
weil wir uns nicht alles
kampflos gefallen lassen kön-
nen. Nach dem Motto: Wenn
wir schon untergehen, dann

wenigsten aufrecht! Verhan-
deln, kämpfen, streiken für
klar definierte Ziele, die uns
wenigstens bei all den bitte-
ren Pillen, die wir schlucken
werden müssen, beschäfti-
gungs- und bildungspolitisch
etwas bieten und uns in die
Offensive bringen! Wir müs-
sen die Arbeitsbelastung ver-
mindern, weil die KollegInnen
längst an ihren Grenzen ange-
kommen sind. Es müssen jun-
ge KollegInnen eingestellt wer-
den! Was haben wir, was kön-
nen wir anbieten!? Ich wäre
bereit zeitlich befristet zwei
Stunden zu reduzieren mit
entsprechender Gehaltsminde-
rung, wenn sich alle VZ-Kräf-
te daran beteiligen! (19.12.02)

Mit Unverständnis und mit
großem Entsetzen habe ich
den Inhalt eures Aufrufes zur
Mitgliederdiskussion gelesen.
Den Aufruf, weniger zu arbei-
ten und dafür Lohneinbußen
hinzunehmen, sehe ich als
ein Ausspielen älterer Kolle-

gen gegen die jungen Kolle-
gen, die auf eine Einstellung
warten. Ich erwarte von mei-
ner Interessenvertretung, dass
sie eine unachgiebige Haltung
gegenüber dem Berliner Senat
zeigt. (18.12.02)

Die Situation in den Berli-
ner Schulen bestürzt mich.
Vor allem die schon fast resig-
nierende Stimmung in der
Lehrerschaft. Am meisten ver-
misse ich aber eine einheitli-
che, abgestimmte Strategie,
um die drohende Arbeitszeit-
verlängerung mit all ihren
Folgeerscheinungen abzuwen-
den... Unter der Lehrerschaft
ist die Bereitschaft auf befri-
stete Einkommenseinbußen
in Verbindung mit Arbeits-
zeitverringerung größer als in
einigen Gewerkschaftskreisen
angenommen. (17.12.02) 

Ein Streik ist ein viel deut-
licheres Signal aufgestauten
Zorns, er erregt mehr Auf-
merksamkeit bei der Presse

und in der Bevölkerung und
erscheint eher erfolgverspre-
chend zu sein. Deshalb: Keine
Rückschlüsse ziehen von der
Kundgebung auf den Streik.
Übrigens: Die Laumänner und
Tagesspiegel-Leserinnen, die
bisher immer andere für ihre
Interessen kämpfen ließen,
nehmen auch an keiner Kund-
gebung teil, wir werden sie
heute nicht sehen. (16.12.02.)

Man stelle sich einmal eine
Versammlung von Stahlarbei-
tern vor, die erfahren, dass sie
wegen Missmanagement der
Arbeitgeber bis zu 18 Prozent
mehr arbeiten und dafür im
gleichen Umfang weniger Ge-
halt bekommen sollen – die
Stimmung würde überkochen
und ein paar Stunden später
hätte die IG-Metall ein paar
Rheinbrücken besetzt. Aber
bei uns? Alles wie gewohnt,
klug formulierte Statements,
wohl begründete Ablehnungs-
Anträge, brillante Analysen,
Hände hoch zur Abstimmung
und am nächsten Montag
trifft man sich mal wieder am
Roten Rathaus. Ja, bitte schön,
wen soll das denn beeindru-
cken. (13.12.02)

Also, das erwarte ich von
meiner Gewerkschaft in dieser
Situation: 1000 Ideen zu krea-
tivem Widerstand bis an den
Rand des Legalen. (13.12.02)

Namens der Schulgruppe
möchte ich daher den Vor-
stand der GEW und auch der
übrigen DGB-Gewerkschaften
darin bestärken, bei der bis-
herigen Linie zu bleiben und
sich die Bedingungen eines
„Solidarpakts“, der die Be-
schäftigten des Öffentlichen
Dienstes für das unter Beweis
gestellte Versagen und die
Unfähigkeit der Senatskoali-
tionen der letzten Jahre in
Geiselhaft nimmt, nicht von
letzteren diktieren zu lassen. 

(10.12.02)
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Ich erwarte von meiner Gewerkschaft...
Hart und sehr kontrovers beurteilen unsere Mitglieder die Senatspolitik und das
Agieren der Gewerkschaften bei der Auseinandersetzung um den „Solidarpakt“. 
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Ich bitte die GEW darum,
die Misere .... globaler zu be-
trachten und nicht aus der
Perspektive eines angekratz-
ten Egoismus! Ich muss den
Medien wahrlich beipflichten,
wenn sie die GEW als „unflexi-
bel“ und „Besitzstandwahrer“
titulierten. (9.12.02)

Ich wünsche, dass die GEW
hart bleibt! (8.12.02)

Als Ergebnis eines Beschlus-
ses des gesamten Kollegiums
unsrer Schule fordern wir Sie

auf, die Solidarpaktverhand-
lungen unverzüglich wieder
aufzunehmen.... (29.11.02)

Ich bin nicht einverstan-
den mit der Haltung der Ge-
werkschaften in den Verhand-
lungen mit dem Berliner Se-
nat.... Bitte erzählt uns nicht
ständig den abgedroschenen
Quatsch von der Bankgesell-
schaft und den Immobilienge-
schäften – wir wissen das
längst! Es wird für die Berli-
ner Gewerkschaften Zeit, bei-
zudrehen und das marode

Schiff vor dem Auseinander-
brechen zu retten ....Ich bin
dafür, jetzt umzusteuern, Zei-
chen zu setzen, die gesehen
und auch anerkannt werden
und die sich irgendwann auch
politisch wie ökonomisch aus-
zahlen werden! (22.11.02)

Ich halte es für grundsätz-
lich falsch, wenn die Gewerk-
schaften nach wie vor die rei-
ne Besitzstandwahrungsschie-
ne fahren. Es ist doch klar,
dass irgendwie gespart wer-
den muss.... (8.11.02)

Solltet ihr nicht kompro-
missbereit an den Verhand-
lungstisch zurückkehren, wer-
de ich nach 36 Jahren meine
Gewerkschaftsmitgliedschaft
beenden. (8.11.02)

Ich könnte sehr wohl für
einige Jahre damit leben, auf
das Urlaubsgeld und einen Teil
des Weihnachtsgeldes zu ver-
zichten und ggf. auch auf Ge-
haltserhöhungen. (20.10.02)

Zusammengestellt und bearbeitet von 
Klaus Will und Pit Rulff
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März
Schulbau und Schulhygiene
[031-P-12] für Personalräte,
Frauenvertreterinnen und Schwer-
behindertenvertreterInnen beim
LSA, 5.3.2003 im GEW-Haus

Sprachförderung in Kitas
[031-S-13] für KollegInnen aus
den Kitas, 6.-7.03.2003 im GEW-
Haus

Optimistisch den Stress mei-
stern! [031-S-14] für KollegIn-
nen aus allen Schulformen am
13.3., 20.3. und 27.3.2003 im
GEW-Haus

Perspektiven für die Kitas
[031-S-15] für KollegInnen aus
den Kitas und anderen sozial-
pädagogischen Einrichtungen,
14.-16.3.2003 in Schmöckwitz

Schulrecht für LehrerInnen
[031-S-16] am 21.3.2003 im
GEW-Haus 

„Coming Out“ in der Schule?
[031-S-17] für Lehrerinnen aller
Schulstufen, Erzieherinnen, So-
zialarbeiterinnen, 21.-23.3.2003
in Zechlinerhütte

Bezirksleitungsseminar [031-
S-18] für BL-Mitglieder, 27.-29.3.
2003 in Zechlinerhütte

Fit für Funktionsstellen [031-
S-19] für LehrerInnen, 28.3.2003
im GEW-Haus

April
In heterogenen Lerngruppen
unterrichten – wie soll das
gehen? [031-S-20] für Grund-
schullehrerInnen, 4.-5.04.2003,
Rudolf-Wissell-Schule

Ziele und Umsetzungen frau-
enpolitischer Aktivitäten [031-
S-21] für Frauen in der GEW, 4.-
6.4.2003 in Erkner

Finanzierung von Kitas [031-S-
22] für ErzieherInnen und Kita-
LeiterInnen, 8.4.2003 im GEW-
Haus

Gesprächs- und Verhandlungs-
führung für Betriebsratsmit-
glieder [031-B-23], 9.-11.4.2003
im GEW-Haus

Mai
Schule ohne Rassismus – Schu-
le mit Courage [031-S-24] für
KollegInnen aus allen Bereichen,
7.5. im GEW-Haus

Gute Erfahrungen weitergeben
[031-S-25] für Vertrauensleute
der GEW BERLIN, 8.-10.5.2003 in
Schmöckwitz

Bildungsreise: Gemeinsame Er-
ziehung behinderter und nicht
behinderter Kinder in Norwegen
[031-S-26] für in diesem Bereich
tätige LehrerInnen, ErzieherInnen,
SozialpädagogInnen, 12.-18.5.
2003

Betriebliche Gesundheitsför-
derung, Arbeit von Gesund-
heitszirkeln [031-P-27] für PR,
FV und Schwerbehindertenver-
treterInnen (LSA), 14.-15.5.2003
im GEW-Haus

Rhetorik I [031-S-28] für Ver-
trauensleute und KollegInnen
aus allen Bereichen, 15.-17.5.
2003 in Zechlinerhütte

Spezialseminar für Personalrä-
te der Bezirke: Gesundheits-
schutz, Ausgründung / Übertra-

gung von Kitas [031-P-29] 25.-
27.5.2003 in Erkner

Juni
Das GEW-Arbeitslosensemi-
nar [031-S-30] für arbeitslose
und von Arbeitslosigkeit be-
drohte KollegInnen, 4.-6.6.2003
in Zechlinerhütte

Interkulturelles Lernen in Kin-
dergarten und Grundschule
[031-S-31] für ErzieherInnen und
LehrerInnen aus Kindergarten
und Grundschule am 12.6.2003
im GEW-Haus

Basisschulung I für Mitglie-
der der Personalräte beim
LSA [031-P-32], 15.-18.6.2003
in Erkner

Von der Idee zur Betriebsver-
einbarung [031-B-33] für Be-
triebsratsmitglieder, 18.-20.6.
2003 im GEW-Haus

Seminarplan 1/2003

Das Anmelden ist ganz einfach:

Karte mit Namen, Adresse, Telefon-, Seminarnummer und Se-

minartitel an die Geschäftsstelle der GEW BERLIN, Ahornstr. 5,

10787 Berlin. Per E-Mail unter: sekretariat@gew-berlin.de.

Oder per Telefon im Sekretariat zu den üblichen Geschäfts-

zeiten unter 030 / 21 99 93 0 oder per Fax unter 030 / 21

99 93 50. Kurzfristige Ankündigungen von Seminaren gibt es

im Internet unter www.gew-berlin.de
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Den „schwer“behinderten
LehrerInnen und Erziehe-

rInnen in der AG Schwerbe-
hinderte in der GEW (SchwAG)
geht es darum, die besonde-
ren Belastungen, denen be-
hinderte KollegInnen ausge-
setzt sind, ins Blickfeld der
Gewerkschaft, der Öffentlich-
keit und der Senatsschulver-
waltung zu rücken. In Berlin
werden jährlich nur sehr we-
nig LehrerInnen und Erziehe-
rInnen mit Behinderungen
eingestellt. Daher sieht der
Senat auch keine Notwendig-
keit, den „Arbeitsplatz Schule“
besonders behindertengerecht
zu gestalten. Die Anzahl der
KollegInnen, die im Laufe ih-
res Arbeitslebens „schwer“be-
hindert werden, nimmt konti-
nuierlich zu, gleichzeitig steigt
auch die Zahl der frühzeiti-
gen Pensionierungen bzw.
Verrentungen.
„Schule macht krank“, so uralt

dieser Satz auch ist, so „neu“
ist der Senatsschulverwaltung
und ihren untergeordneten
Mitarbeitern bis hin zu vielen
Schulleitungen immer wieder
die Tatsache, dass es in den
Schulen und Freizeitbereichen
behinderte MitarbeiterInnen
gibt. Seit 1986 gibt es ein
Schwerbehindertenge-
setz, das seit Juni 2000
in erweiterter Form Teil
des „Sozialgesetzbu-
ches IX“ ist und den für
die Berliner Verwaltung
verpflichtenden „Fürsorgeer-
lass“. Beide regeln Nachteils-
ausgleiche für behinderte
Menschen. Das „Sozialgesetz-
buch IX“ macht zwingend den
Abschluss einer sogenannten
„Integrationsvereinbarung“
zwischen Arbeitgebern und
Schwerbehindertenvertretun-
gen/Personalrat zur Vor-
schrift. Dies bietet beispiels-
weise erstmals die Chance,

geregelte Verfahren zur Ein-
stellung behinderter Lehre-
rInnen und Erzieher/Innen zu
entwickeln. Ebenso müssen
mit dem Ziel einer Prävention
Vereinbarungen getroffen wer-
den, die eine behindertenge-
rechte Integration der ohne-
hin benachteiligten Menschen

erreicht, um ein vorzeitiges
Ausscheiden behinderter Men-
schen aus dem öffentlichen
Dienst zu vermeiden. 
Wir als AG erarbeiten bereits
seit geraumer Zeit gemeinsam
mit den Schwerbehinderten-
vertretungen am Entwurf ei-
ner Vereinbarung. Das Inter-
esse von Seiten des Arbeitge-
bers, der sich seit einigen Jah-
ren lieber mit Arbeitszeiter-

höhungen (die die behinder-
ten Menschen besonders hart
treffen), Umzügen und der
„Schein“auflösung des LSA be-
schäftigt, ist nicht behinder-
tenfreundlich. Doch gemein-
sam mit der GEW, den Perso-
nal- und Frauenvertretungen
werden wir ab sofort erheb-

lich mehr Druck machen
müssen, damit auch be-
hinderte Kolleginnen
und Kollegen als imma-
nenter Teil des schuli-
schen Lebens wahrge-

nommen werden und das Be-
nachteiligungsverbot für Be-
hinderte stärker durchgesetzt
wird. Wer Lust hat, dies mit
uns gemeinsam anzugehen,
ist herzlich eingeladen. Die
AG-Schwerbehinderte trifft
sich wieder am 12. März, 14.
Mai und 11. Juni jeweils um
17.30 Uhr in den Räumen der
GEW in der Ahornstraße.

Günter Hermanns, H. Jürgen Rausch

SchülerInnen der Papageno-
Schule boten einen eindrucks-
vollen musikalischen Auftakt.
In der Diskussion zu den
Tätigkeitsberichten wurde er-
kennbar, dass die KollegInnen
mit den Hauptrichtungen un-
serer bisherigen Tätigkeit ein-
verstanden waren. Sie wand-
ten sich gegen Bestrebungen,
unter dem Deckmantel von
Reformen hart erkämpfte So-
zialleistungen und arbeits-
rechtliche Sicherungen abzu-
bauen. Sigrid Gärtner beton-
te, dass es gerade jetzt sehr
wichtig sei, dass auch die Ru-
heständler weiterhin Mitglie-
der der Gewerkschaft bleiben.
Mitglieder berichteten über
Erfahrungen. Zum Beispiel
wird frühzeitig mit den Mit-
gliedern unserer Gewerk-
schaft, die aus dem Schul-
dienst ausscheiden, Verbin-

dung aufgenommen, um sie
als Ruheständler für die Ge-
werkschaft zu erhalten. Seni-
orengerechtes gewerkschaftli-
ches Leben kann u.a. mit kul-

turellen Veranstaltungen, ge-
meinsamen erlebnisreichen
Wanderungen und dem Be-
such von Museen entwickelt
werden. Eine wichtige Aufga-

be ist es, sich um konkrete
Lebensprobleme Einzelner zu
kümmern. Selbstverständlich
nehmen SeniorInnen an De-
monstrationen und anderen
Kampfmaßnahmen der GEW
teil.
Werner Gollmer erläuterte als
Leiter der AG Renten u.a. die
Notwendigkeit, die Altersver-
sorgung in ihrer Gesamtheit
stärker zu beachten und die
Fragen der gesundheitlichen
Betreuung einzubeziehen. In
Rentenfragen bieten die AG
und die Rechtsstelle Hilfe an.
In den Vorstand wurden ge-
wählt: Sigrid Gärtner als Vor-
sitzende, Gisela Wilke als
Stellvertreterin sowie Liese-
lotte Claußnitzer, Lore Alb-
recht, Ingetraut Schwarz,
Ernst Pilz und Volkhard Zill-
mann als Beisitzer.

Ernst Pilz

Schwerbehinderte in der GEW 
Wir machen Druck, damit man uns endlich wahrnimmt.

Wahl des Landesseniorenausschusses
130 Berliner Senioren kamen zur Wahlversammlung.

NÄCHSTER TREFF IST AM

12. MÄRZ UM 17.30 UHR!
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Was bisher geschah: Gebo-
ren am 13. März 1923.

1941 mit 18 Jahren zum
Kriegsdienst eingezogen, von
1944 bis 48 in Kriegsgefan-
genschaft in Nordafrika. Be-
ginn der Lehrerausbildung
1948 mit 25 Jahren in Berlin.
Seit 1950 GEW-Mitglied, ab
1952 LDV-Delegierter Neu-
köllns und Bezirksleitung,
Personalrat. Von 1951 bis
1962 Lehrer an verschiede-
nen Schulen in Neukölln und
ab 1962 Schulleiter der Emil-
Fischer-Grundschule in Neu-
kölln. 1974 Wahl zum 3. Vor-
sitzenden der GEW BERLIN,
Rücktritt im Juni 1975. Von
1975 bis zur Pensionierung
Schulrat bzw. Leitender Schul-
rat in Kreuzberg für die be-
ruflichen Schulen. Seit 1988
im Ruhestand.

Werner, wir gratulieren zum
bevorstehenden Geburtstag! Du
warst beruflich fast immer in
Neukölln aktiv. Bist du dort
auch geboren? Hast du da
auch dein Abitur gemacht?
Ja, ich bin alter Neuköllner.
Aber die Hochschulreife habe
ich später gemacht, denn ich
bin zunächst nur bis zur Mitt-
leren Reife zur Schule gegan-
gen, weil ich damals keine
Freistelle mehr bekommen
habe. 

Freistelle heißt, dass du kein
Schulgeld bezahlen musstest?
Ja, genau. Mein Vater war da-
mals zwar arbeitslos, aber das
hat auch nichts genützt. Ich
hatte dann das große Glück,
dass ich beim Scherl-Verlag
eine Lehrstelle als Schriftset-
zer bekommen habe. Danach
habe ich noch Kurse gemacht
und später dann die Hoch-
schulreife. 

Wegen des Krieges hast du die
Lehrerausbildung erst spät be-
gonnen, mit 25 Jahren. Woll-
test du schon immer Lehrer
werden oder war das ein Ent-
schluss während deiner vier-
jährigen Gefangenschaft?
Eigentlich wollte ich schon
immer Lehrer werden. Aber
mir war auch klar, dass ich
unter dem Regime,
unter dem wir da-
mals lebten, nicht
Lehrer werden konn-
te. Denn ich war
nicht in der Hitlerju-
gend. Und das ging nur über
die Hitlerjugend. Manchmal
schien die mir damals gar
nicht so schlecht zu sein,
aber mein Vater wollte davon
nichts wissen. 1938 wurde
ich allerdings zur Pflicht-HJ
einberufen. Und mit 18 haben
sie mich dann auch noch zum
Kriegsdienst geholt. Ich war
gegen die Nazis und habe im-
mer gehofft, dass die den
Krieg verlieren. Als ich dann
nach vier Jahren Gefangen-

schaft 1948 wieder in Berlin
war, war mir klar: ich werde
Lehrer. Ich wollte auch die Ju-
gend in einem anderen Geist
erziehen. Anders als die
Schule es in den Hitler-Jahren
mit uns gemacht hat. 

Du kommst ja von deinem El-
ternhaus her aus einem eher
linken Milieu. Hat das eine Rol-
le gespielt bei deinem Gewerk-
schaftseintritt 1950?
Ja, sicherlich. Ich bin damals
aber auch aus Enttäuschung
über die Parteien in die Ge-
werkschaft gegangen. Mir
passte zum Beispiel gar nicht
die Vereinigung von KPD und
SPD, unter welchen Bedingun-
gen das stattfand. Aber mir
passte auch nicht, was die
SPD im Westen dazu sagte.

Deswegen bin ich erst 1956
in die SPD eingetreten. Ich
wusste damals einfach nicht
so recht, welche Position ich
einnehmen sollte. 

Wie ging’s dann weiter mit der
Gewerkschaftsarbeit? Was wa-
ren die vorrangigen Aktivitä-
ten in den fünfziger Jahren?
Na, ich war erst mal Vertrau-
ensmann an meiner Schule.
Dann war ich viele Jahre lang
zusammen mit Felix Kirchner

in der Bezirksleitung der GEW
Neukölln und nachher auch
im Personalrat. Damals hieß
es ja noch BVL, Berliner Ver-
band der Lehrer und Erzieher. 
Die vorrangigen Diskussionen
gingen um die Weiterführung
der Einheitsschule, wie wir
damals statt Gesamtschule
sagten. 1952 hatten CDU und
FDP die Einheitsschule in Ber-
lin abgeschafft und die sechs-
jährige Grundschule einge-
führt. Also bei uns in Berlin
war es nicht so, dass die vier-
jährige Grundschule verlän-
gert wurde, sondern es war
vielmehr einfach ein Abbau
der Einheitsschule. Wir waren
eigentlich immer für die Ein-
heitsschule. Ich war ja auch
in so einer Schule als kleiner
Junge. In der Zubringerschu-

le, also einer Grund-
schule, der Karl-
Marx-Oberschule, die
damals von Fritz Kar-
sen geleitet wurde.
Kurz bevor ich auf

die Karl-Marx-Schule kam, wa-
ren die Nazis da, die Schule
wurde zerschlagen. Da habe
ich die Machtergreifung der
Nazis hautnah erlebt. Als wir
in diese neue Schule kamen,
hieß es gleich: Da kommen
die Kommunisten. Die wus-
sten ja, dass wir von dieser
Grundschule kamen. Natür-
lich waren wir nicht alle Kom-
munisten, aber für die schon.

Machen wir einen Sprung in
die siebziger Jahre. Die waren
für die GEW ziemlich konflikt-
trächtig. Du warst damals an
prominenter Stelle als 3. Vor-
sitzender mitten drin.
Das ging los, weil der konser-
vative Flügel in der GEW jed-
weden kommunistischen Ein-
fluss von vornherein aus-
schließen wollte. Als Lore Ku-
jawa, Heinz Blumensath und
ich für den Vorstand kandi-
dierten, wurde uns zum Bei-
spiel vorgeworfen, wir dürf-
ten uns nicht von den Kom-
munisten, also von Mitglie-
dern oder Sympathisanten
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Werner Langner wird 80!
Einen Blick zurück wirft Werner in unserem Interview zu seinem Jubiläum.

ICH WAR GEGEN DIE NAZIS UND HABE

GEHOFFT, DASS DIE DEN KRIEG VERLIEREN.

Ein Kreuzberger Kollege zur 
Verabschiedung in den Ruhestand

„Werner Langner hat sich immer für die Interessen und Nöte
der Beschäftigten eingesetzt. Er hat sich für den Frieden und
gegen den Nato-Doppelbeschluss eingesetzt. Er schwieg
nicht zu Menschenrechtsverletzungen in West und Ost. An re-
formpädagogischen Diskussionen und Veranstaltungen nahm
Werner Langner bis heute teil und machte manches Reformar-
gument im Bereich Grundschule und Gesamtschule zu seinem
eigenen. Ein fortschrittliches bildungspolitisches Engagement
würde nach Meinung der großen Mehrheit der Kreuzberger
Kollegen auch anderen Schulräten gut zu Gesicht stehen.“ 
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der SEW, wählen lassen. Als
wir dann gewählt waren, soll-
ten wir zurück treten, weil wir
mit den Stimmen von Kom-
munisten gewählt worden
seien. So ein Blödsinn! Wir ha-
ben unsere Positionen vertre-
ten und die Delegierten hat-
ten dann die Wahl. Das ist
nun mal so: jeder Delegierte
hat eine Stimme. Und ob die-
ser oder jene SEW-Mitglieder
sind oder einer anderen Grup-
pe angehören, wusste doch
sowieso keiner genau. 

Es gab aber nicht nur die SEW,
sondern auch noch die Mitglie-
der von den sogenannten K-
Gruppen. Gegen die richteten
sich dann die Unvereinbarkeits-
beschlüsse der Bundes-GEW.
Die SEW war dort ja ausge-
nommen. Wie hast dich bei die-
ser Frage damals verhalten?
Es gab eine Reihe von Grup-
pen damals: KBW, KPD, Trotz-
kisten. Ich habe immer darauf
gedrungen, nicht die formale
Mitgliedschaft, sondern das
Handeln und das Verhalten
zur Beurteilung heranzuzie-
hen. Deswegen habe ich die
Unvereinbarkeitsbeschlüsse
auch abgelehnt. 
Allerdings gab es auch einige
sehr, sehr dogmatische Kolle-
gInnen bei denen. Das habe
ich besonders gemerkt in
meiner Tätigkeit als Schulrat.
Bei einer Beurteilung für die
Verbeamtung eines Kollegen
zum Beispiel lief alles be-
stens, bis wir zur Bespre-
chung der Stunde kamen. Da
wollte der plötzlich, dass
„Vertreter des
Volkes“ dabei
sein sollten.
Dafür hatte er
schon einige
seiner Schüler
als „Vertreter des Volkes“ aus-
gesucht. Ich weigerte mich,
dies mitzumachen, und warn-
te ihn, dass die ausgefallene
Besprechung für ihn schwer-
wiegende Konsequenzen ha-
ben würde. Er blieb dabei und
wurde schließlich aus dem
Schuldienst entlassen. Einige
waren eben ziemlich bera-
tungsresistent, wie man heu-
te sagt. 
Aber zurück zur GEW: Als sich
die GEW wegen der Frage der

Unvereinbarkeitsbeschlüsse ge-
spalten hatte, bin ich mit zur
neuen GEW in die Keithstraße
gegangen. Weil die beim DGB
blieb, zusammen mit den an-
deren Gewerkschaften. Das
war für mich wichtig. Ich fand
zwar die Unvereinbarkeitsbe-
schlüsse falsch, aber für mich
gehören die Gewerkschaften
zusammen. Man kann sich
nicht einfach abseits stellen,
man muss innen weiter ma-
chen. Das war damals meine
Position. Von einigen wurde
mir das schwer angekreidet,
ich wurde deswegen teilweise
öffentlich beschimpft. Glück-

licherweise wurde die Spal-
tung dann einige Jahre später
beendet. 

Das war aber auch die Zeit der
Berufsverbote. Du warst in die-
ser Zeit Personalratsvorsitzen-
der in Neukölln. Wie hast du
das erlebt?
Es gab vor allem ziemlich
schwere Auseinandersetzun-
gen mit dem Stadtrat, der
auch in der SPD war wie ich,
aber eben in dieser Frage

konservativ. Der wollte gleich
jeden rausschmeißen oder gar
nicht erst einstellen, wenn ei-
ner auch nur auf irgendeinem
Parteitag aufgetreten war oder
in einem bestimmten Umfeld
etwas veröffentlicht hat-
te. Und wir vom Perso-
nalrat haben immer wie-
der gesagt, dass erst
mal nachgewiesen wer-
den muss, was der denn
konkret gemacht hat –
also Einzelfallprüfung.
Da kamen teilweise vom Ver-
fassungsschutz Materialien,
das hat einen schon verwun-
dert, was die geliefert haben.

Da standen dann in
den heimlich kopier-
ten Referaten Sachen
drin, die ich auch
ohne weiteres hätte
vertreten können.

Deswegen kann man doch
keinen rausschmeißen! Nur
weil er die falsche Mitglied-
schaft hat oder am falschen
Ort war. Zum Beispiel bekam
die Behörde vom Verfas-
sungsschutz auch ein Referat
über Vietnam, das einer ge-
halten hatte, der auch heute
noch in Berlin und Bran-
denburg ziemlich bekannt ist.
Der Stadtrat hat mich als
Schulrat gefragt, was ich da-
von halte. Da standen Sachen

über die Kriegsführung der
Amerikaner drin, Napalm-Ein-
satz und so. Kritisch natür-
lich, aber richtig. Ich habe
dem Stadtrat dann gesagt,
dass das doch in Ordnung ist,
kritisch zwar, aber in Ord-
nung. Das könnte ich auch
mittragen. Der wurde dann
doch eingestellt.

1987 bist du dann in den Ru-
hestand gegangen. Wie war
das: Hattest du dich eigentlich
vorbereitet? Oder war da ein
schwarzes Loch, wenn auf ein-
mal der berufliche Alltag fehlt?
Nein, ich hatte mich gut dar-
auf vorbereitet! Ich wusste,
dass lange Reisen und viel Le-
sen den fehlenden Berufsall-
tag nicht ausfüllen können.
Ich habe mich weiterhin in der
Gewerkschaft engagiert und
auch die Beratungen in der
Rechtsschutzstelle weiterge-
führt. Zudem war ich auch als
Pensionär im Vorstand des
Vereins der Freunde der Fritz-
Karsen-Schule und 1. Vorsit-
zender im Vorstand des För-
derkreises der Paul-Dohrmann-
Schule aktiv und habe so nie
den Kontakt zu den Kollegen

und zur Schule verloren. Und
ich war von 1990 bis 1992 als
Berater der Schulaufsicht in
Prenzlauer Berg unterwegs.
Eine spannende Zeit, in der
ich auch eine Menge neuer
Erfahrungen gemacht habe.
Also: ich habe nicht abrupt
aufgehört, sondern Kontakt
gehalten und auch was ge-
macht.

Und was hast du dir für die
nächsten fünfzehn Jahre vor-
genommen?
Na, ich werde natürlich wei-
terhin am Gewerkschaftsle-
ben teilnehmen und die poli-
tische Entwicklung verfolgen.
Ich werde also weiterhin hell-
wach sein, so weit ich es
noch kann.

Werner Langner wurde interviewt von 
Detlef Mücke, Thomas Thieme und Klaus Will

M ä r z  2 0 0 3 b l z

„Vater, warum ist das so?“ Ausriss aus „Kinderland 1932. Jahr-
buch für Arbeiterkinder in Stadt und Land.“ Hrsg. von der
Reichsarbeitsgemeinschaft der Kinderfreunde. Das Buch hat
Werner Langner als Mitglied der „Roten Falken“ im Alter von
acht Jahren bekommen.

ICH WUSSTE, DASS LANGE REISEN

UND VIEL LESEN DEN FEHLENDEN

BERUFSALLTAG NICHT AUSFÜLLEN.

DA SOLLTEN PLÖTZLICH „VERTRETER DES VOLKES“

BEI DER STUNDENBESPRECHUNG DABEI SEIN.



20

Welche Berliner Lehrkraft
kann das alles noch über-

blicken: PZ – BIL – LaBi – LI-
SUM. Ständig wechselnde Na-
men und Standorte (wissen
Sie, dass der Hauptsitz des
LISUM sich jetzt in der Stor-
kower Str. 133 befindet?) und
wechselnde Logos, von einem
sich selbst namensmäßig dau-
ernd häutenden Schul-, Ver-
zeihung, Bildungssenator ver-
ordnet. Sie sind so ziemlich
das kundenfeindlichste, das
die Berliner Verwaltung derzeit
zu bieten hat. Pech für die
Mitarbeiter, aber eigentlich ist
das Berliner Landesinstitut für
Schule und Medien eine wich-
tige Serviceeinrichtung für die
Berliner Lehrerschaft. Und die
braucht, angesichts von mitt-
lerweile mehreren Deputats-
erhöhungen, Überalterung und
ständigem Zwang zu sinnvol-
len und leider auch zu vielen
sinnlosen Veränderungen in
der Schullandschaft, Orientie-
rung, Material und Hilfen al-
ler Art nötiger denn je.

Ein kurzer Rückblick zeigt,
dass es darum immer schlech-
ter bestellt ist. Vor knapp 10
Jahren verfügten die Landes-
bildstelle Berlin und das da-
mals neu gegründete BIL über
etwa 450 Personalstellen, wo-
bei auch damals nur ein rela-
tiv kleiner Teil aus Pädagogen-
stellen bestand. Nach Aus-
sagen der jetzigen LISUM-Lei-
terin, Alexandra Dinges-Die-
rig, kam es im Zeitraum von
1996 bis 2002 in den beiden
genannten Instituten und dem
daraus entstandenen LISUM
zu einer Stelleneinsparung von
über 50 Prozent auf derzeit
121 Stellen. Davon sind deut-
lich weniger als 20 Pädago-
ginnen! Die meisten Stellen
benötigen die Bibliothek und
die Medienausleihe. 

Während die Honorarmittel
beim Zusammenschluss von
LaBi und BIL virtuell erhöht

wurden (1999: 896.000 DM;
2001: 1.788.000 DM) waren
diese wegen der Haushalts-
sperren und wegen noch nicht
so schnell erbrachter Perso-
nalkürzungen jedoch nicht
verfügbar und mit der IST-
Veranschlagung in 2002 gab
es einen Wegfall von 534.000
Euro.

Sowohl die gekürzten Hono-
rarmittel als auch das fehlen-
de Personal schränkten das
Serviceangebot des LISUM er-
heblich ein. Nach „Erfurt“ wur-
den die Mittel zur Gewaltprä-
vention um 60 Prozent ge-
kürzt, so dass an einigen Schu-
len entsprechende Seminare
nicht mehr finanziert werden
konnten. Die Bibliothek für
die Berliner Lehrerschaft lebt
von Spenden, sie kürzte die
Hälfte aller Fachzeitschriften
und droht wegen Finanzman-
gels jegliche Aktualität im
Medienangebot zu verlieren.
In Pension oder Vorruhestand
entschwundene Fachreferen-
tInnen hinterlassen unbesetz-
te Stellen z.B. in so „unwichti-
gen“ Fächern wie Deutsch in-
cl. DaZ, Mathematik, Politische
Bildung oder
Umweltkunde.
An Ausschrei-
bungen ist seit
Jahren in der
Regel nicht zu
denken, solange nicht die
ständig nachgeschobenen Per-
sonalkürzungen realisiert sind.

Der jüngste Coup: Der Unter-
ausschuss Stellenplan des
Hauptausschusses beim Berli-
ner Parlament verordnete im
Sommer 2002 auf der Grund-
lage eines PDS-Antrages „alle
freiwerdenden Stellen des LI-
SUM zu sperren und bis zum
31.12.02 einen Bericht zur
Neuorganisation des LISUM
anzufordern mit der Vorgabe,
dass 30 Prozent der festen
Stellen dauerhaft eingespart
werden“. Selbstverständlich

wurde der Antrag einstimmig
angenommen und die LISUM-
Leitung fertigte eine Vorlage
mit 36 eingesparten Stellen,
verbleiben also noch 85. Vor-
handene FachreferentInnen
z.B. für Musik, Bildende Kunst,
Gemeinsame Erziehung, „Ak-
tive Medienarbeit“, Suchtpro-
phylaxe und Gesundheitser-

ziehung dürfen sich nach
neuen Aufgaben umsehen.
Vor allem aber werden Kolle-
gInnen im Service von Verleih
und Bibliothek eingespart,
was ein weiter reduziertes
Angebot für die Berliner Leh-
rerschaft bedeutet!

Aber die gesetzlichen Vertre-
tungen der Beschäftigten kom-
men gar nicht zur Ruhe, wenn
es gilt, zu retten, was ange-
sichts hemmungsloser „Refor-
men“ noch zu retten ist. Denn
die nächste Fusion droht
mittlerweile zeitgleich mit
der noch nicht umgesetzten

Einsparungsorganisation des
Parlamentsbeschlusses: Dies-
mal hat der Berliner Senat in
Gremien mit dem Land Bran-
denburg sich das LISUM aus-
geguckt, das schon vor der
Ländervereinigung mit Bran-
denburg per Staatsvertrag mit
dem Brandenburger Schwe-
sterinstitut PLIB und dem

Medienzentrum MPZ fu-
sioniert werden soll. Bis
Ende Juni 2003 sollen ge-
meinsam entwickelte Vor-
lagen zur Entscheidung
auf Senator-/Ministerebe-

ne auf dem Tisch liegen. Klar,
dass in einer Demokratie die
Betroffenen dazu nicht be-
fragt werden!

Dumm ist nur, dass in Bran-
denburg vor einiger Zeit die
Lehrerfortbildung an die Schul-
aufsicht als regionale Organi-
sation gegangen ist – mit wohl
verheerendem Ergebnis – und
das PLIB nur noch zentrale
Aufgaben wie Rahmenlehrplan-
entwicklung, Schulprogramm-
entwicklung und „Häuptlings-
schulung“ betreibt. Ein Mo-
dell für Berlin? Sicher das En-
de jeglicher Lehrerfortbildung,
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PZ > BIL > LaBi > LISUM > PLIB > PLIBB
Durch ständige Fusionen verliert die Lehrerfort- und weiterbildung Finanzmittel,
Personal und Kundenorientierung.

NACH „ERFURT“ WURDEN DIE MITTEL ZUR

GEWALTPRÄVENTION UM 60% GEKÜRZT.
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wenn man diese der Schulauf-
sicht überließe, die doch
schon die Schule nicht ver-
nünftig organisieren konnte,
wie die Auflösung des LSA be-
wiesen hat.

Aber natürlich fusioniert nie-
mand, wenn er sich davon
keine weiteren Einsparungen
verspräche. Von
den dann 85 LISUM-
Stellen und 20 MPZ-
sowie 95 PLIB-Stel-
len will man etwa
55 PLIBB-Stellen (Pä-
dagogisches Landesinstitut
Berlin Brandenburg) übrig las-
sen, das wird ein toller Servi-
ce von Berlin-Lichtenrade bis
zur Uckermark.
Gleichzeitig erwägt die LISUM-
Leiterin den Vorschlag eines
Agentur-Konzeptes: Wenige Al-
leskönner und Alleswisser
prüfen und zertifizieren das

Angebot freier Fortbildungs-
träger, ohne selbst in diesem
Bereich tätig zu werden. Die
Schulen und Lehrkräfte bu-
chen dann mit eigenen Finanz-
mitteln entsprechend den Be-
dürfnissen oder Vorgaben.
Solch ein Konzept soll ansatz-
weise in der Schweiz funktio-
nieren. Voraussetzung sind

ausreichende Haushaltsmittel
für die Schulen und eine brei-
te Palette von Anbietern, die
sich mit Schule und den Be-
dürfnissen der Lehrkräfte
auskennen. In der Schweiz
verfügen Schulen dafür wohl
über einen Jahresetat von
100.000 Franken pro Schule.
Teilt man die LISUM- Honorar-

mittel auf die knapp 1000
Berliner Schulen auf, erhielte
jede in etwa ganze 500 Euro!
Und bisherige Prüfungen von
Fremdanbietern am LISUM er-
brachten in der Regel erheb-
lich höhere Kosten, was nicht
verwundern kann, wenn da-
mit alle Grundkosten für
Büro, Werbung etc. abzude-

cken sind. Das
sagt noch nichts
über die Schulfer-
ne vieler Anbieter,
die mitunter wohl
zur „Ich AG“ nach

Wegfall von VHS-Angeboten
gezwungen wurden.
Es scheint dringend an der
Zeit, dass die Betroffenen, die
Berliner Lehrkräfte und ihre
Gewerkschaft GEW sich zu die-
ser nur den Gesetzen des Rot-
stifts gehorchenden Einspar-
orgie kraftvoll zu Wort mel-
den. Es handelt sich schließ-

lich nicht nur um das Problem
der am Institut noch ver-
bliebenen Beschäftigten, son-
dern es geht um die berufsbe-
gleitende Qualifizierung von
30.000 Akademikern, die im-
mer länger auf ihre eigenen
Studienzeiten zurückblicken
müssen.
Der GEW-Landesvorstand hat
deshalb beschlossen, die Pro-
bleme der Lehrerfort- und
–weiterbildung des LISUM zu
einem Schwerpunkt der bun-
desweiten GEW-Kampagne
„Rettet die Bildung“ zu ma-
chen, die im Frühsommer
starten soll. Auf der Internet-
seite der GEW BERLIN kann
ein Fragebogen zu den Fort-
bildungswünschen aufgerufen
werden. Bitte beteiligt euch
zahlreich.

Gerhard Weil
ist stellvertretender (GEW) Personalrats-

vorsitzender des LISUM
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Die Schulbibliothek in der Stadt-als-Schule
Anregung zur Kunst des Lernens in der Lernwerkstatt.

VON 1996 BIS 2002 KAM ES ZU EINER

STELLENEINSPARUNG VON ÜBER 50%.

Der Artikel „Pisa und die
Schulbibliothek“ in der

Dezemberausgabe der blz gab
mir eine Fülle von Anstößen
zum Nachdenken über meine
eigene pädagogische Praxis,
die ihren Schwerpunkt in der
Lernwerkstatt der Stadt-als-
Schule hat. Es wurden Seiten
angestimmt, die bis dahin bei
mir eher stumm geblieben wa-
ren, wie die Saiten
einer alten, fast ver-
gessenen Gitarre. So
hellhörig geworden,
dachte ich über das
nach, was im Rah-
men meiner Tätigkeit in der
Lernwerkstatt der S-a-S bisher
eher wenig Beachtung gefun-
den hatte, weil es gleichsam
„nebenbei“ geschah und uns
selbstverständlich erschien:
Auf dem Fundament eines vor
zehn Jahren geerbten Buch-
bestandes eines Förderers ist
nach und nach eine aktuelle
Bibliothek gewachsen, die dem
Konzept des „Im-Leben-Lernen“
unserer Schule angepasst ist. 
Diese Bibliothek und Medio-

thek befindet sich an einem
für unsere Schule zentralen
Ort des Lernens, stark fre-
quentiert von ständig wech-
selnden und immer wieder
anders zusammengesetzten
Gruppen von Schülern.

Zur Erinnerung: Vor zehn Jah-
ren begann eine Gruppe von
Pädagogen ein Jugendbil-

dungsprojekt ins Leben zu
rufen, in dem nicht mehr
schulpflichtige Jugendliche
sich freiwillig an „Praxisplät-
ze“ begaben, um so in „Ernst-
situationen“ etwas Neues für
sich zu erfahren und nicht
zuletzt auch, um „sich“ zu er-
fahren und die Rollen zu er-
proben, die das Leben bereit-
halten könnte. 
Aus diesem Projekt ist nach
zehn Jahren Schulversuchs-
phase eine genehmigte „Schu-

le besonderer pädagogischer
Prägung“ im Bezirk Kreuzberg
entstanden. Mit ihrem zentra-
len, nunmehr auch eigenen
Standort unweit des Potsda-
mer Platzes, ist sie bestens
geeignet für den Besuch Ju-
gendlicher aller Berliner Be-
zirke, die in Gefahr sind, das
Berliner Schulwesen ohne Ab-
schluss verlassen zu müssen.

Diese können nach
dem Konzept des
„Praxislernens“ an
drei Tagen in der
Stadt und an zwei
Tagen in der Schule

tätig werden und am Ende
den Haupt- oder bei besonde-
ren Leistungen sogar den Re-
alschulabschluss erlangen.
Seit einigen Jahren können
auch Schüler nach der achten
Klasse mit einer Versetzung
in die neunte Klassenstufe
zur S-a-S wechseln, was noch
wenig bekannt ist. Im klassi-
schen Schulwesen „lernmü-
den“ Jugendlichen kann hier
bereits eine Alternative auf-
gezeigt werden.

Die überwiegende Mehrheit
unserer Schüler hat sich bis zu
ihrer Aufnahme an der S-a-S
als nicht erfolgreich im Schul-
system erlebt und es bedurf-
te besonderer Konzepte und
Qualifikationen, um ihnen den
Weg zurück zum Lernen als
einer Tätigkeit, die Sinn macht,
zu ebnen. Diese Jugendlichen
haben aus den verschieden-
sten Gründen kaum Erfahrun-
gen gemacht, die sie Lern-
aktivitäten als Teil ihrer aktu-
ellen Persönlichkeit, als Ich-ge-
recht, erfahren lassen konnten.
Eine nicht geringe Zahl hatte
in der Schullaufbahn mit soge-
nannten Teilleistungsschwä-
chen zu kämpfen. Im Mittel-
punkt unseres Konzeptes steht
die radikale Individualisierung
des Lernens, um die eigenen
Interessen wieder als wertvoll
erfahrbar zu machen. Hier
setzt auch das Lernwerkstatt-
konzept mit der Bibliothek an.

Bewährt haben sich populär-
wissenschaftliche Buchreihen.
Kein Praxisplatz im Ge- Þ

IM MITTELPUNKT STEHT DIE RADIKALE

INDIVIDUALISIERUNG DES LERNENS.
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sundheitswesen kann auf das
„Kursbuch Gesundheit“ ver-
zichten, wenn es an die Auf-
arbeitung geht, kein Jugendli-
cher, der sich in der Kita aus-
probiert, auf das „Kursbuch
Kinder“. Religionskunde ist
ebenso vertreten wie „Wie
geht es meinem Hund?“. Ge-
dichtsammlungen, alle Arten
von Lexika, Fachbücher des
Berufsschulwesens, aber auch
Romane wurden – oft nach
dem Bedarf der Praxisplatzer-
fahrungen – angeschafft. Der
Ausbau und die Aktualisie-
rung der Schulbibliothek im
Rahmen unseres Konzeptes
erwies sich tatsächlich als
hochwirksam zur Unterstüt-
zung und Anregung von Lern-
prozessen. Unerlässlich, wie
die Hefe im Teig für einen
Gärungsprozess. 

Es geschieht nicht selten,
dass die Schüler Buchwün-
sche äußern. Sie sind glück-
lich, geliebte Kinder- und Ju-
gendbücher wieder zu fin-
den. Eigentlich müssten wir
auch auf aktuelle Lesebedürf-
nisse eingehen, die durch die
Medien geweckt werden: „Har-
ry Potter“ und „Der Herr der
Ringe“ werden von Jugendli-

chen nachgefragt, die zu die-
sem Zeitpunkt ihrer Entwick-
lung noch keinen Fuß in eine
öffentliche Bibliothek setzen
würden. Doch der Etat ist
knapp. (Buchspenden sind
willkommen!) Schulbücher der
Sekundarstufe haben wir im
Lauf der Jahre eher selten in
den Bestand aufgenommen.
Sie erwiesen sich oft als we-
nig hilfreich zur Erschließung
von komplexen Zusammen-
hängen, wie sie die Wirklich-
keit darstellt. Wichtiger Be-
standteil unserer Bibliothek
sind dagegen Dokumentatio-
nen unserer Schüler über ihre
Praxisplätze.
Erst einmal entstaubt, neu ge-
stimmt und gut gepflegt, ließ
sich auf unserem Instrument
Schulbibliothek trefflich spie-
len und Musik machen. An
die Spende von damals erin-
nert heute noch das „Kindler-
Literaturlexikon“, das – zuge-
geben – selten benutzt wird,
aber einfach zu schön und zu
schade ist zum Ausrangieren.
Häufiger erfährt der gute alte
„große Brockhaus“, der von al-
len Beteiligten mit Ehrfurcht
benutzt wird, Beachtung. Meist
lässt man sich dann aber
doch mit den Disketten für den

„neuen“ Brockhaus im be-
nachbarten PC-Raum für die
Recherche nieder, um die
halbjährlich fällige Dokumen-
tation mit allen Erkundungs-
aufgaben zu bearbeiten, Ta-
gesberichte zu schreiben oder
den ausführlichen Vortrag für
die Gruppe auszuarbeiten.

Natürlich gibt es auch bei uns
die Schüler, die Ausnahmen
bilden, die z.B. von sich aus
Bücher von Luise Rinser zu-
sammenfassen oder gleich
selbst ein Buch schreiben.
Doch ohne den Faktor der
pädagogischen Betreuung, der
dazu kommen muss, geschieht
es bei der überwiegenden
Mehrheit nicht ganz von al-
lein. Zu tief sitzt oft noch die
Überzeugung, nicht zu dem
Teil der Welt zu gehören, der
sich in Bücher vertieft. Bü-
cher erzeugen Schwellenangst.
Diese erzeugt Abwehr. Die
Suchmaschine im Internet ist
für viele Schüler unbelasteter.
Doch auch das Internet kann
– so zeigt sich bald – die
Hauptschwierigkeit unserer Ju-
gendlichen nicht lösen. Wie
den altbekannten Widerstand
gegen die Anforderung über-
winden, gliedern, ordnen, „ver-
dauen“ zu müssen, um zu ver-
stehen und anderen etwas
Sinnvolles mitteilen zu kön-
nen?

Der Autor des Artikels „Pisa
und die Schulbibliothek“, Jo-
hannes G. Wiese, betont die
wichtige Rolle der pädago-
gisch ausgebildeten Schulbib-
liothekare für „selbstgesteu-
erte“ Lernprozesse. Unsere Er-
fahrungen bei Annäherung an
selbstgesteuertes Lernen un-
terstreichen seine Thesen.

Individualisiertes Lernen in
unserem Schulkonzept muss
es leisten, diesen Jugendlichen
die Hilfe und Unterstützung
beim Überwinden solcher Wi-
derstände zu geben, die sie
notwendig brauchen. Das be-
deutet häufig Betreuungs- und
Unterstützungsarbeit im Ver-
hältnis eins zu eins. 
Diese Unterstützung wird an
den verschiedenen Lernorten
und zu verschiedenen Zeiten
immer wieder bereitgehalten:

Sie wird in der Lernbeglei-
tung der betreuenden Päda-
gogen bei Besuchen am Pra-
xisplatz und bei der gemein-
samen Erarbeitung des je-
weils aktuellen Curriculums
für jeden einzelnen Schüler
zur Verfügung gestellt. Sie
wird an den Schultagen im
Rahmen der Lernwerkstattar-
beit mit der Bibliothek/ Medi-
othek im Zentrum angeboten. 

Dieses Betreuungsangebot
steht, da die Lernwerkstatt
durchgängig besetzt ist, allen
Schülern offen, die nicht am
Praxisplatz sein können. Um
dieses Betreuungsangebot su-
chen Schüler auch nach einer
Eingewöhnungszeit an der S-
a-S selbst nach. Auch die DaZ-
Arbeit wird in diesem Rah-
men geleistet. Bei dieser in-
tensiven „Lern-Arbeit“ wird
oft genug deutlich, wie viele
unserer Schüler bisher über-
haupt nicht über die Erfah-
rung verfügten, dass sie sich
Erkenntnisse und Erfahrun-
gen Kraft ihrer eigenen An-
strengung selbst erschließen
und erarbeiten können. Auch
die Erfahrung, anderen Er-
kenntnisse mitteilen zu kön-
nen, ist zumeist neu.

Das aber ist lernpsychologisch
gesehen gerade der Kern ei-
ner Lernerfahrung. Wir müs-
sen die Widerstände über-
winden, die sich durch die Sa-
che ergeben, um zu einem Er-
kenntnisgewinn zu kommen.
Durch diese Anstrengung und
die vielen Schritte, die erfor-
derlich sind, um das komple-
xe Geschehen am Praxisplatz
mit Hilfe von Büchern und
anderen Medien zu erschlie-
ßen und anderen mitzuteilen,
realisiert sich die Lernerfah-
rung. 

Diese „Kunst des Lernens“
wiederholt zu erfahren, wirkt
nachhaltig und stärkt das
Selbstbewusstsein.

Barbara 
Stellbrink-Kesy

Stadt-als-Schule Berlin
Tel: 215 80 26 (priv.)
Schule: 25 88/48 18 

(Lernwerkstatt)
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10 Jahre Stadt-als-Schule Berlin

1. April 2003, 19 Uhr, Festakt*
mit Beiträgen von Thomas Härtel, Staatssekretär SenBJS, Cornelia
Reinauer, Bürgermeisterin Friedrichshain-Kreuzberg, Thomas Isen-
see, Vorstand GEW Berlin, Sybille Gorschboth, Gesamtelternvertre-
tung, Stefan Bubenzer, Verein zur Förderung der Stadt-als-Schule

2. April 2003, 11 – 15 Uhr, Tag der offenen Tür
Stadt-als-Schule Berlin, Dessauer Str. 24, 10963 Berlin, 

(Nähe Anhalter Bahnhof), Tel.: 22 50 83 11 Fax: 22 50 83 15
stadt-als-schule.cids@t-online.de
http://www.Stadt-als-Schule.de

* Bei Teilnahme am Festakt bitten wir um vorherige Anmeldung.
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An dem 1999 gestarteten
Schulversuch nehmen bis-

lang acht Grundschulen teil,
die einen starken Andrang
haben: Die Zahl der Eltern,
die dort keinen Platz für ihre
Kinder bekommen, verdop-
pelt sich jährlich. Deswegen
hat Bildungssenator Klaus Bö-
ger weitere fünf Grundschu-
len für den Schulversuch Jahr-
gangsübergreifende Lerngrup-
pen (JÜL) zugelassen. 

Leider erhalten die neuen
JÜL-Schulen wegen der haus-
haltspolitischen Lage aber kei-
ne zusätzlichen Lehrerstun-
den. Die acht bisherigen JÜL-
Schulen müssen die Hälfte ih-
rer zusätzlichen Stunden zu-
gunsten eines gemeinsamen
Lehrerstunden-Pools abtreten,
was zu großen Irritationen
geführt hat: Einerseits zeugt
die Ausweitung des Schulver-
suchs von Akzeptanz und An-
erkennung, andererseits wer-
den Stunden entzogen. Aber
wenigstens stehen die Stun-
den weiter dem Projekt zur
Verfügung.

Ermutigender Ansatz
Inzwischen können wir auch
auf Zahlenmaterial zurück-
greifen. Im Schulversuch JÜL
sind zwei Prozent der Schüle-
rInnen vorzeitig aufgerückt.
Normalerweise sind dies in
Berlin laut Statistik nur 0,05
Prozent, also eine verschwin-
dend geringe Zahl. Staatssekre-
tär Thomas Härtel bemerkte
auf der letzten JÜL-Tagung
dazu: „Auch wenn die Zahl
der untersuchten Schüler sehr
gering ist und somit stati-

stisch nicht signifikant, ist
doch der Ansatz ermutigend
und zeugt von der tatsächlich
praktizierten Binnendifferen-
zierung. Die Förderung für
leistungsstarke und besonders
begabte Kinder in dem Schul-
versuch scheint groß und ver-
mutlich wird auch von der
Möglichkeit des schnelleren
Aufrückens eher Gebrauch ge-
macht, wenn die Schüler ihre
soziale Gruppe nicht verlas-
sen müssen.“

Lehrkräfte gesucht!
Die Mehrzahl der JÜL-Schulen
befinden sich im kommenden
Schuljahr im Aufbau der zwei-
ten Stufe, d.h., jahrgangsüber-
greifende Lerngruppen werden
nun auch in den Jahrgangs-
stufen 4-6 gebildet. Schon im
vergangenen Schuljahr war in
diesem Bereich die Personal-
decke dünn, denn in Berlin
gibt es nicht genügend Lehre-
rInnen, die Unterrichtserfah-
rung mit jahrgangsübergrei-
fenden Lerngruppen haben.
Um hier ein wenig zu helfen,
bietet die GEW BERLIN am
4./5. April eine Fortbildung
an: „In heterogenen Lerngrup-
pen unterrichten. Wie soll das
gehen?“ 
Schwerpunkt der Veranstal-
tung wird die Praxis des bin-
nendifferenzierenden Unter-
richts sein, immer orientiert
an den Herausforderungen,
die es im Unterrichtsalltag zu
bewältigen gilt. Weitere Infor-
mationen bitte dem Veran-
staltungshinweis auf der letz-
ten Umschlagseite dieser blz
entnehmen.

Rosemarie Stetten
Weitere Informationen,

Tipps und Materialien
zum Schulversuch gibt
es bei Rosemarie Stet-
ten (fachlich-pädagogi-
sche Begleitung), Tel.:

9022 4772, Fax: 9022 4141, E-mail: r.stet-
ten@web.de oder unter

http://bebis.cidsnet.de weiter unter Lernfel-
der/Grundschule oder bei der GEW BERLIN, Re-
ferat B, Sabine Dübbers: Tel.: 219993 57, Fax:

219993 50, E-mail: referatb@gew-berlin.de

S C H U L E

Zwiespältiger Erfolg
Mehr JÜL-Schulen, weniger Stunden.



24

Eine Arbeitsgruppe des
Fachforums Bildung inner-

halb des Agendaforums hat
den Entwurf für ein neues
Schulgesetz auf die Berück-
sichtigung von Inhalten und
Rahmenbedingungen einer
Bildung für eine nachhaltige
(zukunftsfähige) Entwicklung
hin untersucht.
Der neue Schulgesetzentwurf
greift weder im Vorwort noch
im Gesetzestext selbst die Be-
griffe „nachhaltige (zukunfts-
fähige) Entwicklung“ oder „Bil-
dung für eine nachhaltige (zu-
kunftsfähige) Entwicklung“ auf.
Inhalte, die mit zukunftsfähi-
ger Entwicklung oder Bildung
etwas zu tun haben, finden
sich nur indirekt und ohne
Nennung des Leitbegriffs.
Der Paragraph 3 wäre ein rich-
tiger Ort für die Berücksichti-
gung der Gedanken zur nach-
haltigen Entwicklung. Es geht
dabei um die Facetten „ökolo-
gisch, ökonomisch und sozi-
al“, insbesondere um die Fra-
ge der Partizipation und
Gechlechter-Gerechtigkeit.
Der im Entwurf verwendete
Begriff Gleichberechtigung
wirkt eher defensiv und sollte
durch 'Gleichstellung' im Sin-
ne von Gender Mainstream
ersetzt werden.

Rahmenpläne ohne
Nachhaltigkeit
Im Abschnitt II, Gestaltung
von Unterricht und Erziehung,
werden Rahmenpläne als
Grundlage für den Bildungs-
und Erziehungsauftrag der
Schule genannt. Da im Ge-
setzentwurf selbst kaum et-
was zur Nachhaltigkeit zu fin-
den ist, müssten praktisch al-
le Rahmenpläne auf nachhal-
tige Bildungsziele hin unter-
sucht werden.
Eine 1996 im Auftrag des Ab-
geordnetenhauses erstellte
Analyse der Berliner Rahmen-
pläne durch die Senatsschul-

verwaltung erbrachte aber al-
lein für den wesentlich enger
gefassten Bereich der schuli-
schen Umwelterziehung das
Fehlen wesentlicher Inhalts-
felder für den Bereich der
Grundschule. In den Rahmen-
plänen der Sekundarstufe I
finden sich Einzelthemen für
eine zukunftsfähige Bildung
lediglich in verschiedenen
Fächern. Es ist kein übergrei-
fendes Prinzip erkennbar.
Die im neuen Schulgesetzent-
wurf zu findenden Regelun-
gen über die Rahmenpläne
(jetzt Paragraphen 12 und 13)
sind sehr allgemein gehalten
und unverbindlich. Aussagen
über eine zukunftsfähige Bil-
dung finden sich nicht.
Nach Auffassung des Fachfo-
rums Bildung wäre hier der
Platz, um z.B. die von der
Kommission für nachhaltige
Entwicklung der UNO 1996
formulierten Prinzipien für
eine zukunftsfähige Bildung
aufzunehmen:
• Prinzip des lebenslangen
Lernens
• Veränderung der Lebensge-
wohnheiten

• Bildung muss „unten“ an-
setzen (Lokale Agenda)
• Kooperation der Verant-
wortlichen in Bildung, Wis-
senschaft, Regierung und NGO
• Verbindung von Lernen
mit Alltagserfahrung, Ent-
wicklung von Perspektiven
zur Bewältigung der erfahrba-
ren Probleme
• Lernen des Umgangs mit
Wahrscheinlichkeiten und Risi-
ken (lineare Lernmodelle sind
dafür nicht mehr tauglich)
• Lernen des Umgangs mit
Konflikten und divergieren-
den Interessen.

Verbindlichkeit muss sein
So, wie der Schulgesetzent-
wurf angelegt ist, könnte sich
eine konkrete Schule in ihrem
Schulprogramm der Bildung
für eine nachhaltige Entwick-
lung verschreiben. Sie könnte
es aber auch bleiben lassen.
Damit bleibt dieses Bildungs-
ziel alleine in der Kompetenz
der jeweiligen Schule. Die
Prinzipien einer nachhaltigen
(zukunftsfähigen) Bildung soll-
ten jedoch verbindlich für al-
le Schulen sein. Geschlechter-

gerechtigkeit, Menschenrechts-
und Friedenserziehung, die
informations- und kommuni-
kationstechnische Bildung so-
wie die Medienerziehung sind
so grundlegende Anliegen,
dass sie aus dem „Kann-Kata-
log“ herausfallen müssten.

Die andere Seite von Bildung
Die Ausführungen über Rah-
menpläne thematisieren le-
diglich Inhalte, Qualifikations-
und Qualitätsziele, also Wis-
sen. Wissen in seiner komple-
xen, interaktiven und lebens-
begleitenden Dynamik ist die
eine Seite von Bildung. Die
andere Seite umfasst jene
menschlichen Qualitäten, die
das Leben in einer Zukunfts-
gesellschaft des Wissens und
der Kommunikation wesent-
lich stützen und humanisie-
ren: Kooperations- und Kon-
fliktfähigkeit, konstruktives
Verhalten in komplexen und
risikobehafteten Situationen,
kritisches Urteilsvermögen und
Verantwortungsbereitschaft
auf der Basis von Selbstwirk-
samkeitsüberzeugungen.
Wichtige emotionale Voraus-
setzungen für humanes Mit-
einander sind Bindungsfähig-
keit und Respekt mit Blick auf
Menschen, Ideen, Werte und
Leistungen. Es bedarf also ei-
ner Verbindung von Sachkom-
petenz, Selbstkompetenz und
Handlungskompetenz. Diese
Vorstellung von einer ganz-
heitlich entwickelten Persön-
lichkeit, eines „Gebildeten“ al-
so, umreißt die seelisch-gei-
stigen Grundlagen, damit
Menschen die Nachhaltigkeit-
sidee mit-zu-leben willens
und fähig sind. 
Der vorliegende Schulgesetz-
entwurf ist leider von diesen
formulierten Bildungszielen
weit entfernt. Er greift von
den vom Fachforum Bildung
vorgeschlagenen Überlegun-
gen, die den bildungspoliti-
schen Sprecherinnen von SPD
und PDS ausführlich darge-
legt wurden bis auf eine Wort-
übernahme (Geschlechterge-
rechtigkeit statt Gleichbe-
rechtigung) nichts auf, ja er
setzt noch nicht einmal einen
akzeptablen Rahmen dafür.

Manfred Triebe, Mitarbeiter im Fachforum 
Bildung innerhalb des Agendaforums.
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Ein nachhaltiges 
Schulgesetz für Berlin!
Der vorgelegte Entwurf der rot-roten Koalition ist nicht zukunftsfähig. 
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1995 urteilte das Verfas-
sungsgericht, die Vermö-

gensteuer sei verfassungs-
widrig, da die Bemessungs-
grundlage für Immobilienbe-
sitz zu niedrig angesetzt sei
und dadurch Geldvermögen
benachteiligt werde. Statt die
beanstandete Bemessungs-
grundlage zu ändern, schaff-
te die Regierung Kohl die Ver-
mögensteuer 1997 ganz ab.
Seitdem hat der Staat laut Be-
rechnungen von Ver.di auf
rund 10 Milliarden Euro jähr-
lich verzichtet. Das freut die
notleidenden 365.000 Mil-
lionäre in Deutschland. Insbe-
sondere jene 50 bis 100, die
jeweils mehr als 500 Millio-
nen Euro besitzen. Zumal sie
doppelt verdienen: sie sparen
nicht nur die Vermögensteu-
er, sondern verleihen den ein-
gesparten Betrag auch noch
gewinnbringend an den Staat
für dessen Schuldentilgung. 

Die Gewerkschaften for-
dern deshalb die Wie-
dereinführung der Ver-
mögensteuer. Bei einem
Freibetrag von 500.000
Euro für eine vierköpfige

Familie und einem Steuer-
satz ab diesem Schwellen-

wert von lediglich einem Pro-
zent werden jährliche Einnah-
men von 16 Milliarden Euro
erwartet. 
Der hohe Freibetrag stellt da-
bei sicher, dass der Konjunk-
tur keine Gelder entzogen
werden, denn bei dieser Grö-
ßenordnung wird keine Kauf-
kraft abgeschöpft, sondern
lediglich Spar- und Spekula-
tionsgeld. 
Der Vorschlag ist gewiss nicht
revolutionär, denn die Rei-
chen in Deutschland würden
immer noch gut bedient. Bis-
lang tragen sie hier mal gera-
de 3,6 Prozent zum Staats-
haushalt bei. In Großbritanni-
en, Japan und den USA dage-
gen weit über 10 Prozent! 

Doppelt besteuert?
Ganz schlaue Mitbürger fin-
den das trotzdem ungerecht,
z.B. Gustav Seibt, der in der
Süddeutschen Zeitung zum Jah-
resende schrieb, es sei über-
sehen worden, dass das Ver-
mögen Schwerreicher in aller
Regel aus bereits versteuer-
tem Einkommen stamme.
Natürlich wurde das nicht

„übersehen“! Weder damals,
als es die Vermögensteuer
noch gab, noch jetzt: Aber
große Vermögen haben eine
erheblich höhere Ertragskraft
als kleine. Nicht nur, dass
man beispielsweise in lukrati-
ve Risikopapiere gehen kann,
selbst bei normalen Anlagen
erzielen große Beträge höhere
Zinsen – und das nicht nur
bei der Berliner Bankgesell-
schaft! Hinzu kommt, dass es
eine „Doppelbesteuerung“
auch bei Normalbürgern gibt:
Diese geben fast das gesamte
Einkommen für Konsumgüter
aus – und zahlen da Mehr-
wertsteuer. Diese fällt bei den
Superreichen kaum ins Ge-
wicht, denn gemessen an
ihrem Vermögen geben sie
nur einen geringen Teil für
ihren Konsum aus.

Wie Reiche arm werden
Falls die Vermögensteuer ein-
geführt wird, kommen einige
Milliardäre in arge Bedrängnis
– sagen sie zumindest. Zum
Beispiel die Gründer des Soft-
warehauses SAP, Dietmar
Hoppe und Hasso Plattner: Da
ihre Milliarden nur auf dem
Papier stünden, nämlich als
Aktienwert, müssten sie da-
von einen Teil verkaufen, um
die Steuerschuld begleichen
zu können. Im Fall Plattner
wären das nach dessen Anga-
ben 34 Millionen Euro jähr-

lich, denn sein Aktienvermö-
gen betrage 3,4 Milliarden Eu-
ro: „Das ist so, als ob der Fis-
kus einem Bauern jedes Jahr
zehn Quadratmeter von sei-
nem Acker wegnimmt“, erläu-
terte Plattner seine Sicht der
Dinge gegenüber dem Spiegel.
Ähnlich äußerte sich sein
Kompagnon Hoppe gegenü-
ber der Frankfurter Allgemei-
nen Sonntagszeitung: „Für je-
manden wie mich, dessen
Vermögen nur auf dem Depot-
auszug besteht, der müsste
mindestens zwei Prozent der
Aktien verkaufen, um ein Pro-
zent Vermögensteuer zu be-
zahlen – Jahr für Jahr.“
Man fragt sich, wie früher
(oder in anderen Ländern) die
Reichen die in Deutschland
bis 1997 erhobene Vermögen-
steuer bezahlt haben, ohne
ihr gesamtes Hab und Gut
loszuwerden. Und man fragt
sich, warum sich angesehene
Journalisten widerspruchslos
solche Bären aufbinden las-
sen. Denn in Deutschland
wird das Vermögen mit 0,9
Prozent des Bruttoinlandpro-
duktes (BIP) vergleichsweise
gering besteuert, im Durch-
schnitt aller OECD-Länder
liegt die Quote bei 1,9 Pro-
zent, in den USA über 3, in
Kanada, Großbritannien und
Luxemburg sogar bei rund 4
Prozent.

Klaus Will
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anzeige

Sind die Reichen arm dran?
Anmerkungen zum Thema Vermögensteuer.
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Seit 1998 sind zwischen
Berliner Schulen und Thea-

ter- und Opernhäusern stolze
28 Partnerschaften entstan-
den. Für maximal vier Jahre
gibt es einen regen Austausch
zwischen einer Schule und ei-

nem Theater, die gemeinsame
Projekte durchführen. Ziel ist
es, die Jugendlichen für die
Welt des Theaters zu begei-
stern und über Begegnungen
mit den Künstlern und dem
Medium Theater neue persön-

liche und gesellschaftliche
Blickfelder zu eröffnen. Dazu
findet jedes Jahr ein großes
TUSCH-FEST statt, bei dem die
TUSCH-Schülerinnen und Schü-
ler als Akteure auftreten.
Zu sehen sein werden in die-
sem Jahr szenische und musi-
kalische Präsentationen, Talk-
shows und Gesprächsrunden,
Ausstellungen und Video-Do-
kumentationen, außerdem Er-
gebnisse aus den Theater-
Werkstätten, die allesamt von
Künstlern der Berliner Büh-
nen geleitet werden; sie rei-
chen von Tanz über Regiear-
beit bis hin zur Herstellung
von Kostümen und zum Um-
gang mit Lichttechnik. Weiter

stehen drei große TUSCH-Pro-
duktionen mit der Vaganten
Bühne/ Tribüne, dem Maxim
Gorki Theater und den So-
phiensaelen auf dem Pro-
gramm. Schulklassen sind
herzlich eingeladen und kön-
nen in dieser Festivalwoche
den Mikrokosmos Theater in
vielen Facetten miterleben.

TUSCH-FEST THEATERTAGE 2003
Montag, den 24. März bis Freitag, den 28.
März 2003, täglich zwei Module von 9:00 –
11:00 Uhr und 11:30 –13:30 Uhr, ab 18:00
Uhr Abendveranstaltungen. Das genaue Pro-
gramm ist im Internet http://www.tusch-ber-
lin.de einzusehen.
Informationen über: Tel. 426 33 38 (tagsüber)
Anmeldung dringend erbeten unter: LISUM
Tel.90 22 48 06

Die Organisation „Schüle-
rinnen und Schüler gegen

den Krieg“, organisiert am
Tag des Beginns des Krieges
gegen den Irak einen Schüler-
streik und eine Demo, die am
Tag X um 11 Uhr auf dem
Alex stattfindet. 

Zu Beginn des Afghanistan-
krieges haben wir uns gegrün-
det und bereits einen Schüler-
streik organisiert, daran nah-
men über 5000 Schüler teil.
Dieser Streik hatte damals die
Berliner Antikriegsbewegung
neu inspiriert und ihr neuen
Aufschwung gegeben. Schüler
hatten teilweise das erste Mal
in ihrem Leben an politischen
Demonstrationen teilgenom-
men. Ehemalige Antikriegsak-
tivistInnen konnten wieder
neu aktiviert werden und ha-
ben wieder an der Bewegung
teilgenommen. 
Wir hoffen wieder den glei-
chen Effekt auf die Antikriegs-
bewegung haben zu können,
auch wenn diese heute schon
weiter ist als vor einem Jahr.

Trotz des NEIN der Bundesre-
gierung zur Kriegsbeteiligung,
müssen wir wieder auf die
Straße gehen und fordern, den
Krieg auch nicht indirekt zu
unterstützen, sondern durch
Sperrung des Luftraumes und
den Stopp der Auslandsein-
sätze der Bundeswehr den
Krieg auch zu verhindern. So-
mit fordern wir mit dem
Schülerstreik den Stopp des
Krieges und die Nutzung mi-
litärischer Ausgaben für das
Sozialsystem, zum Beispiel
für die Bildung.
Wir SchülerInnen haben im
Moment wöchentliche Treffen,
auf denen wir über die Lage
des Krieges, wie man gegen
Saddam vorgehen kann und
was die nächsten Schritte der
Bewegung sein müssen, dis-
kutieren. Außerdem machen
wir wöchentlich Aktionen auf
der Straße, wo wir für den
Schülerstreik und Antikriegs-
demos mobilisieren. Natürlich
sind wir auch direkt an Schu-
len aktiv, wo wir Antikriegs-
komitees aufbauen, Flyer ge-

gen den Krieg verteilen, Ver-
anstaltungen organisieren etc.

Leider werden wir oft direkt
an der Schule von LehrerIn-
nen und DirektorInnen behin-
dert, die mit dem Argument
der politischen Ausgewogen-
heit uns Diskussion und In-
formation verwehren. Deswe-
gen würden wir uns mehr Un-
terstützung von den LehrerIn-
nen wünschen und die Mög-
lichkeit, ausführlich über den
Krieg an der Schule diskutie-
ren zu können. Als Unterrichts-
thema müsste mindestens
das Völkerrecht, besonders die
UNO-Charta behandelt wer-
den. Es sollte aufgeklärt wer-
den über die Gefahren von
immer neu entwickelten Waf-
fen. Auch die hinter dem
Krieg stehenden ökonomi-
schen Interessen der Indu-
strieländer sollten reflektiert
werden können. Wir sollten
die Situation im Irak bespre-
chen und die Auswirkung, die
Krieg und Sanktionen auf das
Land und die Menschen hat.

Die GEW hat mit ihrer Resolu-
tion gegen den Krieg schon
einen wichtigen Schritt ge-
macht, sollte aber unserer
Meinung nach ihre Kraft und
Größe nutzen, um auch mit
einem eintägigen Streik gegen
den Krieg vorzugehen. Die Un-
terstützung unseres Schüler-
streiks wäre dabei ein wichti-
ger Schritt.

In der kommenden Tarifrun-
de müsste auch der Krieg the-
matisiert werden, da Massen
von Geld für Rüstung und Aus-
landseinsätze rausgeschmis-
sen werden, aber bei den Leh-
rern und der Bildung gespart
wird. Schüler und Lehrer kön-
nen hier gemeinsam was ver-
ändern. Geld für Bildung statt
für Rüstung!

Der Aufruf der SchülerInnen ist uns über die
Friedens-AG der GEW BERLIN zugegangen. Die
AG möchte noch viele Aktive aus Ost und West
begrüßen, um auch kommunale Antikriegsar-

beit zu gestalten so wie „Kreuzberg gegen
Krieg“. Wer teilnehmen möchte, setze sich bitte

in Verbindung mit Hansi Borck, Tel. 8511785
und Dorothea Ihme, Tel. 831 56 41.   
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Schülerstreik gegen den Krieg
Eine Schülerinitiative ruft die GEW BERLIN zur Unterstützung ihrer Aktionen auf.

TUSCH-FEST
Im März finden die Theatertage 2003 statt.Fo
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Supervisionsgruppe
für Lehrer/innen hat 

noch freie Plätze 
Info: Ina Kaufmann

Dipl.Päd. / Supervisorin (DGSv) 
Tel: 030/ 693 68 90, e-mail: 
ina.kaufmann@t-online.de

Private Akut- und Rehabilitationsklinik
Innere Medizin - Kardiologie - Psychotherapie - Neurologie
Leitung: Dr.med.Thomas Bodemann, Internist- Dipl.-Psychologe

Schwerpunkte: Diagnostik u. Therapie bei 
Alkohol- u. Tablettenmißbrauch (Entgiftung/
Entwöhnung), Depressionen, Ängsten, 
Panikattacken, nervösen u. Erschöpfungs-
Zuständen, Schmerzen, Schlafstörungen,
Herz-Kreislauf-Erkrankungen

Auch Akutaufnahmen!
Private Kassen, Beihilfe.

www.klinik-nikolassee.de 14129 Von-Luck-Str. 3
Unsere Patienten sind unsere Gäste!

Deutsche Akademie für
Psychoanalyse DAP e.V.

Supervisionsgruppen
für Lehrerinnen und Lehrer

Dipl. Psych. G.v. Bülow, Supervisorin (BDP)
Andrea Riedel, Lehrerin, Supervisorin (DGG)

Kantstr. 120/121, 10625 Berlin
% 313 28 93 e-mail:DAPBerlin@aol.com

Überfordert - ausgebrannt - traurig?
Einfühlsame und sanfte Therapie

für Kinder und Erwachsene
Beate Hillert 

Heilpraktikerin; Therapeutin und Ausbilderin am
PZGPF (Psychologisches Zentrum für Gestalt-

therapie, Psychodrama und Familienaufstellung). 
Abrechnung über Privatkasse 
(wenn HP mitversichert ist)

Information und Anmeldung: 
Tel.: 62 66 120

MUTTERSPRACHLERIN FRANZÖSISCH 
mit sehr guten Grammatik-Kenntnissen 

hilft zuverlässig und vertraulich gestressten
Lehrer/innen bei den Abi-Korrekturen. 

Aude David, 030 602 59 606
adajoe@arcormail.de.

FRAUEN AB 40
Fortlaufende Gruppe zur Bearbeitung von
wichtigen Lebens-, auch Arbeits-Themen
do. 16:30 bis 19:00 Uhr. 
Leitung durch erfahrene Gestalt-Psycho-
therapeutin Tel: 030/813 46 36

INSTITUT FÜR 
MUSIKTHERAPIE

WALDHÜTERPFAD 38 • 14169 BERLIN

Pädagogik allein reicht oft nicht! 
Berufsbegleitende Aus-/ Weiterbildung Sozial-
therapeutischeMusikarbeit für Sonder-/ Päda-
gogInnen, ErzieherInnen, SozialpädagogInnen ect. 

www.musiktherapieberlin.de
INFO-TEL.: 030 - 8135080
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Seit Monaten ist eine drama-
tische Entwicklung im Be-

reich der ambulanten Hilfen
zur Erziehung zu beobach-
ten. In diesem Arbeitsfeld der
Kinder- und Jugendhilfe fin-
den einschneidende Kürzun-
gen statt, grundlegende Um-
strukturierungen und Um-
steurungen werden eingelei-
tet. Ist das aber noch geset-
zesgemäß?

Ausgangspunkt: Empfehlun-
gen der Scholz-Kommission
Ausgangspunkt dieser Ent-
wicklungen waren die Emp-
fehlungen der so genannten
Scholz-Kommission zum Be-
reich Hilfen zur Erziehung.
Die Scholz-Kommission hatte
festgestellt, dass Berlin sehr
viel höhere Ausgaben als ver-

gleichbare Großstädte  wie z.B.
Hamburg für Hilfen zur Erzie-
hung hat. Die Scholz-Kom-
mission folgerte deshalb, dass
ab 2002 die Ausgaben Berlins
in diesem Bereich an die ver-
gleichbarer Großstädte ange-
passt werden sollten. Dazu
sollten nach einem Indikato-
renmodell strukturelle und
demographische Merkmale be-
rücksichtigt, die Ausgaben den
Bezirken als Budget zugewie-
sen werden. Um dies zu un-
terstützen, sollte ein einheit-
liches Informationssystem für
die Hilfen zur Erziehung auf-
gebaut werden. In diesem Zu-
sammenhang sollte auch eine
Ermittlung der unter den Be-
zirken stark differierenden
Fallkosten und ein Vergleich
mit den Durchschnittskosten

anderer Kommunen erfolgen.
Fachliche Steuerung, gemein-
same Dienstvereinbarung,
Qualifizierung der Leitungs-
kräfte und der Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen des ASD
sollten absichern, dass die ver-
anschlagten Haushaltsmittel
im Rahmen der Budgetierung
ohne Qualitätsminderung aus-
reichend sind. 

Der rot-rote Senat hatte be-
schlossen, den Vorschlägen
der Scholz-Kommission zu fol-
gen. Ohne allerdings die kon-
kretere Kostenanalyse abzu-
warten und ohne Berücksich-
tigung und Erarbeitung eines
Indikatorenmodells wurden
Ausgabenkürzungen für die
Hilfen zur Erziehung be-
schlossen und eingeleitet, und
zwar 33 Millionen Euro für
das Jahr 2002 und 50 Millio-
nen Euro für das Jahr 2003. 

Die Folgen der Umsteuerung
Um diese Kürzungen erbrin-
gen zu können, wurde in den
Jugendämtern begonnen, eine
restriktivere Praxis der Fallbe-
willigung umzusetzen. Seit
dem letzten Jahr zeichnet sich
ab, dass im ambulanten Be-
reich die Fachleistungsstunden
zum Teil nach dem Rasen-
mäherprinzip bis zu 50 Pro-
zent gekürzt wurden, in der
Falleingangsphase Hemm-
schwellen aufgebaut, Hilfen
kürzer bewilligt wurden. Die-
se restriktive Fallbewilligung
blieb nicht ohne Auswirkun-
gen auf die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Bereich der
ambulanten Hilfen, die bei frei-
en Trägern beschäftigt sind. 
• Die MitarbeiterInnen haben
überwiegend kein kalkulier-
bares Einkommen (z. B. durch
so genannte Sockelarbeitsver-
hältnisse, befristete Arbeits-
verträge, Honorarstatus). Ein
abgesichertes Arbeitsverhält-
nis besteht in der Regel nur
für einen Teil der wöchentli-
chen Arbeitszeit. Es gibt Kol-
legInnen, bei denen die Exi-
stenz des Arbeitsverhältnis-

ses direkt an die Bewilli-
gungsdauer einer Maßnahme
geknüpft ist. Ein abgesicher-
tes Arbeitsverhältnis besteht
lediglich für einen Teil der
wöchentlichen Arbeitszeit.
Brechen Klienten weg, redu-
ziert sich auch das Einkom-
men bzw. beginnt Arbeitslo-
sigkeit. Oftmals werden unter
Umgehung von Kündigungs-
fristen Bestandteile des Ar-
beitsverhältnisses geändert. 
• Die Kürzungen der Fachlei-
stungsstunden haben zu er-
heblichen Einkommensein-
bußen geführt. Gleichzeitig
müssen die KollegInnen aber
auch mehr Klienten betreuen,
um ihre Existenz sichern zu
können. 
• Die durchschnittliche Zahl
der Klienten, die ein Mitarbei-
ter innerhalb der gleichen Ar-
beitszeit zu betreuen hat, ist
gestiegen. Beziehungen zu
mehr Klienten/Familien brin-
gen höhere Anforderungen
und mehr Probleme mit sich.
Die Zahl der Supervisions-
stunden ist aber gleich ge-
blieben, d.h. Konflikte kön-
nen nicht ausreichend proble-
matisiert werden. 

Parallel dazu hat eine Ad-hoc-
AG Sofortmaßnahmen Hilfen
zur Erziehung eine Dokumen-
tation erarbeitet über die So-
fortmaßnahmen von Januar
bis November 2002. Die Er-
gebnisse dieser Dokumentati-
on sind eingeflossen in das
Rundschreiben 3/2002. Darin
geht es im Wesentlichen dar-
um, im Vorgriff auf eine Aus-
führungsvorschrift „Hilfepla-
nung“ Maßnahmen zur Steue-
rung der Hilfebewilligung vor-
zugeben. Erklärte Zielsetzung
ist auch hier: Einsparungen
zu erbringen durch „effekti-
vere und effizientere Maß-
nahmen“. Angestrebt wird die
Bewilligung kostengünstige-
rer Hilfen, eine kürzere Dauer
der Hilfen, weniger intensive
Hilfen. Darüber hinaus soll
im Rahmen des neuen von der
Senatsverwaltung für Bildung,
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6. Jugendhilfekongress der GEW 
16. bis 18. Mai 2003 in Wolfsburg

„Niemanden zurücklassen!“
Chancengleichheit durch Bildung

Der alle zwei Jahre stattfindende Jugendhilfekongress der
GEW behandelt aktuelle Themen der Kinder- und Jugendar-
beit, lässt bemerkenswerte und angesehene Wissenschaftler
und Wissenschaftlerinnen wie auch innovative Vertreterinnen
und Vertreter der Praxis zu Wort kommen und gibt Gelegen-
heit zum fachlichen Austausch. 
Der Kongress findet vom 16. bis 18. Mai 2003 in Wolfsburg
statt und wird mit einer Reihe von Vorträgen eröffnet, die sich
mit grundlegenden Aspekten der aktuellen Debatten in der
Jugendhilfe beschäftigen: Was Kinder brauchen und wie kom-
men sie zu ihrem Recht auf Bildung? Qualitätsentwicklung
durch Prozesssteuerung und Evaluation. „Lernziel Lebens-
kunst“.
Der zweite Kongresstag ist Exkursionen und der Diskussion
in Arbeitsgruppen vorbehalten.
Im Rahmenprogramm werden spezielle Führungen durch das
Volkswagen-Werk angeboten. 
Der dritte Kongresstag dient der GEW-internen Auswertung.
Kosten: Die Teilnahme kostet für GEWerkschaftsmitglieder 60
Euro, (für Studierende und Arbeitslose 40 Euro), für andere
100 Euro. Darin enthalten sind die Tagungsteilnahme, Hotel-
unterkunft und Verpflegung während der Tagung. Die Kosten
für die An- und Abreise müssen selbst getragen werden. Ta-
gesgäste zahlen 20 Euro (ermäßigt 15 Euro), Nichtmitglieder
30 Euro. Anmeldung an: GEW-Hauptvorstand, Büro Jugendhil-
fekongress, Postfach 900409, 60444 Frankfurt am Main, Fax:
069/78973-103, loensh@gew.de
Das Programm steht auch im Internet unter www.gew.de

Ambulante Hilfen zur Erziehung
Kennt der Finanzsenator das Kinder- und Jugendhilfe-Gesetz?
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Jugend und Sport entwickel-
ten Konzeptes der Sozialraum-
orientierung überprüft wer-
den, ob Unterstützung auch
aus anderen Ressorts der Ju-
gendhilfe gewährt werden
kann bzw. Ressourcen außer-
halb der Jugendhilfe herange-
zogen werden können 

Die Situation spitzt sich zu
Für das Jahr 2003 hat die Se-
natsverwaltung für Finanzen
die Daumenschrauben weiter
angezogen: In diesem Jahr sol-
len nach ihren Vorgaben im
Bereich der Hilfen zur Erzie-
hung 90 Millionen Euro er-
bracht werden. Diese setzen
sich zusammen aus den im
Jahr 2002 nicht erbrachten
33 Millionen Euro, 8 Millionen
Euro aus dem Jahre 2002 die
zusätzlich aufgebracht wor-
den sind, 50 Millionen Euro
wie geplant für das Jahr 2003.
Im ersten Hauswirtschafts-
rundschreiben für 2003 hat
die Senatsverwaltung für Fi-
nanzen eine Hauswirtschafts-
sperre für die Hilfen zur Er-
ziehung erlassen. Maßnahmen
dürfen nur noch mit Ausnah-
meregelung in den Bezirken ge-
nehmigt werden. Diese Haus-

haltssperre gilt bis zur Verab-
schiedung des Nachtragshaus-
halts. Damit regiert Finanzse-
nator Sarrazin direkt in die
Kinder- und Jugendhilfe hin-
ein. Leistungen im Bereich
der Hilfen zur Erziehung sind
Pflichtaufgaben. Kinder und
Jugendliche bzw. deren Eltern
haben einen Rechtsanspruch
auf diese Hilfen, und zwar

nicht auf besonders kosten-
günstige Hilfen, sondern auf
die für sie geeignetsten Hil-
fen. Das KJHG legt eindeutig
fest: „Art und Umfang der Hil-
fe richten sich nach dem er-
zieherischen Bedarf im Ein-
zelfall“ (§ 27 Abs. 2 KJHG). Die
GEW BERLIN hat große Befürch-
tungen, dass Rechtsansprü-
che aus haushaltspolitischen

Gründen umgangen werden. 
Niemand, auch die GEW BER-
LIN nicht, wird abstreiten, dass
Veränderungen im Bereich
Hilfen zur Erziehung sinnvoll
und notwendig sein können,
dass ein Überwinden der Ver-
säulung in der Kinder- und
Jugendhilfe effektive und kos-
tengünstige Auswirkungen ha-
ben kann. Fachpolitisch ist es
nach Auffassung der GEW
BERLIN nicht vertretbar, Ent-
wicklungen und Leistungen der
Kinder- und Jugendhilfe unter
dem Primat der Kosten und
der Haushaltskonsolidierung
zu betrachten. Wir sind sicher,
dass auf Dauer die ständigen
Kürzungen Kosten verursachen
werden, die weit über das
hinausgehen, was so „einge-
spart“ worden ist. Außerdem:
Stärkung der Prävention ist
sicherlich sinnvoll. Bisher ist
allerdings nicht feststellbar,
dass zum Beispiel die Kinder-
und Jugendarbeit gestützt
wird. Das Aus von 40 Projek-
ten in Marzahn-Hellersdorf,
die Entlassung von ungefähr
200 Mitarbeitern und Mitar-
beiterinnen sprechen nicht da-
für, dass der Senat präventive
Arbeit stärken will. Bärbel Jung
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Zwischen den Koalitions-
parteien SPD und PDS ist

ein heftiges Gerangel ent-
brannt, ob die Kitabeiträge
für Eltern erhöht werden sol-
len oder nicht. Nachdem Bil-
dungs- und Jugendsenator
Böger noch Ende letzten Jah-
res verkündet hatte, dass er
eigentlich für einen beitrags-
freien Besuch der Kinderta-
gesstätten sei, fügte er sich
nun dem Wunsch von Finanz-
senator Sarrazin und befür-
wortete eine Erhöhung der Ki-
tabeiträge. Nach Pressemel-
dungen wollte die SPD die El-
ternbeiträge um 6,12 Prozent
erhöhen. Eine solche Erhö-
hung, die sich an den gestie-
genen Lebenshaltungskosten
orientiert, ist zwar nach dem
Kitagesetz möglich, aber pä-

dagogisch und bildungspoli-
tisch absolut kontraproduk-
tiv. Höhere Elternbeiträge wer-
den mehr Kinder vom Besuch
der Kita ausschließen. Die vor-
schulische Bildung und Erzie-
hung muss gefördert werden,
will man Konsequenzen aus
PISA und der Sprachstands-
erhebung „Bärenstark“ ziehen.
Es ist völlig sinnwidrig, bei den
Kindern Sprachtests durch-
zuführen, wenn nicht gleich-
zeitig der Kitabesuch und die
Qualitätsentwicklung der pä-
dagogischen Arbeit gefördert
wird. Besonders absurd ist es,
den Eltern mehr Geld abzu-
verlangen, wenn gleichzeitig
1.200 ErzieherInnenstellen ge-
strichen werden. 
Nun scheint sich auf den er-
sten Blick die PDS gegen die

SPD durchgesetzt zu haben.
Die PDS-Fraktion hat erklärt,
dass mit ihr höhere Kitabei-
träge nicht zu machen sind.
Erst einmal also ein Grund
zur Freude: Keine Beitragser-
höhung für Kitaeltern! Bei ge-
nauerem Hinsehen lässt sich
allerdings schon jetzt fest-
stellen, dass dies nur eine
kurze Freude sein wird. Beide
Koalitionspartner haben schon
jetzt vereinbart, darüber zu
beraten und ein Konzept zu
entwickeln, wie Kostenstruk-
tur und Qualität der Kitas ver-
bessert werden können. Im
Herbst spätestens soll eine
Entscheidung fallen. Zur Qua-
litätsverbesserung gehören
aber auch verlässliche Rah-
menbedingungen, und die ha-
ben etwas zu tun mit der Per-

sonalausstattung. Deshalb er-
warten wir nach wie vor, dass
die unsägliche Verschlechte-
rung bei der Personalbemes-
sung im Hort und bei Lei-
tungskräften zurückgenom-
men wird. Eine Veränderung
der Kostenstruktur im Sinne
der GEW sollte – wie im Saar-
land – den Nulltarif als ersten
Schritt zu einer beitragsfreien
Kita eingeführen. 

Das wäre nach unserer Auf-
fassung das richtige Signal
und die richtige Konsequenz
aus PISA, um die frühkindli-
che Bildung und Erziehung zu
fördern und zu stärken. Kein
richtiger Schritt ist es, den
Beitrag für so genannte Bes-
serverdienende anzuheben.
Nicht nur, dass dies immer ei-
ne Frage der Definition ist,
die GEW BERLIN befürchtet
auch, dass eine solche Maß-
nahme zur sozialen Entmi-
schung in den Kindertages-
stätten führt. Bärbel Jung

Finanzsenator Sarrazin spart sich die Kinder- und Jugendhilfe.

Erhöhung der Kitabeiträge 
Hat sich die PDS in der Koalition durchgesetzt?
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Was es nicht alles gibt:
Austritte, Blitzaustritte,

... Es wundert mich, dass
noch niemand einen rückwir-
kenden Austritt aus den Ar-
beitgeberverbänden versucht
hat. Es hat allerdings den An-
schein, dass an der FHTW die-
ser Fall auch noch erprobt
wird. Es ist seit dem 10. Ja-
nuar 2003 Realität: die HU ist
nicht mehr Mitglied der Ar-
beitgeberverbände. 
Unmittelbare Folge dieses
Schrittes ist die Nichtüber-
nahme des aktuellen Tarifab-
schlusses. Für’s erste, denn
die Auseinandersetzungen um
die HU und Berlin gewinnen
neue Schärfe. Den schon un-
sicheren Entwicklungsperspek-
tiven der Berliner Wissen-
schaftsinstitutionen haben
die Hochschulen jetzt auch
noch sich verschlechternde
Beschäftigungsbedingungen
hinzugefügt.
Die Berliner Politik zählt aus-
schließlich Kröten: finanzielle
und hochschulpolitische (wie
z.B. Monofächer als Leitbild,
siehe Medizin). Die Größen-
ordnung der Zumutungen
muss zu Beginn der Verhand-
lungen über die Hochschul-
verträge 2006 ff. auf den
Tisch. Bisher waren Kürzun-
gen von insgesamt 200 Mio.
Euro für die Hochschulen im
Gerüchteumlauf (das ist der
Jahresetat der HU ohne Medi-
zin bzw. der TU). Sollte dies
auch nur in etwa stimmen,
hieße das Schließung einer
kompletten Uni und jede bis-
herige Strukturplanung wäre
Makulatur.
Das Schlimmste wäre jedoch
der vollständige Verlust von
Verlässlichkeit der Berliner
Politik mit verheerenden Aus-
wirkungen auf die Entwick-
lungsmöglichkeiten der Hoch-
schulen. Studiengänge, For-
schungsprojekte, Innovatio-
nen brauchen verlässliche
Perspektiven statt konjunktu-
reller Eiertänze. 

Zurück zum Ausgangspunkt:
Austritt aus den Arbeitgeber-
verbänden. Mit diesem Schritt
akzeptiert die Universität den
Eingriff in die Hochschulver-
träge. Stillschweigend, denn
eine eindeutige Positionsbe-
stimmung der HU, geschwei-
ge denn der Hochschulen ge-
meinsam gibt es nicht. Dabei
wäre viel zu sagen: Bereits
Ende 2002 hatte die HU allein
für MitarbeiterInnen mit wis-
senschaftlichen Aufgaben zwi-
schen mindestens zwei Tarif-
bereichen, zwei Beamtenbe-
reichen, einer Berliner Lösung
und allen Kombinationen
über Teilzeitarbeitsverhältnis-
se zu entscheiden. Mit dem
Austritt aus den Verbänden
kommen zu den jetzt „einge-
frorenen Kombinationen“ noch
die bundesweiten Abschlüsse
(über die zusätzlich eingewor-
benen Gelder im Drittmittel-
bereich) mit allen Anwen-
dungsvarianten zum Einsatz.
Dies sind über den Daumen
gepeilt gute 20 verschiedene
Möglichkeiten. Mal ehrlich,
wer soll das durchschauen?
Wer dem Vertragsmodell wei-
ter folgen will, sollte es ver-
teidigen und nicht vorausei-
lend Zusatzselbsttore schie-
ßen. Der Austritt aus den Ar-
beitgeberverbänden ist ein
solches. Wer garantiert, dass
die Tarifeinsparungen nicht
zusätzlich auf die sich ab-
zeichnenden Kürzungswün-
sche aufgesattelt werden? Ver-
tragssicherheit war einmal.

Abschließend noch zwei
Anmerkungen. Wie schon
gesagt, mit dem Austritt
aus den Arbeitgeberver-
bänden beginnt etwas.
Dass dieser Schritt ein
symbolischer wäre, wie
der Präsident der HU,
Prof. Mlynek, an die Ku-
ratoriumsvorsitzende
schrieb, kann man nicht
nachvollziehen. Im Ge-
genteil, reale neue Pro-
bleme und vielfältige

Auseinandersetzungen kom-
men auf uns alle zu. Das er-
ste Problem ist völlig offen-
sichtlich: Sollte das Senats-
modell mit 5 Prozent Kür-
zungen zur Anwendung kom-
men, wären die Hochschulen
sofort auf BAT-Ost-Niveau und
2004 natürlich darunter. Dies
dürfte neben der Unsicherheit
über die Berliner Verhältnisse
zum klaren Wettbewerbsnach-
teil der Berliner Hochschulen
werden. Ende offen.
Für die Kuratoriumsvorsitzen-
de, Frau Prof. Meyer, sind Aus-
schluss betriebsbedingter Kün-
digungen und Tariferhöhun-
gen Alternativen. Für mich ge-
hören Tariftreue und Sicher-
heit der Arbeitsverhältnisse
zusammen. Die Humboldt-
Universität hat in den Jahren
seit 1990 einschneidende Ver-
änderungen, über lange Zeit
auch mit betriebsbedingten
Kündigungen vollzogen. Die
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter arbeiten unter Anspan-
nung aller Kräfte und teilweise
darüber hinaus, um die Hum-
boldt-Universität zu dem zu
machen, was sie ist. Wenn dies
in Zukunft gemeinsam fortge-
führt werden soll, dann muss
die Universität schnellstens
wieder zu ver-
lässlichen und
zumindest
vergleichba-
ren Tarifbedin-
gungen
zurück.  

Rainer Hansel

Dem braven Kinde

Der Senat pfeift, die Hoch-
schulen springen. Mit ihrem
fristlosen Austritt aus den
Arbeitgeberverbänden sind
sie mit verantwortlich für
die Folgen der Tarifflucht
des Landes: Vorerst keine
Tariferhöhung für die Be-
schäftigten, Erosion des
bundesweiten Tarifsystems.
Handeln nach dem Prinzip
Hoffnung: Wir machen, was
der Senat befiehlt und hof-
fen auf Schonung bei künfti-
gen Finanzkürzungen. Im-
mer schön brav sein, dann
passiert uns nichts. Naiv!
Verlässliche Zusagen des Se-
nats gab es nicht. Im Gegen-
teil: Der kündigt schon kurz

darauf an, den Hochschulen
weitere 200 Mio. Euro strei-
chen zu wollen. Glaubten
die Hochschulen ernsthaft,
dass sie das Geld, das als
Tarifvorsorge in ihren Haus-
halten eingestellt ist, behal-
ten dürfen? Das sind immer-
hin 42 Mio. Euro bis 2005 in
allen Hochschulen. Wort-
bruch rufen die Präsidenten
und prangern den Senat
aufs Schärfste an. Schuld
sind sie selbst. 
Mit ihrem kläglichen Ein-
knicken vor dem politi-
schen Druck des Senats ha-
ben sie ein großes Stück
Selbstständigkeit aufgege-
ben – sie, die sonst bei je-
der Gelegenheit ihre Auto-
nomie betonen. Damit ha-
ben sie sich selbst in eine
denkbar schlechte Aus-
gangsposition für die be-
ginnenden Verhandlungen
um die Hochschulverträge
gebracht. Dem Senat kann’s
nur recht sein. Er ahnt, dass
die Kinder auch künftig brav
sein werden.

Matthias Jähne
Hochschulreferent der GEW BERLIN
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Eine kopflose Flucht
Die Humboldt- Universität ist aus den Arbeitgeberverbänden
ausgetreten: Das hat Folgen!

Fo
to

: M
an

fr
ed

 V
ol

lm
er



31

m ä r z  2 0 0 3 b l z

pessimistisch eingetönt. Glück-
licherweise gibt es auch emo-
tionale Wärme durch eine
mütterliche Mit-Erzieherin –
menschliches Leben ist eben,
trotz allem, eine prima Alter-
native (vom Theater ab 9 Jahren
empfohlen; ich denke, eher ab
5. Klasse).
Ebenfalls im Carrousel „Polter,
Geist und Tie“: der spielerische
Stück-Titel täuscht; es geht um
ein durchaus ernstes, problem-
beladenes Stück. Es ist über-
aus wichtig und sehr empfeh-
lenswert für Lehrer/Erzieher,
weil es bestürzend deutlich
macht, unter welchen Bela-
stungen Kinder (hier die Toch-
ter einer psychisch-kranken,
alleinerziehenden Mutter) le-
ben (müssen). Für Kinder ist
mir die Inszenierung zwar
eindrucksvoll, aber zu statisch,
ohne Vitalität, ohne einen Ei-
genraum für das Kind. Auf je-
den Fall sollten die Pädagogen
das Stück vorher ansehen und
den Besuch vorbereiten! (ab
10 Jahren – oder eher ab 6.
Klasse). 
Für Jugendliche gibt es wieder
das Erfolgsstück der Roten

Grütze „Was heißt hier Liebe?“,
immer noch aktuell und span-
nend, schön ausbalanciert
zwischen Emotionalität und
aufklärender Rationalität (ab
12? – das scheint mir, insbe-
sondere für Jungen!, etwas zu
früh). 
„Nora“ in der Schaubühne ist
eine durch intensive Schau-
spielerInnen packende Auf-
führung, die leider als völlig
unnötige Zugaben einige Re-
gie-Seltsamkeiten und ein
sinnloses, nicht von Ibsen stam-
mendes Mord-Ende beifügt,
noch einmal überdeutlich ak-
zentuiert durch Musik. Trotz
dieser Seltsamkeiten die große
Aufführung eines großen
Theatertextes (Sek II).
Ebenfalls in der Schaubühne:
„Das kalte Kind“ von Marius
von Mayenburg; ich hörte ei-
nen scharfen, witzigen, fami-
liäre Gegenwart erhellenden
Text und sah eine Inszenie-
rung, die diesem Text nicht
vertraut und ihn deshalb in
ein seltsames Irgendwo stellt,
vielleicht auch das Publikum
bestechen will durch eine ele-
gant-eigenartige Ausstattung
(Sek II).

Hans-Wolfgang Nickel

Theater Strahl
Die Jungs von nebenan oder Ir-
ren ist menschlich(ab 14 Jah-
ren):Vier junge Männer. Sie mö-
gen sich. Sie nerven sich. Vier
Jungs, die anders ticken als die
anderen. Vier, die nicht gerade
zimperlich miteinander umge-
hen, aber alles ganz gut regeln
... bis ein wahnsinnig Norma-
ler alle völlig irre macht.
Öffentliche Proben: Di 11.3.
um 11 Uhr theater strahl probe-
bühne, Di 25.3., 11 Uhr theater
strahl – Die Weisse Rose. Pre-
miere ist am Do 27.3. um
19.30 Uhr. Weitere Spieltermi-
ne: 8. bis 10.4. jeweils um 11
Uhr; 08.4. um 19.30 Uhr. Spiel-
ort: theater strahl – Die Weisse
Rose, Berlin-Schöneberg, Mar-
tin-Luther-Str. 77. Tickets u.
Infos: 695 99 222

Theater Havarie Potsdam
Chrash Kids (ab 13). Über Sehn-
süchte, erste Liebe, Leichtsinn,
Spaß und ernste Folgen. Am
11./ 13./14.3. und vom 25. bis
27.3. jeweils um 11 Uhr; am
26.3. auch um 19.30 Uhr.
Theater Havarie, Stahnsdorfer
Str. 100, 14482 Potsdam-Ba-
belsberg, Tel. 0331 71 92 41.

Grips Theater
Klamms Krieg (ab 10. Klasse,
Schiller-Theater): 10.3. um 18
Uhr; 11.3. um 11 Uhr; 26.3.
um 19.30 Uhr; 27.3. um 11
Uhr.
Julius und die Geister (ab 6):
10.-14.3. jeweils um 10 Uhr,
15.3. um 16 Uhr.
Hallo Nazi (ab 15, Schiller-
Theater): 12.-14.3. und
17./18.3. jeweils um 11 Uhr;
15.3. um 19.30 Uhr. 
Flo & Co (ab 8): 17.-19.3. je-
weils um 10 Uhr.
Creeps (ab 13): 20./21.3. je-
weils um 10 Uhr; 22.3. um
19.30 Uhr.
Kannst du pfeifen, Johanna (ab
6, Schiller-Theater): 20./21.3. um
10 Uhr; 22.3. um 19.30 Uhr.
Eins auf die Fresse (ab 13):
24./25.3. um 18 Uhr; 26.3. um
10 Uhr.
Ab heute heißt du Sara: 31.3.
um 18 Uhr.
Grips Theater, Altonaer Straße
22, Tel. 397 47 477.

Spielwerkstatt
Extrakicks und Pausenfüller
(ab 8): Ein Stück zum Thema
süße Versuchungen. Vom 18.
bis 21.3. jeweils um 10 Uhr im
Haus der Jugend, Zillestraße
54 in Charlottenburg.
Kartentelefon 625 25 88. Info:
www.spielwerkstatt-berlin.de

Fliegendes Theater
Rumpelstilzchen (4 – 9 Jahre):
18.3. um 15 Uhr; 19./20.3. um
10.30 Uhr; 23.3 um 16 Uhr

„Die Schneekönigin“ im Figu-

rentheater auf der Zitadelle
ist für Jüngere eine spannende
Abenteuergeschichte: Kay geht
verloren im Land der Schnee-
königin, seine Freundin sucht
und findet ihn, bringt ihn zu-
rück. Für Ältere ist es eine zum
Nachdenken anregende Ge-
schichte von Liebe und Emo-
tion, Gut und Böse. Der epi-
sche Rahmen, durchaus stück-
angemessen, bleibt leider un-
vermittelt; er wird nicht ein-
sehbar motiviert (ab 6 Jahren).

Der „Wolfsjunge“ im Carrousel

ist ein Stück über Sozialisation:
ein von Wölfen aufgezogener
Wildling, ein Stück „Natur“
wird erzogen. Das ist spannend
für Kinder, die ihre eigene
„Menschwerdung“ im Zeitraf-
fer noch einmal in der Distanz
erleben können; es wird bela-
stet durch abstrahierende Ge-
sellschaftskritik, ähnlich wie
bei Handkes „Kaspar Hauser“:
die Gesellschaft, hier sehr un-
konkret als eine Destruktions-
Maschine – kalt, unkindlich,

S E R V I C E

Theater und Schule

„Die Jungs von
nebenan oder
Irren ist mensch-
lich“ heißt  das
neue Stück des
Theater Strahl
über vier Jungs,
die anders
ticken. Von Tom
Griffin, Regie
Günter Janko-
wiak. Premiere
ist am 27. März.
Foto: Jörg Metzner

Kritisch gesehen
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Exklusiv für GEW-Mitglieder hat
das Archiv eine umfangreiche
Pressedokumentation zu die-
sem Thema erstellt: Die zwei
prall gefüllten Ordner kosten
48 Euro (inklusive Versand)
und können in Berlin bestellt
werden.

Anti-Kriegs-Museum
Aus der Geschichte der Frie-
densbewegung: Die neue Aus-
stellung soll dem Besucher
vermitteln, dass es kein leerer
Wahn ist, auf Frieden für die
gesamte Menscheit und ihrer
Umwelt zu hoffen. Anti-Kriegs-
Museum, Brüsseler Str. 21,
13353 Berlin. Täglich von 16
bis 20 Uhr, Gruppenbetreuung
Te. 401 86 91.

Sozialismustage 2003
Unter dem Motto „Gegen Krise,
Krieg und Kapitalismus – Theo-
rie und Praxis für den globalen
Widerstand“ finden vom 18. bis
20. April (Ostern) die dies-
jährigen Sozialismustage in der
„Pumpe“ (Lützowstraße 42 in
Berlin Tiergarten) statt. Dabei
sind u.a. Peter Wahl von Attac,
Christian Ströbele, die Gruppe
Education is not for sale, Lynn
Walsh (Socialism Today). Es
geht los am Freitag um 18 Uhr,
Sa/So jeweils um 10 Uhr. Ta-
geskarte 6 Euro. Programm un-
ter www.sav-online.de

Europäischer PädagogInnen-
Friedenskongress: „Die Waf-
fen nieder – eine friedliche
Welt ist möglich!“
Vom 30.06. – 04.07.03 findet
in Hamburg unter dem Motto
„Die Waffen nieder – eine fried-
liche Welt ist möglich!“ der 4.
Europäische PädagogInnen-
Friedenskongress statt. Veran-
staltet wird der Kongress u.a.
gemeinsam vom GEW-Haupt-
vorstand und vom Landesver-
band Hamburg. Interessenten
können weitere Infos unter
horst.bethge@t-online erhalten.

Schulprogramm des DED
Das Schulprogramm des Deut-
schen Entwicklungsdienstes für
Berlin ist noch einmal umge-
zogen. Im Deutschlandhaus
stehen wieder Veranstaltungs-
räume für Schulklassen, Semi-
nare und Konferenzen zur Ver-
fügung. Sie können sich telefo-
nisch, per Fax, E-Mail oder
schriftlich zu entwicklungspo-
litischen und interkulturellen
Veranstaltungen anmelden. Re-
ferentInnen kommen auch in
die Schule. Ansprechpartnerin
ist Mechthild Lensing. Die
neue Adresse lautet: Deutsch-
landhaus, DED-Schulprogramm
Berlin, Stresemannstraße 90
(gleich am Anhalter Bahnhof),
10963 Berlin. Telefon: 25 46

(Premiere); 25.-27.3. um 15 Uhr.
Fliegendes Theater, Urban-
straße 100, 10967 Berlin, Tel.
692 21 00 oder www.fliegen-
des-theater.de

For tb i ldung
Theaterpädagogische Fortbil-
dung: Kommunikation auf der
Bühne und in echt! Der Kurs
vermittelt Einblick in Formen
des Kommunikationstrainings
mit Methoden der Theaterpä-
dagogik. Der Besuch einer Thea-
tervorstellung bei Theater
Strahl und ein Gespräch mit
einem Theaterprofi geben Ein-
blicke in das Thema. 
Jeweils mittwochs, 19., 26.
März und 2. April von 16 bis
19 Uhr in der Theater Strahl
Probebühne, Kulturhaus Schö-
neberg,Kyffhäuser Str. 23. Ko-
sten: 30 Euro (inkl. Didakti-
schem Begleitmaterial und
Theaterbesuch) Anmeldung:
Tel. 690 422 18, Fax 690 422 33
oder u.jenni@theater-strahl.de

EPIZ/LISUM-Fortbildungen
Das Entwicklungspolitische Bil-
dungs- und Informationszen-
trum e.V. (EPIZ)führt in Zusam-
menarbeit mit dem Lisum Fort-
bildungen für Lehrkräfte zu
entwicklungspolitischen The-
men durch: „Woher wir alle kom-
men! Die Herkunftsgeschichte
unserer Familie.“ (18. März –
für ErzieherInnen und Berufs-
fachschule für Sozialwesen),
„Entwicklungsländer im Unter-
richt: Brasilien“ (2. April – Sek
I + II), „Methoden des globalen
Lernens“ (15. Mai – Sek II und
berufl. Schulen), „Entwicklungs-
politik im Unterricht“ (12. Juni
– alle Schulstufen).
Außerdem gibt das EPIZ noch
eine Reihe mit Materialheften
für die beruliche Bildung her-
aus. Info: EPIZ, Tel. 692 64 18
oder www.EPIZ-Berlin.de An-
meldung für die Seminare
über das LISUM: www.lisum.de

Antirassistische Materialien
Das Antirassistische-Interkultu-
relle Informationszentrum Ber-
lin e.V. (AriC) bietet ein com-
putergestütztes Fachinforma-
tionssystem zu den entspre-
chenden Themen und gibt
Themenhefte heraus. Im De-
zember 2002 ist das jüngste
Heft erschienen zum Thema
„Roma und Sinti“, eine Stoff-
sammlung von „Antiziganis-
mus“ bis „Zigeunermärchen“ (5
Euro zzgl. Versand), davor
Hefte über Afghanistan, den
Islam und Ausländer in Berlin.
AriC Berlin, Chausseestraße
29, 10115 Berlin, Tel. 30 87 99
24, Fax 30 87 99 12 oder
aric@aric.de

Mater ia l ien
Deutsch-russsisches 
Fachwörterverzeichnis für
Mathematik
Im Rahmen der nachmittägli-
chen Hausaufgabenbetreuung in
einem Jugendprojekt in Lich-
tenberg ist ein zweisprachiges
Spezialwörterverzeichnis ent-
wickelt worden, dass das kom-
plette Basiswissen in Mathe-
matik für die Grundschule ent-
hält. In deutscher und russi-
scher Sprache können wichti-
ge Begriffe, Formeln und Defi-
nitionen nachgelesen – und
verstanden – werden. Zu bezie-
hen ist das „Wörterverzeichnis
Mathematik“ für 10 Euro bei:
Frau Samatova, Tel. 577-95-
968 oder beim CJD, Schulische
Integrationsförderung (promi-
gra), Siegfriedstraße 64, 10365
Berlin.

Englisch-Wörterbuch für
Pädagogen
Das englisch-deutsche Fach-
wörterbuch richtet sich an Er-
zieherInnen, SozialpädagogIn-
nen und LehrerInnen. Es ist
nicht nur hilfreich für die eng-
lische Fachlektüre, sondern
auch für den Austausch mit
KollegInnen aus dem benach-
barten Ausland: 3.000 engli-
sche Wörter und Redewendun-
gen aus Pädagogik, Psycholo-
gie, Arbeitsleben und sozial-
pädagogischem Alltag hat der
Kollege Wolfgang Dohrmann
zusammen getragen und im
Selbstverlag herausgebracht.
Für 6,95 Euro zu bestellen: W.
Dohrmann, Ringstraße 78,
12205 Berlin, Fax 833 64 41.
Die Lieferung erfolgt per Rech-
nung zzgl. Versandkosten 1
Euro (1-3 Ex.). 

Akt iv i tä ten
Erfurt und die Folgen
Der tödliche „Amoklauf“ eines
Erfurter Gymnasiasten im April
dieses Jahres hat (alte) Diskus-
sionen neu entfacht: Welche
Wirkungen haben Gewaltdar-
stellungen in Medien? Muss
der Jugendschutz verschärft
werden? Lassen sich Taten wie
diese vorhersehen? Wie kön-
nen Schule, Politik, Eltern und
Medien präventiv wirken? Das
Berliner Archiv der Jugendkul-
turen plant eine Buchveröffent-
lichung zu der Tat von Erfurt
und den medien- und bil-
dungspolitischen Folgen und
ist an weiteren Beiträgen inter-
essiert. Kontakt: Klaus Farin,
Archiv der Jugendkulturen, Fi-
dicinstraße 3, 10965 Berlin;
Tel.: 030/694 29 34; Fax: 030/
691 30 16; e-mail: klaus.fa-
rin@jugendkulturen.de; allge-
meine Infos über das Archiv:
www.jugendkulturen.de.

45 78, Fax: 25 46 45 80, E-Mail:
Lensing@ded.de 

Schule-Pädagogik-
Gesellschaft
Das Berlin/Brandenburger Fo-
rum veranstaltet folgende Kol-
loquien: Polytechnik-Lehrer ges-
tern – Arbeitslehre-Lehrer heu-
te ( 26.3. mit Lothar Gläser)
Kinderarbeit – zumutbar oder
ungerecht? (30.4. mit Manfred
Liebel und Gundula Röhnsch)
Das Bildungswesen in Finn-
land (28.5. mit Gerrit Große
und Dörte Putensen)
Sprachverhalten und Sprach-
förderung in der Kita (25.6.
mit Detlef Häuser und Bernd-
Rüdiger Jülich)
Jeweils Mittwochs um 16 Uhr,
Franz-Mehring-Platz 1, 10243
Berlin. 

Modellschulen für sexual-
pädagogisches Profil gesucht
Die Bildungseinrichtung KomBi
sucht noch Schulen, die im Rah-
men eines Modellprojekts eine
sexualpädagogische Schwer-
punktsetzung vornehmen wol-
len. Das Modellprojekt „Ge-
waltpräventive Fortbildung und
Beratung pädagogischer Fach-
kräfte zum Thema sexuelle
Identität und Geschlechterrol-
len“ bietet der Schule fachliche
Unterstützung bei der Umset-
zung des neuen Rahmenpla-
nes für die Sexualerziehung
(AV 27). Bei Interesse an einer
Teilnahme als Modellschule:
KomBi – Kommunikation und
Bildung vom anderen Ufer,
Kluckstr.11, 10785 Berlin,Tel.
215 37 42. Weitere Infos unter
www.kombi-berlin.de

S te l lenbörse
Montessori-Lehrerteam mit
Leitungsfunktion gesucht. Wir
errichten zusammen mit der
Gemeinde als Schulträger eine
zweizügige staatliche Montes-
sori-Grundschule in Klein-
machnow. Wir sind aufgefor-
dert und wollen dem Schulamt
Personalvorschläge unterbrei-
ten. Kontakt: Peter Goldau 03
32 03/8 20 79 oder peter.goldau
@montessori-kleinmachnow.de

Elterninitiative in Portugal sucht
DeutschlehrerIn für Grund-
und Sekundarstufe mit be-
sonderer Qualifikation für 1
autistisches und 1 legastheni-
sches Kind und 6-7 weitere
deutsche Kinder. Langfristig
und mit überdurchschnittlicher
Vergütung. Bewerbung an: Su-
sanne Serano Fernandez, Val-
juncale, 7630 Odemire Portu-
gal, Tel. 003 51/2 83 95 92 69.
Suche Tauschpartner(in) für
Gymnasium in Prenzlauer Berg
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(Pankow). Meine Fächer: Eng-
lisch und Französisch. Ich möch-
te gerne nach Charlottenburg/
Wilmersdorf oder Zehlendorf/
Steglitz.Tel. 85 47 96 70.

Wir suchen für unsere Mon-
tessori-Grundschule in Han-
gelsberg eine/einen engagier-
te/-en GründungslehrerIn. Wir
erwarten eine Ausbildung als
Grundschullehrer, Montessori-
Ausbildung und/oder Erfah-
rung in dieser Pädagogik. 
Für unsere Berufsfachschule
suchen wir Lehrer für BWL,
Englisch, Spanisch sowie in
Teilzeit Lehrer der SEK II für
Mathematik/Physik, Englisch,
und Deutsch. 
Fürstenwalder Aus- und Weiter-
bildungszentrum gGmbH, Juli-
us-Pintsch-Ring 25, 15517 Für-
stenwalde. Tel: 033 61/35 84 17
(Herr Enkelmann).

In terne t
www.workshop-zukunft.de
Der DGB-Bundesvorstand hat
eine Internet-Lernwerkstatt ein-
gerichtet. Die wichtigsten Mo-
dule sind die „Lernwerkstatt“
mit Mitmachprojekten für all-
gemeinbildende Schulen (8.- 10.
Klasse), ein „Newsletter“ zum
Thema „Schule/Berufswahl“, das

„Klassenzimmer“ – exklusiv für
SchülerInnen – sowie diverse
Materialien zum Downloaden.

http://www.wusgermany.de/
infostelle/index.htm Materia-
lien und Informationen zum
Thema Gender und Entwick-
lung mit Veranstaltungskalen-
der der Informationsstelle „Bil-
dungsauftrag Nord-Süd“. 

www.berlin.de/auslaenderbe
auftragte Auf der Internetseite
der Ausländerbauftragten kann
man sich den farbigen Inter-
kulturellen Kalender herunter
laden. Dort finden sich Feste
und Gedenktage der wichtig-
sten religiösen Gruppen. 

www.vaybee.de und www.turk-
info.de sind zweisprachige
Infoportale der türkischen Ge-
meinde in Deutschland mit
recht unterschiedlichen Inhal-
ten von Politik bis zum Stern-
chen-Klatsch, Flirt-Seiten so-
wie Ratgeber-Seiten.

www.ajum.de Datenbank für
Kinder- und Jugendliteratur im
Internet. Jährlich werden bun-
desweit rund 9.000 Bücher von
der Arbeitsgemeinschaft Ju-

gendliteratur und Medien der
GEW (AJuM) besprochen. Diese
Besprechungen kann man
jetzt auch per Internet einse-
hen. Es gibt dort eine soge-
nannte „freie“ Suche sowie ei-
ne Suche nach Suchkriterien.
Dort findet man auch Links zu
anderen Kinder-&Jugendlitera-
tur-Organisationen sowie zu
entsprechenden Verlagen.

Senior Innen
25. März um 10.30 Uhr: Be-
such des Botanischen Gartens
(Treffpunkt Eingang Unter den
Eichen)

27. März um 14.15: Moden-
schau für Ältere mit Kaufmög-
lickeit im Klub, Torstraße 205.

15. April um 10.30 Uhr: Be-
such der Zitadelle Spandau.
Treffpunkt am Juliusturm.

15. April um 10 Uhr: Stadt-
rundfahrt zu den Orten des
politischen Wirkens von Rosa
Luxemburg und Karl Lieb-
knecht. Treffpunkt Talstraße/
Ecke Wisbyer Straße (Kaufhalle)

24. April um 10 Uhr: Vom Lust-
schloss zum Museumsschloss.
Treffpunkt am Schloss Frie-
drichsfelde.

Jugendgästehaus Osterode 
am Harz (Nds.)

direkt am Wald gelegen, 5 Min. zur Altstadt,
125 Plätze, Lehrerfreiplätze, div. Pauschal-

angebote ab 51 € für 4 Nächte incl. 
Programm und HP.

Tel.: 0 55 22/55 95, Fax 68 69, 
jgh.oha@t-online.de

Info: www.Osterode.de

Tagungshaus in Wendland
Mit kleiner Tierhaltung, beliebt bei Kindern, Ju-
gendlichen und Erwachsenen, weil unkompli-
ziert im Umgang, unbeliebt als Widerstands-
treff gg. Atomanlagen, max. 44 Betten, 9 €/
Nacht, Selbst-, Teil-, Vollverpflegung, Exkur-
sionen z.B. in Elbtalaue vermittelbar. 
Meuchefitzer Gasthof, 29482 Meuchefitz 19
Tel. 0 58 41/ 59 77, Fax 0 58 41/ 69 76
E-Mail: gasthof@meuchefitz.de

Nebentätigkeit
Schulfachlicher Berater

von namhaften Schulsoftware-Hersteller
gesucht.

Aufgabenbereiche

• Präsentation der Schulverwaltungspro-
gramme Hera-Schuldaten, Turbo-Planer, …

• Einweisung und Schulung der Schulleitung 
und der Schulverwaltungskräfte

• Kontaktpflege zu den Schulbehörden
• Beratung des Herstellers in 

schulfachlichen Fragen
• Honorierung auf Provisionsbasis

Haneke Elektronik, Rauschendorfer Str. 11
53639 Königswinter
Tel: 02244-80361
Email: haneke@haneke.de
Website: www.haneke.de

Klassenreisen 
international

nach Tschechien, 
Ungarn, Kroatien,
Italien, England, 

Spanien u.a.
erstellen individuelle 

Angebote

Email: 
mail@bgb-reisen.de

BGB Reisen 43 100 57
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PREISGÜNSTIGE KLASSENFAHRTEN
Klasse 5 - 13      nach Südostengland

Debbie White phone / fax
368 The Ridge 00 44/14 24 75 47 03
Hastings East Sussex email
TN34 2RD England whitestudytoursltd@supanet.com

inclusive:

kpl. Lernprogramm

individueller Planung 

Organisation der An- und Abreise

Unterkunft in Gastfamilien oder Hostels

Kostenerlass für begleitende LehrerInnen

Ursula Ondratschek
Tel. und Fax: 030 / 36 71 15 13/14
Ulrike Zuschrott
Tel.: 030 / 3 23 11 10

& GRIECHENLAND
Ferienwohnungen

Tel: 07156 43 62 80 • Fax: 4 36 28 99
www .kreta-ferienwohnungen.de
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Studienreisen /Klassenfahrten

Alle Ausflugsfahrten inklusive! 

Flug- und Bahnanreise sowie andere Ziele (z.B. Ferien-
parks in den Niederlanden oder Belgien) auf Anfrage möglich!

REISEBÜRO KRAUSE GMBH • MÜNSTERSTR. 55 a • 44534 LÜNEN
TELEFON (0 23 06) 7 57 55-0 • FAX (0 23 06) 7 57 55-49 • E-Mail: info@rsb-krause.de

8-Tage-Busreise z.B. nach

Wien ÜF 192,-- Euro

Budapest ÜF 192,-- Euro

London ÜF 254,-- Euro

Prag ÜF 199,-- Euro

Paris ÜF 224,-- Euro

Rom ÜF 238,-- Euro

10-Tage-Busreise z.B. nach

Südengland Ü 213,-- Euro

Toskana Ü 202,-- Euro

Südfrankreich Ü 230,-- Euro

(Unterbringung 
in Selbstversorger-
unterkünften)

Busse für jede
GelegenheitStadtrundfahrten

Gruppenreisen
Klassenfahrten
Firmenservice
Transfers

Grenzenlos Reisen
Straße 22 Nr. 2-10, 13509 Berlin
Fon: 0 30-43 00 48 0
Fax: 0 30-43 00 48 79

Unvergessliche Klassenreise auf Reiterhof i. d.
Lüneburger Heide, auch andere Tiere vorhanden.
Fußball-Volleyballplatz, Tischtennis, Billard, Lager-
feuer, Nachtwanderung, Reithalle,  Ausritte, Sauna,
Platz für 34 Schüler/innen 2. -10. Klasse. Individu-
elle Betreuung. Video anfordern. VP incl. 5 Reitstd.
Mo.-Fr. 135,- Euro. 

Bienenbüttel
Tel. 0 58 23/73 67

www.hoflust.de

Gneisenaustraße 19 · 10961 Berlin
Fon 69 40 13 06 · Fax 69 40 13 08
e-mail:  info@nordlicht-kanu.de

www.nordlicht-kanu.de

Nordlicht
Tour & Kanu

KanuTour
KanuCamp

KanuHüttenCamp 
(feste Unterkunft)

Mecklenburgische Seenplatte,
Weser, Altmühl

z. B. 5-Tage-Tour, kmpl. o. Anreise:
p. P. 128,– Euro

mit kompetenter Planung und Durchführung

DALLY Großauswahl vom Fachmann 

Werkstätten • Orgelunterricht • Tel. 6 22 10 36
Hermannstr. 204 • 12049 Berlin • Parkplatz

100 Klaviere ab 1.800,– • Flügel 6.000,– 
Keyboards 49,–  •  Digital-Pianos 799,– 
Gitarren, Verstärker, Noten

Musikhaus



GEW im März/Apr i lIntegration in Bildung und Beruf

Bildungspolitische Fachtagung im EU-Jahr der 
Menschen mit Behinderungen 2003

am 27. und 28. März 2003 in Hamburg
Veranstalter: GEW-Hauptvorstand, BAG Unterstützte Beschäftigung, Hamburger
Arbeitsassistenz. Kostenbeitrag 60 Euro für Tagungsunterlagen, Hotel und Verpfle-
gung. Für Tagesgäste (ohne Hotel) beträgt der Beitrag 25 Euro. Die Teilnahme
behinderter Menschen ist kostenfrei. Anmeldungen: GEW Hamburg, 
Rothenbaumchaussee 15, 20148 Hamburg, Fax: 040/440877 
info@gew-hamburg.de. Nähere Informationen: www.gew.de 

Schwierige SchülerInnen fordern uns heraus

Tagung am 2. April 2003 von 9 bis 16 Uhr 
in der Humboldt-Universität
Impulsreferate:
• Verhaltensstörungen aus systemischer Sicht
• Schwierige Schülerinnen und Schüler: Andere Länder – andere Lösungen: 

Schulpsychologinnen aus England, Frankreich, Schweden und 
Finnland diskutieren

Workshopthemen: Entwicklungspädagogischer Unterricht – EPU/ Schulstationen/
Mediation/ Psychosoziale Beratung in der Schule/ ADHS/ Berufsorientierung und
selbstgesteuertes Lernen/ Schwierige Schülerinnen und Schüler / „Warum es gut
sein kann, böse Menschen mit Migrationshintergrund schlecht zu behandeln“/
Schuldistanz/ Verhaltensstörungen aus systemischer Sicht/ Andere Länder- ande-
re Lösungen/ Soziales Lernen in „Mädchen- und Jungenstunden“.
Bitte bis zum 14. März über die GEW BERLIN anmelden.
Eine Fachtagung der Senatsbildungsverwaltung und der GEW BERLIN. 

In heterogenen Lerngruppen unterrichten

Fortbildungsseminar am 4. und 5. April
Schwerpunkt der Veranstaltung wird die Praxis des binnendifferenzierenden Un-
terrichts sein, immer orientiert an den Herausforderungen, die es im Unterrichts-
alltag zu bewältigen gilt. Wir möchten Erfahrungen und Bilder der Machbarkeit
eines anderen Unterrichts präsentieren und den Anfang des Weges dorthin zeigen. 
Die Fortbildung findet statt in der Rudolf-Wissell-Grundschule, Berlin Wedding und
wird geleitet von Rosemarie Stetten, Heidrun Winkler und Heike Schreyer. Für
GEW-Mitglieder 10 Euro, Nichtmitglieder 30 Euro. 
Bitte anmelden unter Tel.: 219 993-0, Fax: 21 99 93-50

Schule IN Berlin – Schule OHNE Rassismus

Unsere Veranstaltungen:

• Wir stellen vor: Antifaschistisches Pressearchiv und Bildungszentrum
Mittwoch, 12. März um 17.30 Uhr.

• Wir stellen vor: Archiv der Jugendkulturen. 
Mittwoch, 26. März um 17.30

• Schule IN Berlin – Schule OHNE Rassismus – wir stellen uns vor. 
Für Berliner SchülerInnen und LehrerInnen. 
Mittwoch, 7. Mai um 15 Uhr.

• Wir stellen vor: Trainingsoffensive e. V. 
Mittwoch, 4. Juni um 17.30 Uhr.

Alle Veranstaltungen finden statt im GEW-Haus, Raum 31/32.

B i l d  d e s  M o n a t s

Foto: Seggelke

GEW-Haus, Ahornstraße 5 (U-Bhf Nollendorfplatz)
Mo bis Fr 9-12 und 12.30 bis 16 Uhr; 

Mi bis 17 Uhr/ Fr bis 15 Uhr
Tel. 21 99 93-0 Fax. 21 99 93-50
Persönliche Beratung in der Rechtsschutzstelle nur nach

Vereinbarung: Tel. 21 99 93 45.
info@gew-berlin.de www.gew-berlin.de

10.03. 18.00 Uhr Fachgruppe Sonderpädagogik: Das sonderpädagogische
Gutachten – eine Fleißarbeit ohne juristische
Konsequenzen?, Raum 47

11.03. 19.00 Uhr Fachgruppe Grundschulen, Raum 34
19.00 Uhr Abteilung Berufliche Schulen, Raum 33

12.03 17.00 Uhr AG Schwerbehinderte, Raum 34
19.00 Uhr Attac, Raum 33

13.03. 18.00 Uhr Junge GEW, Raum 34
18.03. 18.00 Uhr Fachgruppe Sozialpäd. Aus-, Fort- und Weiterbildung,

Raum 32
19.00 Uhr AG Schwule Lehrer, Raum 47

19.03. 10.00 Uhr Seniorenausschuss, Raum 33
20.03. 14.00 Uhr AG Rente, Raum 34

16.00 Uhr AG Gender Mainstreaming, Raum 34
18.00 Uhr Kita-AG, Raum 33

22.03. 15.00 Uhr AG Volkshochschul-DozentInnnen, Raum 47
24.03. 15.30 Uhr AG Bildungsfinanzierung, Raum 33

19.30 Uhr Sprecherinnenrat für Frauenpolitik, Raum 34
25.03 19.30 Uhr Fachgruppe Gesamtschulen, Raum 34
26.03 15.30 Uhr Fachgruppe sozialpäd. Aus-, Fort- und Weiterbildung,

Raum 34
18.30 Uhr AG Lesben, Ort tel. erfragen: 440 949 3 
19.00 Uhr Attac, Raum 33

27.03. 16.15 Uhr WIP-Rat, Raum 47
17.00 Uhr AG Mediation, Raum 47
18.00 Uhr Junge GEW, Raum 34

01.04. 17.00 Uhr AG Arbeits- und Gesundheitsschutz, Raum 33
03.04 17.00 Uhr Arbeitslose in der GEW, Raum 34
08.04. 18.00 Uhr Fachgruppe Sozialpäd. Aus-, Fort- und Weiterbildung,

Raum 34
09.04. 10.00 Uhr Seniorenausschuss, Raum 34

19.00 Uhr Attac, Raum 33


